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Vorwort

Es gibt verschiedene Wege, den Einstieg ins Berufsleben zu starten: das
Studium, eine schulische Ausbildung, das duale Studium oder eine
duale Berufsausbildung. Letztere ist in Deutschland als Einstieg in das
Berufsleben nach wie vor von enormer Bedeutung. Rund 566 000 duale
Ausbildungen wurden im Jahr 2009 bundesweit begonnen. Das sind
jedoch 50000 Ausbildungsverhiltnisse weniger als im Jahr zuvor. Zu-
gleich suchten fast 90000 Jugendliche zum Ende des Ausbildungsbera-
tungsjahres eine Ausbildung, 9600 Jugendliche sind unversorgt, hinzu-
kommen mehr als 73000 Jugendliche im so genannten »alternativen
Verbleib«. Sie befinden sich in verschiedenen Warteschleifen (Stellung-
nahme der Beauftragten der Arbeitnehmer zum Entwurf des Berufsbil-
dungsberichts 2010).

Wirft man einen Blick auf die Ausbildung selbst, dann scheint die Be-
triebsgréfle eine Rolle zu spielen. GroRbetriebe heben sich in der Aus-
bildungsqualitit offenbar ab. Zu dieser Feststellung kommt der DGB-
Ausbildungsreport 2009. Aufgrund materieller und personeller Ressour-
cen kann in grofieren Betrieben eine strukturierte Ausbildung im vollen
Umfang eher gewihrleistet werden. Klein- und Kleinstbetriebe hinge-
gen miissen mit wenig Personal flexibel bleiben und binden ihre Auszu-
bildenden stirker nach der Auftragslage und weniger nach dem Ausbil-
dungsplan mit ein. Es muss jedoch nicht unbedingt nachteilig sein,
wenn Auszubildende direkt in Arbeitsabliufe eingebunden werden und
frither eigenverantwortlich arbeiten. Gleichwohl gehéren dazu auch
ausbildungsfremde Titigkeiten. Mehr Druck und mehr Uberstunden
konnen die Folge sein. In Grof3betrieben haben Auszubildende hinge-
gen die Moglichkeit, viele Dinge auszuprobieren und sich so eher konti-
nuierlich zu entwickeln (DGB-Ausbildungsreport 2009).

Fuir die vorliegende Analyse wurden insgesamt rund 300 betriebliche
Vereinbarungen ausgewertet, abgeschlossen in den Jahren zwischen
1970 und 2010. Es wird gezeigt, mit welchen Regelungen die duale Aus-

Vorwort



10

bildung in den Betrieben gestaltet wird und wie die betrieblichen Ak-
teure das Thema aufgreifen. Dartiber hinaus wurden Vereinbarungen
ausgewihlt, die Regelungen fir Auszubildende selbst enthalten: Ver-
giinstigungen, Freistellungen, Zuwendungen etc.

Die Auswertung umfasst alle wesentlichen Aspekte der Ausbildungs-
phase: Festlegungen, wie viele Auszubildende eingestellt werden, Aus-
wahlverfahren, Ausbildungs- und Beurteilungswege und schliefllich die
Ubernahme in den Beruf. Verfolgt wird mit der Analyse nicht das Ziel,
Regelungen zu bewerten, denn die Hintergriinde und Strukturen in
den Betrieben und Verwaltungen sind uns nicht bekannt. Ziel ist es viel-
mehr, betriebliche Regelungspraxis abzubilden, Trends aufzuzeigen,
Hinweise und Anregungen fiir die Gestaltung eigener Vereinbarungen
zu geben.

Weitere Hinweise und Informationen zu unseren Auswertungen finden
Sie im Internet unter www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen.

Wir wiinschen eine anregende Lektiire!

Dr. Manuela Maschke

Vorwort
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1. Rahmenbedingungen

Die duale Ausbildung ist die vorherrschende Form der Berufsausbil-
dung in Deutschland. Im Jahr 2009 wurden rund 566 000 neue Ausbil-
dungsvertrige im so genannten »dualen System der Berufsausbildung«
abgeschlossen! — im vollzeitschulischen System diirfte es nicht einmal
die Hilfte davon gewesen sein.2

»Dual« heiflt diese Form der Berufsausbildung, da sie parallel an zwei
Lernorten stattfindet: im Betrieb und in der Berufsschule. Im Betrieb
steht dabei der eher berufspraktische Kompetenzerwerb im Vorder-
grund, wihrend es in der Schule um die Vermittlung theoretischer
Kenntnisse geht. Erginzt wird die Ausbildung hiufig durch tiberbetrieb-
liche Lehrginge oder Ausbildungsabschnitte in Partnerbetrieben. Da
manche Betriebe einzelne, von der Ausbildungsordnung vorgeschrie-
bene Ausbildungsinhalte nicht selbst anbieten kénnen, greifen sie auf
diese Art der Verbundausbildung zuriick. Derzeit gibt es ca. 350 duale
Ausbildungsberufe, sowohl in der Industrie bzw. im Handwerk als auch
im Dienstleistungsbereich.

Voraussetzung fiir eine Ausbildung im dualen System der Berufsausbil-
dung ist der Abschluss eines Berufsausbildungsvertrages zwischen dem
oder der Auszubildenden und einem ausbildungsberechtigten Betrieb.
Der Ausbildungsvertrag muss u.a. Angaben enthalten iiber

« den Ausbildungsberuf

« die sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung

« den Beginn und die Dauer der Ausbildung

« die Probezeit

1 Vgl. »Gemeinsame Stellungnahme des Hauptausschusses des Bundesinstituts fiir Berufsbildung
zum Entwurf des Berufsbildungsberichts 2010«
(www.bibb.de/dokumente/pdf/pm_7_2010_stellungnahme_ha.pdf).

2 Um die GroRenverhiltnisse deutlich zu machen: 2006 haben rund 500000 Jugendliche eine duale
Ausbildung begonnen. Das vollzeitschulische System der Berufsbildung verzeichnete im selben Jahr
dagegen »nur« rund 200 000 Neuzuginge (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008, S. 96).

Rahmenbedingungen
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« den Ausbildungsort

« die Ausbildungsvergiitung

« die wochentliche Arbeitszeit

+ den Urlaub.

Grundlage des betrieblichen Teils der Ausbildung ist die Ausbildungs-

ordnung des jeweiligen Berufs. Sie ist bundeseinheitlich tiber das Be-

rufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. die Handwerksordnung (HwO) gere-
gelt, enthilt die Bezeichnung des Ausbildungsberufs und informiert
iber

« die Dauer der Ausbildung (zwischen zwei und drei Jahren),

« das Berufsbild, d.h. die Kenntnisse, Fertigkeiten und Fahigkeiten, die
in der Ausbildung erworben werden,

- den Ausbildungsrahmenplan, in dem das Berufsbild noch einmal in
schematischer Form, jedoch detailliert und zeitlich gegliedert darge-
stellt wird,

- die Priifungsanforderungen, d.h. die Inhalte der Zwischen- bzw. Ab-
schlusspriifung.

Zudem verpflichtet die Ausbildungsordnung den ausbildenden Betrieb

dazu, auf der Basis des Ausbildungsrahmenplans einen betrieblichen

Ausbildungsplan zu erstellen. Der Auszubildende seinerseits ist gehal-

ten, ein Berichtsheft bzw. einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu

fithren.

Ausbilden darf ein Betrieb nur, wenn er dafiir nach BBiG geeignet ist.

Diese Eignung hingt im Wesentlichen von zwei Faktoren ab:

- von den infrastrukturellen Moglichkeiten des Betriebs zur praktischen
Vermittlung der Kenntnisse und Fertigkeiten eines bestimmten Be-
rufsbildes sowie

« von der personlichen und fachlichen Eignung der betrieblichen Aus-
bildenden (deren Qualifizierung ist in der so genannten Ausbildereig-
nungsverordnung — kurz AEVO oder AusbEignV — geregelt).

Uber die Eignung oder Nichteignung eines Ausbildungsbetriebes ent-

scheidet die zustindige Kammer.

Die Ausbildung im Betrieb findet an drei bis vier Tagen pro Woche statt.

Die Zwischenpriifung wird nach etwa der Hilfte der Ausbildung abge-

legt und findet, wie auch die Abschlusspriifung, vor dem Priifungs-

ausschuss der Kammer (IHK oder Handwerkskammer) statt. Nach be-
standener Abschlusspriifung erhilt der oder die Auszubildende einen

Rahmenbedingungen



Facharbeiter- bzw. Gesellenbrief bzw. — bei einer kaufminnischen Aus-
bildung — ein IHK-Priifungszeugnis. Im Jahr 2005 wurde das BBiG no-
velliert. Seitdem konnen auch Ausbildungsabschnitte im Ausland als
Teil der Ausbildung anerkannt werden.

Anders als der bundeseinheitlich geregelte betriebliche Teil der dualen
Ausbildung ist der Unterricht in der Berufsschule Lindersache. Die Kul-
tusminister der Bundeslidnder verabschieden hierzu in der gemeinsamen
Kultusministerkonferenz einen Rahmenlehrplan fiir den jeweiligen
Ausbildungsberuf. Er gilt dann bundesweit und beschreibt detailliert die
Lernziele und -inhalte fiir den berufsbezogenen Unterricht an der Be-
rufsschule.

Der schulische Teil der Ausbildung findet an einem oder zwei Tagen pro
Woche bzw. blockweise statt. Der Unterricht besteht aus fachtheoreti-
schen und allgemeinbildenden Fichern. Die Leistungen werden mit
einem Berufsschulzeugnis bescheinigt, das zwar keinen formalen Status
hat und nicht auf das Priiffungsergebnis fiir den Berufsabschluss ange-
rechnet wird, aber in der Praxis durchaus auch die Leistungsbeurteilung
seitens des Ausbildenden beeinflusst.

Aufgrund der engen Verkniipfung von fachtheoretischem Unterricht
und Praxislernen galt die deutsche duale Ausbildung lange Zeit als Vor-
zeigemodell fiir die Vermittlung beruflicher Handlungskompetenz.
Auch heute noch ist sie bei Schulabgingern duflerst attraktiv, da sie weit-
aus bessere Arbeitsmarktchancen bietet als eine vergleichbare vollzeit-
schulische Berufsausbildung. Viele dual Ausgebildete werden von ihren
Betrieben nach der Ausbildung tibernommen. Auch wenn dies nicht der
Fall ist, sind Ausgebildete aus dem dualen System aufgrund der Arbeits-
marktnihe in einer sehr viel besseren Konkurrenzposition als ihre Kol-
leginnen und Kollegen aus dem vollzeitschulischen System, die weniger
praxisnah ausgebildet wurden.

Auch fur die Unternehmen ist die Ausbildung junger Menschen eine
lohnende Investition in die eigene Zukunft. Mit Hilfe der dualen Ausbil-
dung konnen sie ihren kiinftigen Nachwuchs nach eigenen Bediirfnis-
sen ausbilden, um ihn im Anschluss an die Ausbildung optimal einzu-
setzen. Ein Vorteil fiir die Betriebe: Die Nachwuchskrifte sind bereits
mit den betrieblichen Abliufen und der Unternehmenskultur vertraut.
Zudem entsteht durch die Ausbildung eine hohe Bindung zum Betrieb
und damit in vielen Féllen zum kiinftigen Arbeitgeber. Allerdings sind

Rahmenbedingungen
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auch einige Nachteile und Probleme mit dem dualen System der Berufs-

ausbildung verbunden:

« Angesichts der groflen Nachfrage bei Jugendlichen sind duale Ausbil-
dungsplitze ein rares Gut. Thre Zahl hingt stark von der Ausbildungs-
bereitschaft der Betriebe ab, diese wiederum von der wirtschaftlichen
Situation der Unternehmen: In konjunkturell guten Zeiten wird eher
und mehr ausgebildet als in Zeiten der Krise. Somit bleiben gerade in
wirtschaftlich schwierigen Zeiten viele Bewerberinnen und Bewerber
unversorgt.

« Das duale System der Berufsausbildung ist gegeniiber gering Qualifi-
zierten relativ stark abgeschottet: Vielen Jugendlichen, insbesondere
jenen mit niedrigem Schulabschluss, gelingt der Ubergang von der
Schule in die Berufsausbildung nicht. Sie nehmen an berufsvorberei-
tenden Foérdermafinahmen teil, die allerdings meist nicht auf eine Be-
rufsausbildung angerechnet werden.

« Die duale Ausbildung ist aber auch beziiglich eines anschlieffenden
Ubergangs in ein Hochschulstudium verhiltnismiRig undurchlis-
sig: Eine abgeschlossene Berufsausbildung im dualen System bietet
keinen qualifizierten Zugang zum Hochschulbereich, wenn die oder
der Auszubildende nicht vor Ausbildungsbeginn bereits die Fach-
hochschulreife besall. Dementsprechend steht nur Auszubilden-
den ein duales Studium (Kombination aus dualer Ausbildung und
Hochschulstudium) offen, die bereits iiber die Fachhochschulreife
verfiigen.

Bei der praktischen Planung und Durchfithrung der dualen Ausbildung

im Betrieb sind neben dem BBiG und der HwO (fiir das Handwerk) wei-

tere Gesetze zu beachten: insbesondere das Jugendarbeitsschutzgesetz

(JArbSchG), das Sozialgesetzbuch (SGB), das Allgemeine Gleichbe-

handlungsgesetz (AGG) und natiirlich das Betriebsverfassungsgesetz

(BetrVG) bzw. das Personalvertretungsgesetz (PersVG).

Das JArbSchG enthilt eine Reihe von Schutzvorschriften fiir die Be-

schiftigung von Jugendlichen unter 18 Jahren. Es legt u.a. den Rahmen

fiir die maximale wochentliche und tigliche Arbeitszeit fest, schreibt die

Lage und die Dauer von Ruhepausen vor und definiert den minimalen

Urlaubsanspruch. Das Gesetz schiitzt Jugendliche demnach vor Aus-

beutung und gesundheitsgefihrdender Beschiftigung. Doch zugleich

verstirkt es die Tendenz in den Ausbildungsbetrieben, die im JArbSchG

Rahmenbedingungen



vorgeschriebenen Regelungen zu umgehen und vorrangig dltere Jugend-
liche oder junge Erwachsene als Auszubildende einzustellen — und da-
bei handelt es sich in der Regel um Abiturienten. Das SGB garantiert
Schwerbehinderten besonderen Schutz und Férderung im Arbeits-
leben — dies gilt auch fiir Auszubildende. Das AGG soll Benachteiligun-
gen aufgrund ethnischer Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen
Identitit verhindern bzw. beseitigen. Wichtig ist in diesem Zusammen-
hang vor allem das BetrVG, das den rechtlichen Rahmen des betrieb-
lichen Arbeitens im Allgemeinen und der Ausbildung im Besonderen
definiert (alle wesentlichen rechtlichen Grundlagen der Ausbildung
siehe Kap. 6.3).

Die betriebliche duale Ausbildung ist eines der zentralen Handlungs-
felder der Betriebsratsarbeit. Darauf deutet bereits die grofle Fiille an
Material hin, tiber die das Archiv Betriebliche Vereinbarungen der Hans-
Bockler-Stiftung verfiigt: Insgesamt 305 Vereinbarungen beschiftigen
sich mit der dualen Ausbildung. Auch die zahlreichen Regelungsthe-
men im Zusammenhang mit der dualen Ausbildung im Betrieb sowie
die hohe Zahl an so genannten eigenstindigen Vereinbarungen, die sich
ausschliefRlich mit der Regelung der dualen Ausbildung im Betrieb oder
mit Einzelaspekten der Ausbildung befassen, lassen den Stellenwert des
Themas erkennen

Neben der dualen Erstausbildung gibt es eine Reihe weiterer Formen
der Ausbildung im Betrieb: etwa das Praktikum (z. B. von Schiilern oder
Auszubildenden im vollzeitschulischen System, die ein Berufsprak-
tikum absolvieren), den Zivildienst, die Trainee-Ausbildung oder das
Volontariat. Auch das bereits erwihnte duale Studium stellt, ebenso wie
(nicht anerkannte) betriebsinterne Ausbildungsginge, eine Sonderform
der betrieblichen Ausbildung dar. Diese Ausbildungen, zu denen teil-
weise bereits eigene Auswertungen vorliegen (Busse 2009a, 2009b), wur-
den aus Griinden der Ubersichtlichkeit in der aktuellen Auswertung
nicht niher betrachtet.

Ahnliches gilt fiir das Thema Ausbildung der Ausbildenden. Zwar wird
die Rolle der Ausbildenden im Prozess der Ausbildung kurz beleuchtet,
doch ihre eigene Qualifizierung wird nur am Rande gestreift. Hierzu ist
in Kiirze eine gesonderte Kurzauswertung geplant.

Angesichts des Materialumfangs und der zahlreichen Regelungsthe-

Rahmenbedingungen
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men wird im Folgenden stellenweise auf kurze Zusammenfassungen
von Regelungssachverhalten und Verweise auf bereits bestehende aktu-
elle Kurzauswertungen von Betriebsvereinbarungen zuriickgegriffen.

Dies gilt insbesondere fiir das Thema Ubernahme von Auszubildenden
(Busse 2009c).

18 Rahmenbedingungen



2. Regelungsinhalte

Bei den Regelungen zur dualen Ausbildung lisst sich grundsitzlich zwi-
schen eigenstindigen Vereinbarungen und Vereinbarungen im Zusam-
menhang mit anderen Regelungsthemen unterscheiden. Die eigenstin-
digen Vereinbarungen stecken den Rahmen der Ausbildung ab oder
beschiftigen sich ausschlie8lich mit einem Regelungsaspekt innerhalb
der Ausbildung, etwa mit dem Beurteilungsverfahren oder der Uber-
nahme von Auszubildenden. Die zweite Kategorie von Vereinbarungen
bezieht sich auf ein bestimmtes Thema oder eine Zielgruppe und regelt
dabei unter anderem auch Aspekte der Ausbildung. Hierzu gehéren
etwa Vereinbarungen zur Frauenforderung, Integrationsvereinbarun-
gen oder Sozialpline. All diese Formen betriebsinterner Regelungskul-
tur wurden in der vorliegenden Auswertung berticksichtigt. Sie bilden
die Materialgrundlage fiir die folgenden Ausfithrungen.

Der Aufbau dieses zweiten Kapitels folgt weitgehend der chronologi-
schen Abfolge einer Ausbildung. Folgende Aspekte werden behandelt:

« Planung und Festsetzung der Ausbildungsquote durch die Betriebe
« Auswahl und Einstellung der Bewerberinnen und Bewerber

« Einsatz und Arbeitszeiten

« Beurteilungs- und Priifungswesen

Vergiitungsfragen

« Abschluss der Ausbildung und Ubernahme von Auszubildenden.
Danach folgen generelle Vorschriften oder Regelungen wie z.B. zur
Gleichbehandlung, zur Arbeitssicherheit und zum Einsatz von Auszu-
bildenden bei Verbundausbildungen. Das Kapitel endet mit einem aus-
fiihrlichen Blick auf die Funktion sowie auf die Rechte und Pflichten
der/des Ausbildenden.

Hiufig stellen die Vereinbarungen in einer Praambel Uberlegungen zum
Gegenstand und zur Zielsetzung dem beschriebenen Verfahren voran.
Sie sind Thema der folgenden Ausfithrungen.

Regelungsinhalte
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2.1 Ziele und Gegenstand

Viele der untersuchten Vereinbarungen gehen ausfiihrlich auf die Funk-
tion der Ausbildung und die Ziele ein, die der Betrieb damit verfolgt.
Hierbei kann zwischen externen, gesellschaftspolitischen Argumenten
fir die Ausbildung und betriebsinternen Argumenten unterschieden
werden. In folgendem Zitat ist die gesellschaftspolitische Verantwor-
tung des Unternehmens das wichtigste dieser iiber rein betriebliche In-
teressen hinausgehenden Argumente.

»Das derzeitige Ausbildungsplatzniveau [...] wird [...] in Wahrneh-
mung der gesellschaftspolitischen Verantwortung auch in den kom-
menden Jahren gehalten und nach Moglichkeit ausgebaut.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 100100/185/1998

Neben der gesellschaftlichen Verantwortung stehen die Vorteile, die eine

erfolgreich abgeschlossene Erstausbildung fiir den einzelnen Arbeit-

nehmer hat: die Beschiftigungssicherung und die Uberlegung, dass ein

héheres Qualifikationsniveau eine groflere Arbeitsplatzsicherheit nach

sich zieht. Die vorrangig betrieblichen Argumente fiir die Ausbildung

sind:

« die Erhaltung der Wettbewerbsfihigkeit,

« die Zukunftsorientierung des Betriebs mit der Notwendigkeit, Nach-
wuchskrifte zu gewinnen,

« der voraussehbare Arbeitskriftemangel angesichts der gegenwirtigen
demographischen Entwicklung.

Ein Auszug aus dem Ausbildungsleitfaden eines Chemieunternehmens

betont die Bedeutung einer qualitativ hochwertigen Ausbildung fur die

Zukunft des Unternehmens.

»In unserem Nachwuchs sehen wir unsere Zukunft« Mit diesem
Motto wird der hohe Stellenwert, den die Ausbildung im Hause [...]
traditionell genieft, zum Ausdruck gebracht. Ziel dabei ist die Um-
setzung einer qualitativ hochwertigen Ausbildung. Alle Beteiligten
verpflichten sich somit intensiv, diese Zielerreichung zu gestalten.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 020100/28/0

Regelungsinhalte



Die folgende Vereinbarung beruft sich auf die Wettbewerbsbedingun-
gen im globalen Wirtschaftshandeln. Neben betrieblichen Interessen
wird vor allem der Nutzen einer Ausbildung fiir die Auszubildenden be-
tont.

»Berufliche Erstausbildung ist im globalen Wettbewerb zu einem
wichtigen Faktor zur Sicherstellung von Fachkriftenachwuchs gewor-
den. Bildung befihigt auch zur persénlichen Entfaltung und Orien-
tierung in einer immer komplexer werdenden Arbeitswelt. Damit die
Nachwuchskrifte den Herausforderungen gewachsen sind, legt [...]
mit einer innovativen beruflichen Erstausbildung den Grundstock
fiir eine wettbewerbsfihige und zukunftsorientierte Qualifikation.«

@ MASCHINENBAU, 100100/214/2001

Die Kompetenzen, die dafiir erworben werden miissen, werden folgen-
dermaflen umrissen.

»Dies beinhaltet die Vermittlung von sozialer Kompetenz sowie fach-
licher Kompetenz am Stand der Technik und der betrieblichen Pra-
xis, die Entwicklung zu kommunikations- und teamfihigen, flexibel
einsetzbaren Mitarbeitern sowie die Férderung der Fihigkeit zum
stetigen, selbstindigen Lernen.«

@ MASCHINENBAU, 100100/214/2001

Das Lernziel besteht demnach nicht nur in der Aneignung fachlicher
Kenntnisse und Fertigkeiten. Es beinhaltet auch den Erwerb bzw. Aus-
bau sozialer Kompetenzen und einer grundsitzlichen Einstellung zur
Arbeit und zum Beruf.

»Die verdnderte Arbeitswelt und die Qualititsanforderungen in un-
serem Industriezweig erfordern Mitarbeiter mit hohen fachlichen
Kenntnissen und Fertigkeiten und ausgeprigten personlichen Kom-
petenzen. Daher soll die Berufsausbildung neben der fachlichen
Ausbildung auch der Férderung und Entwicklung wichtiger person-
licher Schliisselqualifikationen einen erheblichen Stellenwert bei-
messen.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 010602/68/2005

Ziele und Gegenstand
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Nicht nur die gestiegenen Anforderungen an die Ausbildung werden
thematisiert, sondern auch die Anforderungen an die Leistungsbereit-
schaft der Auszubildenden. Die Berufung auf ein »lebenslanges Ler-
nen« beinhaltet, dass sich die Beschiftigten nach abgeschlossener Erst-
ausbildung weiterbilden und ihr Berufsleben als dauerhaften Prozess
der Weiterentwicklung begreifen. Die nachstehend zitierte Vereinba-
rung verbindet ein weiteres Ziel mit dem Ausbilden: die Stirkung der ei-
genen Wettbewerbsfihigkeit.

»Als attraktives und zukunftsorientiertes Unternehmen fiihlt sich [...]
verpflichtet, mit einer Vereinbarung zur Ausbildung sowie Qua-
lifizierung und Weiterbildung den Ausbau der Personal- und Fiih-
rungsentwicklung voranzutreiben. [...] Durch den kontinuierlichen
Ausbau des Qualifizierungsniveaus der Mitarbeiter soll eine Lang-
zeitwirkung erzielt werden, die zur Arbeitsplatzsicherung beitrigt
und die Wettbewerbsfihigkeit des Unternehmens stirkt. Dabei wird
die Qualifizierung nicht als einmaliger Akt, sondern als dauerhafter
Prozess verstanden. Die Qualifizierung soll auch dazu dienen, die
Entlohnungschancen der Mitarbeiter zu erhthen.«

@& ELEKTRO, 020100/47/2008

Im Folgenden wird explizit der Nutzen aufgelistet, den der Abschluss ei-
ner solchen Vereinbarung fiir beide Seiten bringen soll.

»Ziel der Vereinbarung fiir
« die Auszubildenden: hoherer Lerneffekt, Forderung des selbstin-
digen und eigenverantwortlichen Handelns, Steigerung der Moti-
vation und Zufriedenheit
« fuir die Abteilungen: eine intensivere Auseinandersetzung mit den
Auszubildenden und den Lerninhalten sowie eine kontinuierliche
Verbesserung der Ausbildung.«
@ VERLAGS- UND DRUCKGEWERBE, 020100/41/2005

Eine andere Betriebsvereinbarung, die sich mit der Beurteilung von
Auszubildenden befasst, setzt sich mehr Objektivitit, Transparenz und
Bereitschaft zur Auseinandersetzung mit den Belangen der Auszubil-
denden zum Ziel.

Regelungsinhalte



»Die Betriebsvereinbarung soll dazu beitragen, alle Auszubildende
nach den gleichen Grundsitzen und Maf3stiben so objektiv wie mog-
lich zu beurteilen. Sie soll dazu dienen, den Beurteilungsvorgang
transparent zu machen und die Vorgesetzten veranlassen, sich inten-
siver mit ihren Auszubildenden zu beschiftigen.«

@ GASTGEWERBE, 010602/54/2003

Grofle Unternehmen mit mehreren Standorten formulieren mitunter
eine weitere Zielvorgabe: Die Regelungen, die in der Vereinbarung fest-
gehalten werden, sollen die Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit bei der
Durchfithrung der Ausbildung garantieren.

»Ziel dieser Gesamtbetriebsvereinbarung ist es, zum Nutzen aller
Auszubildenden [...] einheitliche und verstindliche Regelungen fuir
die Durchfiihrung der Ausbildung in allen Einrichtungshiusern zu
schaffen. Die hier aufgestellten Bedingungen sind fiir alle Einrich-
tungshiuser bindend.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/27/2001

Auch einzelne Regelungsaspekte im Ausbildungsverlauf wie z.B. die
Ubernahme oder das Beurteilungssystem und dessen Anwendung wer-
den in den Zielbestimmungen einiger Vereinbarungen angesprochen
(ausfiihrlich dazu siehe Kap. 2.8 und 2.11).

Regelungsgegenstand

Neben den Zielen, die mit einer Vereinbarung verkniipft sind, wird im
Allgemeinen auch der Regelungsgegenstand einleitend niher beleuch-
tet. Im Untersuchungsmaterial werden dabei simtliche Einzelaspekte
der Ausbildung thematisiert, die — je nach Art der Vereinbarung —
anschliefend weiter ausdifferenziert werden. Die Vereinbarungen be-
ziehen sich auf alle an der Ausbildung beteiligten Personen und Institu-
tionen (Auszubildende, Ausbilder, JAV, BR etc.), wie aus folgender Kon-
zernbetriebsvereinbarung ersichtlich wird.

Ziele und Gegenstand
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»Eine Unternehmenskultur, die sich durch ein partnerschaftliches
Verhalten am Arbeitsplatz auszeichnet, bildet die Basis fiir ein posi-
tives innerbetriebliches Arbeitsklima und ist gemeinsam mit der
Einbeziehung aller Kompetenzen und Begabungen in das betriebliche
Handeln eine wichtige Voraussetzung fiir den wirtschaftlichen Er-
folg eines Unternehmens.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 050330/91/2003

Des Weiteren heifit es in derselben Vereinbarung wie folgt.

»Hierzu gehort vor allem, die Personlichkeit und die Wiirde jeder/s
Beschiftigten zu respektieren und zu achten. Diese Ziele gelten
fur die Beschiftigten auch in Austibung ihrer beruflichen Titigkeit
gegeniiber Kunden des Unternehmens und fiir das Verhalten von
Beschiftigten gegeniiber im Konzern beschiftigten Fremdfirmenan-
gehorigen.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 050330/91/2003

In diesem Zusammenhang sei vor allem auf jene Vereinbarungen
verwiesen, die sich neben der Ausbildung auch mit anderen Themen be-
fassen: Die Integrationsvereinbarungen fordern etwa dazu auf, schwer-
behinderte Auszubildende in den Betrieb zu integrieren; Frauenférder-
plane wollen erreichen, dass mehr Frauen in Fiithrungspositionen titig
sind.

»Die Vertragsparteien sind sich der politischen und sozialen Auf-
gabe der Integration von schwerbehinderten Menschen bewusst und
stimmen darin {iberein, Geist und Buchstaben der Integrationsver-
einbarung mit Leben zu erfiillen und an der Verwirklichung der ge-
stellten Ziele aktiv und gemeinsam zu arbeiten.«

@ ABWASSER-/ABFALLBESEITIGUNG, ENTSORGUNG, RECYCLING, 010301/100/2004

Regelungsinhalte



Das zweite Beispiel stammt aus einer Vereinbarung des offentlichen
Dienstes.

»Die Unterzeichnenden dieser Integrationsvereinbarung stimmen
darin tiberein, dass es eine besonders wichtige gesellschafts- und so-
zialpolitische Aufgabe ist, Menschen mit Behinderung zu beschifti-
gen, ihre Arbeitsplitze zu sichern und sie zu fordern.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 010301/42/2005

Beide zitierten Vereinbarungen beziehen sich auf alle Beschiftigten im
jeweiligen Betrieb und ausdriicklich auch auf die Auszubildenden. Dies
gilt auch fiir die Konzernbetriebsvereinbarung eines groflen Transport-
dienstleisters. Sie verweist auf das menschliche und wirtschaftliche Po-
tenzial, das in der Forderung von Minderheiten — in diesem Fall von
Auslindern und Behinderten — liegt.

»Flr den [...] Konzern ist menschliche Vielfalt ein Erfolgsfaktor. Die
Vielfalt ist Chance fiir Innovationen und Kreativitit, deshalb unter-
stiitzt der [...] Konzern diese Vielfalt bereits in der Berufsausbildung.
Dies gilt insbesondere auch fir Menschen mit Migrationshinter-
grund und/oder mit Behinderung.«

&= LANDVERKEHR, 020200/177/2006

Abschliefend folgt ein Auszug aus dem Frauenforderplan einer Stadt-
verwaltung.

»Die Stadt [...] setzt sich zum Ziel, den Anteil von Midchen in den
Ausbildungsberufen, in denen sie gar nicht oder kaum vertreten
sind, deutlich zu verbessern.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 010303/50/2000

Mit der konkreten Umsetzung dieses gruppenspezifischen Regelungs-
gegenstandes befasst sich Kap. 2.12 dieser Auswertung.

Auch die Rechte und Pflichten des von den Vereinbarungen betroffenen
Personenkreises gehéren zum Gegenstand der Regelungen. Nachfol-
gend werden die Pflichten der Auszubildenden definiert.

Ziele und Gegenstand
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»Der Auszubildende muss:

sich bemiihen, die Fertigkeiten und Kenntnisse zu erwerben, die
zur Erreichung des Ausbildungszieles erforderlich sind
die ihm im Rahmen seiner Berufsausbildung aufgetragenen Ver-
richtungen sorgfiltig ausfithren
Werkzeuge, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich be-
handeln
an Ausbildungsmafinahmen, fiir die er freigestellt wird, teilneh-
men
den Weisungen folgen, die ihm im Rahmen der Berufsausbildung
vom Ausbildenden oder anderen weisungsberechtigten Personen
erteilt werden
die fiir die Ausbildungsstitte geltende Ordnung beachten
iber Betriebs- und Geschiftsgeheimnisse Stillschweigen wahren
eine Arbeitsunfihigkeit und deren voraussichtliche Dauer unver-
zliglich mitteilen
sich vor Beginn der Berufsausbildung &rztlich untersuchen und
nach dem 1. Ausbildungsjahr nachuntersuchen lassen (bei Min-
derjahrigkeit).«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 020100/28/0

Auch die Pflichten der Ausbildenden werden in den Vereinbarungen
thematisiert.

»Die Verantwortlichen in der Berufsausbildung wirken auf eine an-
gemessene Werteorientierung der Auszubildenden in der Gesell-
schaft, deren verantwortungsvolle Mitgestaltung und auf einen tole-
ranten und gewaltfreien Umgang hin. Unter Beriicksichtigung der
in den Ausbildungsordnungen enthaltenen Anforderungen zur Ver-
mittlung von Fihigkeiten und Fertigkeiten werden soziale und inter-
kulturelle Kompetenzen vermittelt.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 050330/91/2003

Regelungsinhalte



Das letzte Beispiel lisst erkennen, dass der Gegenstand der untersuch-
ten Vereinbarungen unmittelbar mit deren Zielsetzung verkniipft ist:
Die an der betrieblichen Ausbildung Beteiligten sind aufgerufen, die
Ziele der Vereinbarung zu verwirklichen. Auf die unterschiedlichen
Ausdeutungen und Bestimmungen des Regelungsgegenstands wird in
den folgenden Kapiteln niher eingegangen.

2.2 Umfang der Ausbildung,
Ausbildungsquote und Ausbildungsberufe

Die untersuchten Vereinbarungen zeigen, dass den eigentlichen Ein-
stellungsverfahren oftmals eine betriebliche Bildungsbedarfsplanung
vorausgeht. Deren Gegenstand sind die zu erwartende wirtschaftliche
Entwicklung des Unternehmens, die Anzahl der ausscheidenden Be-
schiftigten und andere Parameter. Diese Schitzung definiert den zu er-
wartenden Bedarf an neuen Arbeitskriften. Ein Unternehmen kann je-
doch auch bewusst von dieser Bedarfsplanung abweichen und iiber
Bedarf ausbilden.

Umfang der Ausbildung und Ausbildungsquote

Bundesweit bewegt sich die durchschnittliche betriebliche Ausbildungs-
quote seit Jahren um die 6%3, d.h. von 100 Beschiftigten befinden
sich sechs in einer Ausbildung. Fiir ausbildende Unternehmen ist die
interne Ausbildungsquote vor allem hinsichtlich der Planung eines
zukiinftigen Bedarfs interessant. Bildet das Unternehmen {iber oder
gemifl dem Bedarf aus? Bei der Entscheidung tiber den Umfang der
Ausbildung im Betrieb muss die Arbeitnehmervertretung beteiligt wer-
den.

Bildet das Unternehmen iiber Bedarf aus, wird dies meist in den Verein-
barungen erwihnt und hiufig mit dem Hinweis auf die soziale Verant-
wortung des Unternehmens begriindet.

3 Laut aktuellem Berufsbildungsbericht (2008, S. 67) lag die betriebliche Ausbildungsquote bei 6,1 %.

Umfang der Ausbildung, Ausbildungsquote und Ausbildungsberufe
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»Die [...] bekennt sich nachdriicklich zu ihrer gesellschaftspoliti-
schen Verantwortung und wird weiterhin tiber Bedarf ausbilden. Sie
wird weiterhin in den Férderprogrammen Jugendliche zur Berufs-
ausbildungsfihigkeit fithren. Wihrend der Laufzeit dieser Vereinba-
rung werden somit in jedem Jahr 800 Ausbildungsplitze inklusive
Forderprogramm >Start in den Beruf<« angeboten.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 100100/117/2000

Auch das nachstehende Unternehmen beruft sich auf seine gesell-
schaftspolitische Verantwortung.

»Die Geschiftsfithrung stellt sicher, daff neben dem betrieblich not-
wendigen Eigenbedarf an Auszubildenden, soweit wirtschaftlich ver-
tretbar, die gesellschaftspolitische Verantwortung in der Ausbildung
wie in der Vergangenheit wahrgenommen wird. Dieser Verantwor-
tung entsprechend werden noch in diesem Kalenderjahr 2 weitere
Auszubildende fiir vorzugsweise zukunftsorientierte Aufgaben ein-
gestellt.«

@ ELEKTRO, 100300/101/1997

Entscheidet sich das Unternehmen fiir eine bedarfsgerechte Ausbil-
dungsquote, wird in den Vereinbarungen vor allem mit einer gesicher-
ten Ubernahme argumentiert.

»Das Dezernat Personal verabschiedet gemeinsam mit dem zustin-
digen Vorstandsmitglied die Anzahl der Auszubildenden und die
entsprechenden Ausbildungsstandorte. Das Auszubildendenkontin-
gent kann variieren, da die Bank zumindest im Ansatz Sicherheit ge-
ben will, dass die Auszubildenden in ein Arbeitsverhiltnis iibernom-
men werden, sofern die Ausbildung erfolgreich im Sinne des {5
dieser Betriebsvereinbarung absolviert wurde.«

&= KREDITGEWERBE, 020100/37/2007

Regelungsinhalte



Ein weiteres Beispiel hierzu lautet wie folgt.

»Die Erstausbildung von jungen Menschen hat in unserem Unter-
nehmen einen hohen Stellenwert. Es wird deshalb festgelegt, wih-
rend der Laufzeit dieser Vereinbarung jihrlich mindestens 25 Aus-
bildungsplitze anzubieten. Auszubildende werden nach erfolgreich
bestandener Abschlusspriifung in ein unbefristetes Arbeitsverhilt-
nis tbernommen, soweit dem nicht personenbedingte Griinde ent-
gegenstehen. Der Betriebsrat ist hieriiber unter Angabe der Griinde
zu unterrichten.«

@ METALLVERARBEITUNG, 100100/190/2002

Einige Vereinbarungen umgehen die Themen Bedarfsplanung und
Ubernahme und benennen lediglich knapp die interne Ausbildungs-
quote bzw. die konkrete Anzahl der angebotenen Ausbildungsplitze.

»Die Ausbildungsquote wird schrittweise von jetzt 8% = 37 Azubis
auf 10% = 50 Auszubildende im Jahr 2008 erhoht.«
@ MASCHINENBAU, 100100/273/2005

Gelegentlich erwecken Formulierungen den Anschein, dass sie den
Umfang der Ausbildung regeln. Sie lassen jedoch die Frage nach der
Anzahl bzw. der Quote der Ausbildungen ginzlich offen. Im Folgenden
wird beispielsweise lediglich verabredet, dass man ausbildet, nicht je-
doch in welcher Groflenordnung.

»Die Firma verpflichtet sich, in prozentualer Abhingigkeit von der
Belegschaftsstirke jahrlich neue Ausbildungsplitze zur Verfiigung
zu stellen.«

@ METALLVERARBEITUNG, 010304/24/1996

Auch die folgende Betriebsvereinbarung trifft keine eindeutige Aussage

zur Planung tiber bzw. nach Bedarf. Sie legt jedoch eine Obergrenze fiir
die Ausbildung im Unternehmen fest.

Umfang der Ausbildung, Ausbildungsquote und Ausbildungsberufe
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»Die Ausbildungsberufe sowie die konkrete Anzahl der jeweiligen
Ausbildungsplitze orientieren sich am zukiinftigen Bedarf7...] sowie
der Entwicklung auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. [...] Die
Ausbildungsquote wird auch in Zukunft trotz jahreszeitlicher Schwan-
kungen bis zu 10 % betragen.«

@~ ENERGIEDIENSTLEISTER, 020100/20/2001

Ausbildungsberufe
Zahlreiche Vereinbarungen definieren nicht nur den Umfang der Aus-
bildung, sondern benennen auch die Berufe, in denen ausgebildet wird.

»[Der Betrieb] bietet derzeit eine Ausbildung in den folgenden Beru-
fen an:
« Kauffrau/Kaufmann im Einzelhandel
« Schauwerbegestalter/-in
« Biirokauffrau/Buirokaufmann
o Fachkraft fiir Lagerwirtschaft
« Fachmann/Fachfrau fuir Systemgastronomie
« Kaufmann/Kauffrau fur Biirokommunikation.«
@ EINZELHANDEL, 020100/27/2001

Dass hier nachdriicklich die Ausbildungsberufe aufgelistet werden, ver-
weist zum einen auf formale Korrektheit; offensichtlich ist man um Klar-
heit und Verstindlichkeit bemiiht. Zum anderen hat es zur Folge, dass
tatsichlich in diesen Berufen ausgebildet wird und nicht etwa auf andere
Ausbildungsginge ausgewichen werden kann. In einigen Vereinbarun-
gen wird auf die Beteiligungsrechte von Betriebsrat und JAV verwiesen.

»Die Ausbildungsberufe sind in Anlage II aufgefiihrt. Veranderun-
gen werden mit dem Betriebsrat und der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung besprochen.«

@ MASCHINENBAU, 020100/8/1998

Im Folgenden wird darauf hingewiesen, dass mittelfristig neue Berufe
in das Ausbildungsangebot des Unternehmens aufgenommen werden
sollen. Die Ausbildungsberufe werden abhingig von den Qualifikatio-
nen der Bewerber festgelegt.

Regelungsinhalte



»Die Festlegung der Ausbildungsberufe und die Auswahl der Bewer-
ber erfolgen entsprechend der Qualifikation der Bewerber. Es ist ge-
plant, ab Ausbildungsbeginn 1999 zunichst testweise ein weiteres
neues Berufsbild zu integrieren. Hierfiir sind ca. 6 dieser 24 Ausbil-
dungsplitze vorgesehen.«

@ MASCHINENBAU, 020100/13/1998

Eine solche Regelung lisst darauf schliefRen, dass sich der Betrieb in ei-
ner Expansionsphase befindet und einen noch nicht genau bezifferba-
ren Bedarf an kiinftigen Fachkriften hat.

2.3 Planung und Durchfiihrung der Ausbildung,
Verbundausbildungen und Kooperationen

Nachdem die Ausbildungsquote festgelegt ist und die Berufe, in denen
ausgebildet wird, benannt sind, stehen die innerbetriebliche Planung
und Durchfithrung der einzelnen Ausbildungsschritte an. Dabei han-
delt es sich um ein weiteres wichtiges mitbestimmungspflichtiges
Handlungsfeld in der Arbeit des Betriebsrats.

2.3.1 Planung

Einige Regelungen miissten nicht mehr erneut getroffen werden, da sie
vom Gesetzgeber vorgegeben sind. Laut Ausbildungsordnung etwa
miissen Ausbildungsbetriebe die Ausbildungen inhaltlich und zeitlich
gliedern. Darauf nimmt die folgende Vereinbarung Bezug.

»Die Ausbildung ist entsprechend dem Berufsbildungsgesetz planmi-
Rig zu betreiben und zeitlich wie sachlich zu gliedern, wobei eine weit-
gehende individuelle Forderung gewihrleistet sein muss. Die nach
den Berufsbildern und Ausbildungsrahmenplinen zu vermittelnden
Kenntnisse und Fertigkeiten sind fiir die Ausbildung verbindlich.«
@ UNBEKANNT, 020100/57/2001

Planung und Durchfiihrung der Ausbildung, Verbundausbildungen und Kooperationen
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Gesetzliche Grundlage dieser Anforderung ist {14 BBiG. Er beschreibt
die Pflichten der Ausbildenden bzw. des ausbildenden Betriebs. Zu die-
sen Pflichten gehoren die Bereitstellung von Lernmitteln, die charakter-
liche Férderung der Auszubildenden und die Vermittlung beruflicher
Handlungsfihigkeit. Vor allem aber ist der ausbildende Betrieb dafiir
verantwortlich, dass die Form der Ausbildung es dem Auszubildenden
ermoglicht, seine Ausbildung in der vorgesehenen Zeit erfolgreich abzu-
schliefen. Der Ausschnitt aus der Dienstvereinbarung einer Bundesbe-
horde skizziert diese grundlegende Zielsetzung der Ausbildungspla-
nung. Er wiederholt nahezu wortlich den Wortlaut des BBiG.

»Die Ausbildungsleitung sorgt dafiir, dass den Auszubildenden die
Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt werden, die zum Erreichen
des Ausbildungszieles erforderlich sind. Dazu hat sie die Ausbildung
in einer durch ihren Zweck gebotenen Form planmifig, zeitlich und
sachlich gegliedert so durchzufithren, dass das Ausbildungsziel in
der vorgesehenen Ausbildungszeit erreicht werden kann. Diese Auf-
gaben der Ausbildungsleitung sind gegeniiber anderen Titigkeiten
vorrangig zu behandeln.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 020100/54/2005

Wiederholungen von gesetzlichen Regelungen in Betriebsvereinbarun-
gen finden sich oft im untersuchten Material. Sie haben vielfach die
Funktion, in einem nichsten Schritt die Umsetzung der gesetzlichen
Vorgaben im betrieblichen Kontext zu regeln. Der zuletzt zitierte Wort-
laut soll vermutlich den Sachverhalt fiir alle beteiligten Akteure noch
einmal auf den Punkt bringen. Denn wie erwihnt: Notwendig ist eine
solche Regelung nicht.

Das wichtigste Planungsinstrument fiir die Ausbildung stellt der be-
triebliche Ausbildungsplan dar. Er wird auf der Grundlage des in der je-
weiligen Ausbildungsordnung enthaltenen Ausbildungsrahmenplans
erstellt. Damit werden die Ziele der Ausbildungsrahmenpline auf die
betrieblichen Gegebenheiten iibertragen und diesen angepasst.
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»Mit Beginn der Ausbildung erhilt jeder Auszubildende einen Rah-
menplan iiber die Ausbildungsinhalte und die Verteilung der Ausbil-
dungszeit. Uber den jeweiligen konkreten Durchlauf wird er zusitz-
lich halbjahrlich durch den betrieblichen Ausbildungsplan rechtzeitig
vorher detailliert informiert.«

& KREDITGEWERBE, 020200/207/2000

Der Ausbildungsplan, ein Zeit- und Phasenplan, ist Bestandteil des Aus-
bildungsvertrags. Er muss pidagogisch sinnvoll aufgebaut sein und den
Ablauf der Ausbildung sachlich und zeitlich vorwegnehmen. Er fiihrt
die einzelnen Ausbildungsplitze, Abteilungen oder Lernstationen auf,
die der Auszubildende im Laufe seiner Ausbildung durchlaufen wird,
und muss in regelmifigen Abstinden iiberpriift werden. Die folgende
Vereinbarung nennt die wesentlichen Bestandteile eines Ausbildungs-
plans.

»Flr die Ausbildungsberufe, in denen ausgebildet wird [...], werden
betriebliche Ausbildungspline nach einheitlichem Standard erstellt.
Sie enthalten:
« aus der Ausbildungsordnung abgeleitete Lernziele,
« Ausbildungszeiten fiir die einzelnen Ausbildungsabschnitte in
Monaten oder Wochen,
« Versetzungspline fiir den gesamten Ausbildungsdurchlauf, die je-
weils zustindigen Ausbilder werden eingetragen. |...]
Sie sind regelmifig darauf zu iiberpriifen, ob sie den Ausbildungs-
zielen und Anforderungen gerecht werden. Bei dieser Uberpriifung
ist der GBR zu beteiligen.«
@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/39/2004

Welche Person bzw. Abteilung innerhalb des ausbildenden Betriebs mit
der Erstellung und Uberpriifung des Ausbildungsplans beauftragt ist,
hingt von der Grofle des Betriebs und den dort herrschenden Gepflo-
genheiten ab. Im Folgenden iibernehmen diese Aufgabe der Ausbilder
und die Ausbildungsbeauftragten (vgl. Kap. 2.14).
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»Der Ausbilder erstellt in Absprache mit den Ausbildungsbeauftrag-
ten in den Fachabteilungen fiir den Auszubildenden einen individu-
ellen Ausbildungsdurchlaufplan nach den gesetzlichen Vorgaben
und den innerbetrieblichen Gegebenheiten. Dabei ist sicherzustel-
len, dass die Arbeitsmittel, die der Auszubildende zur Erledigung der
ubertragenen Aufgaben benétigt, bereitgestellt sind.«

@ ERNAHRUNGSGEWERBE, 020100/18/2000

In der nachstehenden Dienstvereinbarung wird eine andere Aufgaben-
teilung erkennbar: Wihrend die Ausbildungsleitung fiir die Planung der
Ausbildung verantwortlich ist, obliegt ihre Durchfithrung dem Fachaus-
bilder.

»Die Ausbildungsleitung erarbeitet auf der Grundlage der jeweils
geltenden Rahmenlehrpline gemeinsam mit den Fachausbildern
einen Stoffplan der zu vermittelnden Fertigkeiten und Kenntnisse
ihres Fachbereichs. Die Fachausbilder fithren die Ausbildung ent-
sprechend der Inhalte dieses Stoffplans durch.«

@~ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 020100/54/2005

Planung und Durchfithrung einer Ausbildung erginzen sich dann,
wenn in festgelegten Zeitabschnitten das Erreichte zusammengefasst
und die Planung des nichsten Abschnittes entsprechend angepasst
wird.

»[Der Betrieb] plant, koordiniert und fithrt im Rahmen dieser GBV
Bildungsmafinahmen durch und erstellt vor Abschluss des jeweili-
gen Kalenderjahres eine Bildungsbedarfsanalyse fiir das Folgejahr.
Die Lerninhalte der Bildungsmafinahmen werden detailliert be-
schrieben und festgelegt. Sie enthalten insbesondere Angaben iiber
Art, Dauer, Personal und Kosten der Bildungsmafinahmen.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 020200/211/2004
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2.3.2 Durchfiihrung

Hinsichtlich der Durchfithrung bzw. der konkreten Ausgestaltung der
dualen Ausbildung sind die Ausbildungsbetriebe weitgehend frei. Sie
miissen allerdings dafiir sorgen, dass die Ausbildung ordnungsgemifd
auf der Basis des BBiG stattfindet und die vermittelten Inhalte die jewei-
lige Ausbildungsordnung abdecken. Die entsprechenden Passagen in
den untersuchten Vereinbarungen dhneln sich mitunter stark.

»Die Ausbildung im jeweiligen Ausbildungsberuf erfolgt nach den
Regelungen des Berufsbildungsgesetzes in Verbindung mit den je
nach Ausbildungsberuf erlassenen Ausbildungsordnungen und
-rahmenplinen.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/27/2001

Die gesetzlich vorgeschriebenen Inhalte miissen Teil der Ausbildung
sein. Wie sie diese Inhalte vermitteln, handhaben die Unternehmen je-
doch unterschiedlich. Der nachstehend zitierte Betrieb setzt an der
Schnittstelle zwischen Ausbildungsplanung und -durchfiihrung ein Ori-
entierungs- und Einfithrungsseminar an. Es macht zu Beginn der Aus-
bildung deren konkrete Durchfithrung transparent.

»Im Anschluss an die BegriiRung durch Werk- bzw. Personalleitung,
Betriebsrat, JAV und Ausbildungsbeauftragten ist ein zweitdgiges,
nach Ausbildungsgruppen getrenntes Einfithrungsprogramm durch-
zufiihren, das den neuen Auszubildenden
« die Orientierung und sicheres Verhalten im Betrieb erleichtern
« einen ersten Uberblick {iber das Unternehmen vermitteln
« den Ablauf ihrer Ausbildung aufzeigen
soll. Die noch offenen Fragen sollen in einer Feedbackveranstaltung
(Dauer: bis 1 Tag) innerhalb der ersten drei Monate im Betrieb abge-
klart werden.«

@ UNBEKANNT, 020100/57/2001

Um einheitliche und berufsfeldtypische Inhalte zu vermitteln, sieht ein
Forschungszentrum eine gemeinsame Grundbildung fiir zwei eng ver-

wandte Ausbildungsberufe im ersten Ausbildungsjahr vor.
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»Die gemeinsame, einheitliche berufsfeldbreite Grundbildung wird
dadurch realisiert, daR den Auszubildenden der Stoft der Ausbil-
dungsrahmenpline in einer gemischten Gruppe fiir einen Zeitraum
von 5-7 Monaten im 1. Ausbildungsjahr vermittelt wird.«

@ FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG, 020100/43/1996

In einem anderen Unternehmen werden den Auszubildenden quartals-
weise und jahrgangstibergreifend fachliche Unterweisungen angeboten.

»Es wird quartalsweise eine fachliche Unterweisung durchgefiihrt.
Dabei soll den Auszubildenden Wissen iiber betriebsinterne Techni-
ken, Verfahren und Abliufe vermittelt werden. Die fachlichen Unter-
weisungen sollen so gestaltet sein, dafl alle Auszubildenden einer
Berufsgruppe eines Standortes gemeinsam daran teilnehmen kon-
nen, so dafd Auszubildende der ilteren Ausbildungsjahre ihr Wissen
und ihre Erfahrungen weitergeben kénnen.«

@ ERNAHRUNGSGEWERBE, 020100/18/2000

Dariiber hinaus ist es moglich, weitere zusitzliche Bildungsmafinah-
men mit der Ausbildung zu verkniipfen. Solche betriebsspezifischen
Ausbildungsinhalte gehoren gelegentlich zur Ausbildung.

»Neben den festgelegten Ausbildungsinhalten gem. >Verordnung
uber die Berufsausbildung« werden die Auszubildenden ab dem
zweiten Ausbildungsjahr in der Anwendung der im Unternehmen
gingigen Software geschult (z. B. ms-office, SAP). Weiterhin werden
den zur Forderung bzw. Spezialisierung ausgewihlten Auszubilden-
den auf freiwilliger Basis im Rahmen des [...]-Weiterbildungspro-
grammes Kurse wie Kommunikation, Rhetorik, Projektmanage-
ment, Moderationstechnik, Fremdsprachen, Betriebswirtschaft und
Marketing angeboten. Berufsschultage sind zu berticksichtigen.«
@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 020100/35/1999

Hier erhalten alle Auszubildenden eine Zusatzqualifizierung in der
Handhabung der im Unternehmen eingesetzten Computersoftware.
Auflerdem wird besonders leistungsstarken Auszubildenden angebo-
ten, sich bereits wihrend der Ausbildung auf spitere Fithrungs- und Ma-
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nagementaufgaben vorzubereiten (zu Forder- und Entwicklungsmaf3-
nahmen siehe Kap. 2.9.)

In der folgenden Vereinbarung wird ein betriebsinternes Instrument
zur Kontrolle der Lernerfolge im Ausbildungsverlauf vorgestellt: Das
Unternehmen hat einen Katalog erstellt, der die Lernziele der Auszubil-
denden definiert. Das Erfiillen der dort aufgefiihrten Vorgaben wird von
Auszubildendem, Ausbilder und Betriebsrat gleichermafden beobachtet
und bestitigt.

»Abgesehen von den gesetzlich vorgeschriebenen Instrumenten zur
Durchfithrung der Ausbildung erhalten die Ausbilder an den fiinf
Ausbildungsorten einen Lernzielkatalog. [...] Auf der Basis dieses
Lernzielkatalogs wird der innerbetriebliche und externe tiberbetrieb-
liche Unterricht realisiert. Die Auszubildenden erhalten jeweils ein
Exemplar des Lernzielkatalogs und verabschieden unterschriftlich
gemeinsam mit dem Ausbilder, dem o6rtlichen Betriebsrat sowie
durch unterschriftliche Bestitigung des Auszubildenden selbst die
Erreichung des Lernzieles.«

@ KREDITGEWERBE, 020100/21/1999

2.3.3 Verbundausbildung, Kooperationen und Auslandsaufenthalte

Verbundausbildung und Kooperationen

Seit einigen Jahren mehren sich Formen der dualen Ausbildung, die auf
der Kooperation zweier oder mehrerer Ausbildungsbetriebe basieren.
Man spricht in diesem Fall von einer Verbundausbildung oder einem
Ausbildungsverbund. Hierbei erginzen sich die miteinander kooperie-
renden Betriebe gegenseitig in der praktischen Berufsausbildung ihrer
Auszubildenden.

Diese neueren Formen der Kooperation bzw. der Verbundausbildung
werden vielfach auch in den untersuchten Vereinbarungen thematisiert.
Sie sind durchweg jiingeren Datums, die ilteste stammt aus dem Jahr
1998.

Planung und Durchfiihrung der Ausbildung, Verbundausbildungen und Kooperationen

37



38

»Kooperationen mit Ausbildungspartnern sind weiterhin anzustre-
ben und auszubauen. Ziel dieser Kooperationen ist es, eine wirtschaft-
liche Auslastung der vorhandenen Ausbildungskapazititen sicherzu-
stellen.«

@~ ENERGIEDIENSTLEISTER, 020100/20/2001

Auch im folgenden Fall stellt ein Unternehmen seine Ausbildungskapa-
zititen anderen Unternehmen zur Verfiigung.

»Dartiiber hinaus eroffnet der [...] Konzern anderen Unternehmen im
Rahmen der Verbundausbildung die Moglichkeiten fiir eine qualita-
tiv hochwertige Ausbildung.«

@ LANDVERKEHR, 020200/177/2006

Hintergrund der Ausbildungskooperationen ist also zum einen das wirt-
schaftliche Interesse grofler Ausbildungsbetriebe, ihre eigenen Ausbil-
dungskapazititen auszulasten. Zum anderen kann eine Kooperation
diejenigen Betriebe entlasten und unterstiitzen, die bestimmte Ausbil-
dungsinhalte nicht aus eigener Kraft vermitteln kénnen.

»Sofern fiir den jeweiligen Ausbildungsberuf geforderte Ausbil-
dungsinhalte im jeweiligen Einrichtungshaus nicht vermittelt wer-
den kénnen, werden entsprechende tiber- bzw. auflerbetriebliche
Maflnahmen durch das Einrichtungshaus veranlafit und durchge-
fihrt.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/27/2001

Kooperationen und Verbiinde kénnen den ausbildenden Betrieb erheb-
lich entlasten.

»Angesichts der damit verbundenen hohen Aufwendungen soll die
Zusammenarbeit fir die berufliche Ausbildung aus Grinden der
Kostensenkung mit umliegenden Firmen angestrebt werden.«

&= ELEKTRO, 100300/277/2002
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Von den Auszubildenden erfordert die Teilnahme an Kooperationen und
Verbundausbildungen zwar die Bereitschaft zu mehr Mobilitit. Ande-
rerseits bietet sie ihnen eine breitere Ausbildung und damit eine bessere
Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt. Die folgende Vereinbarung betont
daher den Erwerb spezieller, arbeitsmarktrelevanter Qualifikationen im
Rahmen einer Verbundausbildung.

»Die [...] wird verstirkt Ausbildungsplitze anbieten, die zu am Ar-
beitsmarkt nachgefragten Qualifikationen fithren. Die [...] wird ihre
Ausbildungskompetenz nutzen, um durch Zusammenarbeit mit Ko-
operationspartnern Ausbildungsvertrige zur Qualifizierung fiir den
externen Arbeitsmarkt anzubieten. Die betrieblichen Ausbildungs-
abschnitte fiir diese Auszubildenden kénnen darum beim Partner
stattfinden, soweit es dafiir [...] keine geeigneten betrieblichen Aus-
bildungsplitze gibt.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 100100/117/2000

Eine ebenfalls junge Form der unternehmensiibergreifenden Ausbil-
dung besteht darin, dass Auszubildende einen Teil ihrer Ausbildung
im Ausland absolvieren oder sogar einen binationalen Ausbildungsgang
durchlaufen.

»Der [..]-Konzern strebt an, die Mobilitit der Auszubildenden —
sofern Voraussetzungen vorliegen — zu férdern. Dazu kénnen Aus-
bildungsaufenthalte im Ausland angeboten werden bzw. die Mog-
lichkeiten einer EU-geforderten und binationalen Ausbildung ge-
nutzt werden.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 050330/91/2003

Diese Betriebsvereinbarung stammt von einem stidtischen Energie-
dienstleister. Sie widmet sich ausdriicklich dem Schutz vor Diskriminie-
rung und Ungleichbehandlung. Das Unternehmen ermuntert seine
Auszubildenden zu Auslandserfahrungen, auch damit sie andere (Ar-
beits-)Kulturen kennen und akzeptieren lernen.
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2.4 Auswahl und Einstellung

Das Auswahlverfahren und die Einstellungsmodalititen fiir die Auszu-
bildenden sind weitgehend dem ausbildenden Betrieb iiberlassen und
unterliegen der Mitbestimmung des Betriebsrats. Daher werden diese
beiden Punkte in den Vereinbarungen sehr unterschiedlich gestaltet, je
nach Grofle des Betriebs und den Gepflogenheiten der jeweiligen Bran-
che. Es folgt ein summarischer Uberblick iiber die Bandbreite der Rege-
lungsmoglichkeiten fiir Auswahl und Einstellung, wie sie im Untersu-
chungsmaterial beschrieben werden.

2.4.1 Auswahl

Kriterien

Einige Vereinbarungen enthalten grundlegende Aussagen iiber Fakto-
ren, die bei der Auswahl der Bewerber berticksichtigt werden, z.B. die
Form der Bewerbung, der Nachweis von Schulnoten und das Absolvie-
ren betriebsinterner Tests.

»Fiir die Auswahl von Bewerberinnen fiir einen Ausbildungsplatz
sind grundsitzlich folgende Bausteine zu berticksichtigen:
« Form- und fristgerechte Bewerbung
« Zeugnisse
« Eignungstest
- Einstellungsuntersuchung.«
@ FAHRZEUGHERSTELLER KRAFTWAGEN, 010304/22/1995

Hier werden vorrangig formale Kriterien bei der Auswahl der kiinftigen
Auszubildenden thematisiert. Aspekte wie das Auftreten des Bewerbers
und der Eindruck, den er im personlichen Gesprich hinterlisst, werden
nicht berticksichtigt. Einige Betriebe fithren Assessment-Center durch,
ein umfangreiches personliches Auswahlverfahren. Der hierbei gewon-
nene Eindruck hat hohen Stellenwert bei der Auswahl des Bewerbers.
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»Als fachliche Voraussetzungen gelten dabei hauptsichlich:

« Bewerbungsunterlagen, inkl. des aktuellen schulischen Zeugnis-
ses

« Sonstige Referenzen

« Ergebnis im Assessment-Center

- Eindriicke aus einem etwaigen Probearbeitstag.

Als personliche Voraussetzungen gelten dabei hauptsichlich:

. Eindruck, den die Beobachter vom Bewerber im Assessment-Cen-
ter durch die Selbstprisentation und die Gruppenarbeit gewinnen

- Eindruck, den die Beobachter vom Bewerber im Interview gewin-
nen.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 010601/95/2007

Mitunter werden Zielsetzung und Funktion des Auswahlverfahrens dar-
gelegt.

»Im Rahmen des Auswahlverfahrens ist eine ausgewogene Auswahl
hinsichtlich des Leistungsstandes der einzustellenden Auszubilden-
den anzustreben. Durch die Auswahlverfahren soll festgestellt wer-
den, ob die Bewerber den Anforderungen entsprechen, die fiir einen
erfolgreichen Abschlufl der angestrebten Ausbildung erforderlich
sind.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFZz), 020100/27/2001

Laut letztgenannter Vereinbarung sollen neben leistungsstarken aus-
driicklich auch weniger leistungsstarke Kandidaten in die Auswahl auf-
genommen werden.

Im Folgenden werden auch die soziale Komponente und insbesondere
die Gleichbehandlung nach §75 BetrVG bei der Auswahlentscheidung
berticksichtigt.

»Die Bewerber werden entsprechend ihrer schulischen Leistungen,
den Bildungsvoraussetzungen fiir das angestrebte Leistungsziel und
bei gerechtfertigter Einbeziehung sozialer und sonstiger Gesichts-
punkte beriicksichtigt; die Grundsitze des {75 Abs. 1 BetrVG finden
Anwendung.«

@~ FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG, 010304/16/1992
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Gemif dem zitierten Paragraphen des BetrVG miissen sowohl der Ar-
beitgeber als auch der Betriebsrat dariiber wachen, dass alle Beschiftig-
ten nach den Grundsitzen von Recht und Billigkeit behandelt und nicht
diskriminiert werden.

Insgesamt werden fiir Auswahlgespriche sehr unterschiedliche Zu-
gangskriterien vorausgesetzt. Wihrend manche Vereinbarungen nur
leistungsbezogene Nachweise fordern (Noten, Abschlusszeugnisse),
enthalten andere Regelungen detaillierte Vorgaben zu persénlichen
Kompetenzen der Bewerber.

»Die Auswahlgremien bewerten die Bewerber/innen anhand des
anliegenden Bewertungsbogens. Nach der persénlichen Vorstellung
der Bewerberin sollen folgende Themenkreise Inhalt des Gesprichs
und der anschliefenden Bewertung sein:
- Berufsmotivation/Vorstellung und Einstellung zum Berufsbild
« soziale Einstellung
« Geduld und Toleranz
- Familienverhiltnisse/Freizeitaktivititen
« berufliche Zielsetzung/Zielvorstellungen
« Erreichbarkeit des Ausbildungsplatzes
« Teamfihigkeit/Anpassungsfihigkeit
« Belastbarkeit
« Kontaktfihigkeit/Kollegialitit.
Daneben soll die sprachliche Ausdrucksfihigkeit besonders beachtet
werden.«
@ GESUNDHEIT UND SOZIALES, 010601/91/1996

Organisation und Verfahren

Das Thema Kandidatenauswahl beginnt vielfach bereits vor dem Bewer-
bungsverfahren. In einem grofden Konzern besteht eine betriebsinterne
Strategie, geeignete Bewerber anzusprechen.

»Der [...] Konzern engagiert sich bereits im Vorfeld der Berufsausbil-
dung und sucht moglichst frithzeitig den Kontakt zu Schiilern mit
dem Ziel, die richtigen Schulabginger fiir die Berufsausbildung
im [...] Konzern zu gewinnen. Mit einem Mix aus regionalen und
uberregionalen Aktivititen sowie tiber unterschiedliche Wege wer-
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den potenzielle Bewerber angesprochen und tiber die Berufsausbil-
dung im [...] Konzern informiert.«
@ LANDVERKEHR, 020200/177/2006

Unternehmen bewerben ihre Ausbildungsmdglichkeiten bei Informa-
tionsveranstaltungen an Schulen, im Internet, in Publikationen sowie
uber Stellenanzeigen in der regionalen und tberregionalen Presse.
Auch betriebsintern werden Ausbildungsplitze ausgeschrieben.

»Durch interne Stellenausschreibungen sind in den Einrichtungs-

hiusern bekanntzugeben

« der jeweils im Einrichtungshaus zur Ausbildung anstehende Aus-
bildungsberuf,

« die Anzahl der im kommenden Ausbildungsjahr zur Verfiigung
stehenden Ausbildungsplitze,

- die Einstellungsvoraussetzungen ohne Festlegung eines Mindest-
schulabschlusses,

« der Fristablauf fiir Bewerbungen.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/27/2001

Hier wird erneut ausdriicklich darauf hingewiesen, dass die interne Stel-
lenausschreibung auch interessierte Jugendliche mit niedrigem Schul-
abschluss ansprechen soll.

In den Vereinbarungen zeigt sich eine weitere Schwerpunktsetzung der
Betriebe: die generationentiibergreifende Personalpflege in Form einer
bevorzugten Einstellung von Mitarbeiterkindern.

»Bei der Besetzung von Ausbildungsplitzen sind Kinder von [...]-Mit-
arbeitern bei gleicher Qualifikation gegentiber den Mitbewerbern be-
vorzugt zu berticksichtigen.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/27/2001

»Bewerbungen von Mitarbeiterkindern sind besonders willkommen
und werden bei Erfullung der Zugangs- und Eignungsvoraussetzun-
gen in die Bestenauswahl einbezogen.«

@ LANDVERKEHR, 020200/177/2006
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Die dritte Regelung begriindet diese Mafinahme: Die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie soll geférdert werden.

»Bei gleicher Eignung mehrerer Bewerber sollen Bewerber, bei de-
nen ein oder beide Elternteile bereits in der [...] Gruppe titig sind, be-
vorzugt eingestellt werden, um die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf zu férdern.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 010601/95/2007

Aufgrund der Planungssicherheit wird das Auswahlverfahren oft mit ei-
nem gewissen zeitlichen Vorlauf organisiert.

»Die Vorauswahl ist spitestens acht Monate vor dem geplanten Aus-
bildungsbeginn vorzunehmen.«
@ GESUNDHEIT UND SOZIALES, 010601/91/1996

Dieselbe Betriebsvereinbarung nennt die Anzahl der Bewerber, die zu
Auswahlgesprichen eingeladen werden.

»Aus jeder Auswahlgruppe ist die doppelte Anzahl der zu vergeben-
den Ausbildungsplitze an Bewerbern einzuladen.«
@ GESUNDHEIT UND SOZIALES, 010601/91/1996

Andere Vereinbarungen gehen hingegen von einer deutlich hoheren
Zahl einzuladender Bewerber aus.

»Zum Vorstellungsgesprich kann bezogen auf die Ausbildungs-
plitze die 4-5fache Anzahl von Bewerbern des jeweiligen Berufes
eingeladen werden.«

@ FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG, 010304/16/1992
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2.4.2 Einstellungsgesprach und Einstellung

Der Ablauf des Bewerbungs- bzw. Auswahlgesprichs ist in den einzel-
nen Vereinbarungen héchst unterschiedlich geregelt — ein einheitliches
Vorgehen der Betriebe ldsst sich nicht erkennen. Einige fithren betriebs-
interne Testverfahren ein.

»Im Rahmen eines internen Auswahlverfahrens werden die Bewer-
bungen gem. obigem Anforderungsprofil in den finf Ausbildungsfi-
lialen selektiert und ein Interview gefithrt sowie ein standardisiertes
Testverfahren eingesetzt. Das Testverfahren wird gemeinsam mit
dem Arbeitskreis Aus- und Weiterbildung verabschiedet.«

@& KREDITGEWERBE, 020100/21/1999

Manche Betriebe sehen ein mehrstufiges Auswahlverfahren vor, in
dem die Bewerberin bzw. der Bewerber mehrere aufeinander folgende
Eignungs- und Talenttests sowie Vorstellungsgespriche absolviert.
Laut folgender Vereinbarung stellt das Einstellungs- bzw. Vorstellungs-
gesprich die letzte Stufe eines ausfithrlichen Bewerbungsverfahrens
dar.

»Das personliche Vorstellungsgespriach bildet den Abschluss des
Auswahlverfahrens und ist die mafigeblich letzte Stufe fur die Ein-
stellungsentscheidung.«

@ NACHRICHTENTECHNIK, UNTERHALTUNGS-/AUTOELEKTRONIK, 010601/84/2004

Auch Angaben zum zeitlichen Umfang des Vorstellungsgesprichs fin-
den sich im untersuchten Bestand.

»Das Vorstellungsgesprich soll vom zeitlichen Umfang eine Viertel-
stunde nicht unterschreiten und eine halbe Stunde nicht tiberschrei-
ten. Fiir jede/n Bewerber/in ist von dem zustindigen Auswahl-
gremium eine Punktbewertung nach dem System des beiliegenden
Bewertungsbogens abzugeben. Die Gremien entscheiden einstim-
mig. Jede Auswahlgruppe [...] ist am Ende jedes Vorstellungstages fur
sich zu bewerten. Dabei ist eine Rangfolge nach den Punktwerten
aufzustellen.«

@ GESUNDHEIT UND SOZIALES, 010601/91/1996

Auswahl und Einstellung
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Auch die Aufgaben der Ausbildenden im Rahmen dieses Gesprichs
(siehe Kap. 2.14) spielen mitunter eine Rolle.

»Das Einstellungsgesprich wird von den Ausbildern gefiihrt. Im Ein-
stellungsgesprich findet der Interviewleitfaden >Auswahlgesprich
fur neue Auszubildende und Studierende [...J< (in der Ausbildungs-
abteilung zur Einsicht hinterlegt) Anwendung. Der Betriebsrat, ver-
treten durch ein Mitglied des Bildungsausschusses, kann als Beob-
achter teilnehmen.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 010304/29/2005

Die Kriterien, die Organisation und der Ablauf der Auswahlverfahren
sind in den untersuchten Vereinbarungen insgesamt sehr ausfiihrlich,
aber auch sehr individuell geregelt. Ist die Auswahl abgeschlossen und
hat ein Kandidat alle Hiirden genommen, wird ihm ein Ausbildungsver-
trag angeboten.

»Die angenommenen Bewerber erhalten ein schriftliches Angebot
mit der Angabe des fur sie vorgesehenen Ausbildungsplatzes und
Ausbilders.«

@ FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG, 010304/16/1992

Um zu vermeiden, dass aufgrund einer kurzfristigen Absage eines er-
folgreichen Bewerbers ein Ausbildungsplatz unbesetzt bleibt, definieren
manche Vereinbarungen zeitliche Rahmenbedingungen fiir die Einstel-
lung und regeln das Nachriickverfahren.

»Die Einstellungszusagen werden entsprechend der Rangfolge in
den einzelnen Auswahlgruppen abgegeben. Kommt es nicht zur Ein-
stellung einer/s ausgewihlten Bewerber/in, ist der oder die Nach-
rlicker/in aus der gleichen Auswahlgruppe mit der hochsten Punkt-
zahl zu berticksichtigen.

Nachriicker/in kann nur sein, wer mindestens eine Punktzahl von 84
erreicht hat.

Die Personalabteilung hat spitestens 10 Tage nach abgeschlossener
Auswabhl die

- Einstellungszusagen, die
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« Nachriickerbriefe und die
« Absagen
schriftlich den Bewerbern/innen zuzustellen.«
@ GESUNDHEIT UND SOZIALES, 010601/91/1996

Nimmt der Bewerber den angebotenen Ausbildungsplatz an, wird im
nichsten Schritt der Ausbildungsvertrag unterzeichnet. Damit ist die
Auswahl- und Einstellungsphase abgeschlossen.

2.5 Ausbildungsvertrag und Ausbildungsmittel
2.5.1 Ausbildungsvertrag

Nach Abschluss des Auswahlverfahrens schliefen der ausbildende Be-
trieb und die/der Auszubildende den Berufsausbildungsvertrag. Sollte
sie/er zum Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung noch nicht volljihrig
sein, ist die Unterschrift der Erziehungsberechtigten notwendig. Form
und Inhalt des Ausbildungsvertrages sind weitgehend durch das BBiG
vorgegeben. Viele der untersuchten Vereinbarungen beschrinken sich
daher im Wesentlichen darauf, die rechtlichen Vorgaben und Rahmen-
bedingungen noch einmal zu bestitigen und ihre konkrete Umsetzung
im Betrieb zu beschreiben.

»Die Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf erfolgt
aufgrund eines schriftlichen Ausbildungsvertrages nach dem von
der Industrie- und Handelskammer, der Handwerkskammer oder
der Berufsakademie herausgegebenen Muster. Nebenabreden sind
nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Auch nachfolgend wird noch einmal wiederholt, was bereits in §11
Abs. 1 BBiG geregelt ist.

Ausbildungsvertrag und Ausbildungsmittel
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»Dem Berufsausbildungsvertrag ist die sachliche und zeitliche Glie-
derung der Ausbildung beizufiigen.«
@ INFORMATIONSTECHNIKHERSTELLER, 020200/189/2002

Solche Formulierungen sind fast wortlich aus dem Gesetzestext iiber-
nommen. Angesichts dessen stellt sich die Frage, ob Verfahren, die
rechtlich vorgeschrieben sind, tatsichlich der Regelung in Form einer
Betriebsvereinbarung bediirfen, oder ob hier nicht eine betriebsinterne
Richtlinie die geeignetere Form wire, das Verfahren zu beschreiben.

2.5.2 Ausbildungsmittel

Eine Reihe der untersuchten Vereinbarungen listet die Materialien und
Lehrmittel auf, die Auszubildende fiir die Ausbildung benétigen. Mitun-
ter wird festgelegt, wer die Kosten fiir die Ausbildungsmittel tragt.

»Das Unternehmen stellt den Auszubildenden die zur Ausbildung
erforderlichen Ausbildungsmittel kostenlos zur Verfiigung.«
&= KREDITGEWERBE, 020200/207/2000

Die folgende Regelung definiert die Ausbildungsmittel konkreter und
benennt zugleich die tarifvertragliche Grundlage hierfiir: den Tarifver-
trag fiir Auszubildende im 6ffentlichen Dienst.

»Gemifd 11 Abs.2 hat der Ausbildende dariiber hinaus den Auszu-
bildenden kostenlos die Ausbildungsmittel zur Verfiigung zu stellen,
die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und Ab-
schlusspriifungen erforderlich sind.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 010304/12/0

Manche Betriebe iibernehmen zusitzlich die Kosten der Unterrichtsma-
terialien, die fiir die Berufsschule erforderlich sind.

»Die Schulbiicher, die von der Berufsschule gefordert werden (Schul-
liste), zahlt die Firma.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 010304/13/2003
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2.6 Lernorte, Einsatz und Beschaftigung

Zu Beginn der Ausbildung wird gemif der Ausbildungsordnung des je-
weiligen Berufs ein betrieblicher Ausbildungsplan erstellt (siche
Kap. 2.3.1). Er enthilt auch Angaben tiber den Einsatz und die Einsatz-
orte der Auszubildenden.

»Die Einsatzplanung innerhalb der einzelnen Ausbildungsbausteine
erfolgt nach dem [betrieblichen] Ausbildungsplan, der nach den
Lerninhalten des Ausbildungsrahmenplans [der Ausbildungsord-
nung] erstellt und den Auszubildenden bekannt gemacht wird.«

@ UNBEKANNT, 020100/57/2001

Der Ausbildungsplan dient im weiteren Verlauf der Ausbildung als or-
ganisatorische Grundlage fiir alle Einsitze der Auszubildenden.

»Durch die Ausbildungsunternehmen werden betriebliche Einsitze
der Auszubildenden entsprechend den betrieblichen Ausbildungs-
plinen organisiert.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Ein Einsatz- bzw. Ausbildungsplan wird fiir den weiteren Verlauf der
Ausbildung als bindend betrachtet. Notwendige Abweichungen bediir-
fen der Zustimmung des Betriebsrats und der JAV, da es sich nach §99
BetrVG um einen mitbestimmungspflichtigen Sachverhalt handelt.

»Kurzzeitige Einsitze auflerhalb des Versetzungsplans sind nur aus
dringenden betrieblichen Griinden méglich und unterliegen der Mit-
bestimmung des Betriebsrates in Abstimmung mit der JAV. Die Zei-
ten werden von den Auszubildenden selbst erfalt und an den/die
Ausbilder/in weitergeleitet. Diese Zeiten werden am Ende eines je-
den Monats mit der JAV besprochen.«

&= GROSSHANDEL (OHNE KFz), 020100/2/1996
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Regelungen, ob und wie solche auflerplanmifligen Einsitze von Auszubil-
denden kontrolliert werden, finden sich im untersuchten Material nicht.
Vom Einsatzplan soll moglichst nicht abgewichen werden. Einen Grund
hierfir verdeutlicht die Regelungsabrede eines Pharmakonzerns: Die
Auszubildenden sollen nicht dazu missbraucht werden, personelle Eng-
pisse zu fullen oder gar ausgebildetes Personal zu ersetzen.

»Diese Regelungsabrede darf nicht dazu fithren, dass Chemikanten-
Auszubildende personelle Engpisse in den Betrieben auffiillen. Des-
halb ist die Dauer des Einsatzes pro Betrieb auf max. 4 Monate be-
grenzt.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/277/2002

Um diese Entwicklung zu vermeiden, schligt eine Gesamtbetriebsver-
einbarung Folgendes vor.

»Nur mit Zustimmung des 6rtlichen Betriebsrates kann ein Auszu-
bildender als Personalersatz in einer Abteilung eingesetzt werden.
Die Absprache dazu erfolgt zwischen dem Ausbilder/Ausbildungs-
beauftragten und dem ortlichen Betriebsrat.«

@ ERNAHRUNGSGEWERBE, 020100/18/2000

Der Einsatz im Schichtbetrieb kann in vielen Berufen zum Berufsalltag
gehoren und daher auch Bestandteil der Ausbildung sein. Vor Voll-
endung des 18. Lebensjahres werden Auszubildende daher unter Um-
stinden auch in Wechselschichten (bis 23.00 Uhr) eingesetzt. Fiir 15- bis
17-Jahrige gilt dagegen ein allgemeines Verbot von Nachtschichtarbeit.

»Die [...], vertreten durch die Geschiftsfithrung, und der Betriebs-
rat des Werkes [...] sind sich dartiber einig, dass fiir die betriebliche
Berufsausbildung vor dem Hintergrund der Integration in die beruf-
liche Praxis die Notwendigkeit besteht, frithestens ab dem 3. Ausbil-
dungsjahr einzelne Ausbildungsphasen auch in der vollkontinuier-
lichen Schicht [d. h. mit Nachtschichten] zu durchlaufen. Dabei gelten
fuir die Auszubildenden die gleichen Arbeitsbedingungen wie fiir die
ubrigen Mitarbeiter in vollkontinuierlicher Wechselschicht.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/277/2002
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Laut einer Vereinbarung aus dem produzierenden Gewerbe muss die
Teilnahme am Schichtbetrieb freiwillig erfolgen.

»Dieser Schichteinsatz dient jedoch nur zu Ausbildungszwecken

und erfolgt auf freiwilliger Basis.«
@ PAPIERGEWERBE, 030100/204/2001

Als Lernorte der Ausbildung gelten im Wesentlichen der Ausbildungs-
betrieb und die Berufsschule. Jedoch kénnen nicht alle Inhalte im Be-
trieb bzw. in der Schule vermittelt werden. Daher werden Auszubil-
dende auch bei externen Veranstaltungen eingesetzt.

»Auszubildende diirfen bei Caterings eingesetzt werden, wenn die-
ser Einsatz dem Charakter des Ausbildungsrahmenplanes ent-
spricht. Der Einsatz der Azubis ist dem BR 7 (sieben) Werktage vor-

her anzuzeigen.«
@ GASTGEWERBE, 010306/21/2006

Informationen dazu, wie ein Lernort beschaffen und ausgestattet sein
muss, finden sich im untersuchten Bestand kaum. Die einzige Defini-
tion eines ausbildungsgerechten Lernortes lautet wie folgt.

»Die Vermittlung fach- und ggf. warenkundlicher Lerneinheiten hat
an geeigneten Orten stattzufinden. Geeignet sind Lernorte, wenn sie
ein ungestortes Lernen und Vermitteln erméglichen.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/40/2005

2.7 Ausbildungszeiten, Urlaub
und ausbildungsbedingte Freistellungen

2.7.1 Ausbildungszeiten
In manchen Betrieben konnen die (tiglichen) Ausbildungszeiten unter
Umstinden merklich von den allgemeinen Arbeitszeiten im Betrieb ab-

weichen. Daher regeln einige Vereinbarungen diesen Punkt sehr aus-
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fithrlich und berufen sich dabei auf die Ausbildungsvertrige. Diese
miissen Angaben tiber die wochentliche Arbeitszeit enthalten, die wie-
derum meist tarifvertraglich geregelt ist.

»Die regelmifiige wochentliche Ausbildungszeit ist in den Ausbil-
dungsvertrigen festgelegt. Die tigliche Ausbildungszeit von Montag
bis Freitag betrigt 7,75 Stunden ohne Pausen.
Die Arbeit beginnt um 7.00 Uhr und endet um 15.45 Uhr
Frithstiickspause 9.00 Uhr-9.15 Uhr
Mittagspause 11.45 Uhr-12.30 Uhr.«

@ ELEKTRO, 030100/7/1997

Bisweilen wird das Thema Arbeitszeit nur knapp abgehandelt.

»Die Arbeitszeit des Auszubildenden entspricht der regelmifigen
tariflichen wochentlichen Arbeitszeit.«
@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/206/2001

Auszubildende, die das 18. Lebensjahr noch nicht erreicht haben, haben
nach dem JArbSchG Anrecht auf eine zusitzliche sowie eine lingere
Pause als ihre volljahrigen Kollegen.

»Auszubildende unter 18 Jahre
In Anlehnung an das Jugendarbeitsschutzgesetz werden zwei unbe-
zahlte Pausen wie folgt gewihrt:
- eine 15-minfitige Pause von 10.00 Uhr bis 10.15 Uhr und
« eine Pause von 45-miniitiger Dauer, die innerhalb der Offnungs-
zeiten des Betriebsrestaurants zwischen 11.30 Uhr und 13.30 Uhr
im Zusammenhang mit der Pause des jeweiligen Arbeitsbereiches
gewihrt wird.
Auszubildende, die das 18. Lebensjahr vollendet haben
Die Dauer der unbezahlten Pause ist auf 30 Minuten festgelegt. Sie
wird innerhalb der Offnungszeiten des Betriebsrestaurants zwischen
11.30 Uhr und 13.30 Uhr im Zusammenhang mit der Pause des je-
weiligen Arbeitsbereiches gewahrt.«
@— CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/31/1995
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Bei der dualen Ausbildung zihlt als Arbeitszeit jedoch nicht nur die An-
wesenheit im Betrieb, sondern auch die Unterrichtszeit in der Berufs-
schule.

»Nach den gesetzlichen Regelungen des Jugendarbeitsschutzgeset-
zes werden Berufsschultage [...] und Berufsschulwoche [...] auf die
Arbeitszeit angerechnet.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/31/1995

Regelungen zu dem alten betrieblichen Streitthema, ob Auszubildende
nach Unterrichtsschluss im Betrieb anwesend sein miissen oder freige-
stellt sind, fanden sich in den Vereinbarungen nicht. Geregelt wird je-
doch die Abgeltung von Uberstunden, insbesondere im Zusammen-
hang mit flexiblen Arbeitszeiten bzw. Arbeitszeitkonten.

»Fiir die Auszubildenden werden ausschlieRlich flexible Arbeitszeit-
konten eingerichtet. [...] Das maximale Zeitguthaben der flexiblen
Arbeitszeitkonten betrigt bei Auszubildenden maximal 50 Stunden
am Monatsende, die Zeitschuld betrigt maximal 7 Stunden am Mo-
natsende.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 030200/2321/2007

Fiir den Abbau von Uberstunden ist auch der Ausbildende verantwort-
lich.

»Die Mehrzeit wird angesammelt und in Absprache mit dem Ausbil-
der in Form von wahlweisen freien halben und/oder ganzen Tagen
abgebaut. [...] Ausgleichstage konnen auch bereits vor Entstehen der
Ausgleichszeit in Anspruch genommen werden. Die Ausgleichstage
sind spitestens 2 Arbeitstage vor Inanspruchnahme beim Ausbilder
anzumelden.«

@ ELEKTRO, 030100/7/1997

Auszubildende sollen eigentlich keine Uberstunden leisten. Dennoch
scheint das Thema angesichts der Tatsache, dass Zeitguthaben und
Uberstunden in einigen Vereinbarungen angesprochen werden, zum
betrieblichen Alltag zu gehoren. Zudem enthilt das Untersuchungsma-

Ausbildungszeiten, Urlaub und ausbildungsbedingte Freistellungen

53



54

terial keine Regelung, die Auszubildende ausdriicklich von der Teil-
nahme an flexiblen Arbeitszeitregelungen ausschlief3t.

Folgender Ausbildungstarifvertrag befasst sich mit den unterschied-
lichen Arbeitszeitregelungen im Betrieb. Er regelt die wochentliche und
tigliche Arbeitszeit, Detailfragen wie Arbeitsbeginn und -ende sowie
den Umgang mit Pausenzeiten und freien Tagen. Er unterstreicht zu-
dem, dass bei der Arbeitszeitregelung fiir Auszubildende die Schutzvor-
schriften zu beachten sind.

»Die regelmifige wochentliche Ausbildungszeit betrigt im Durch-
schnitt 37 Stunden. Die tigliche Ausbildungszeit richtet sich nach
der fiir den jeweiligen Betriebsbereich getroffenen Arbeitszeitrege-
lung. Die Giltigkeit der Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzge-
setzes bleibt hiervon unbertiihrt.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Auch die tigliche Arbeitszeit im Zusammenhang mit den jeweiligen
Einsatzorten bzw. Fahrzeiten wird geregelt.

»Die tigliche Ausbildungszeit beginnt und endet an der jeweils vor-
gesehenen Ausbildungsstitte bzw. der jeweils vorgesehenen Verset-
zungsstelle/Einsatzbereich. Die gesetzlichen Pausenzeiten sowie der
Zeitaufwand fiir den Weg von der Wohnung bis zum Arbeitsplatz
und zuriick zihlen nicht zur Ausbildungszeit und werden nicht ver-
glitet.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Schliellich kommen noch einige Feiertagsregelungen zur Sprache.
»Fallen Heiligabend und Silvester auf die Wochentage Montag bis
Freitag, werden die Auszubildenden unter Fortsetzung der Ausbil-
dungsvergiitung von der Arbeit freigestellt.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Die Arbeitszeiten der Auszubildenden werden gelegentlich mit den Ar-

beitszeiten der Ausbildungsverantwortlichen abgestimmt.
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»Der Ausbildungsbeauftragte spricht mit dem Auszubildenden die
in der Abteilung geltenden Arbeitszeiten ab. Hierbei sind insbeson-
dere die Betreuungszeiten zu beriicksichtigen, in denen der Ausbil-
dungsbeauftragte anwesend ist.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 02010/28/0

Einige Vereinbarungen zur Arbeitszeit von Auszubildenden berticksich-
tigen besondere regionale Ereignisse.

»Der Karnevalsdienstag, der mit 4,5 Stunden Arbeitszeit angerech-
net wird, ist ab 1990 grundsitzlich dienstfrei.«
@ LANDVERKEHR, 030200/792/1989

2.7.2 Urlaub und Freistellungen

Urlaub

Der Urlaubsanspruch eines Auszubildenden ist im Ausbildungsvertrag
festgelegt. Dieser bezieht sich wiederum auf tarifvertragliche Regelun-
gen, soweit sie bestehen. Dementsprechend bestitigen die meisten un-
tersuchten Vereinbarungen auch hier nur knapp das ohnehin Vorge-
schriebene.

»Urlaub
30 Tage entsprechend Tarifvertrag.«
@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/277/2002

Bei der Umsetzung des Urlaubsanspruchs ist zu beachten, dass eine
duale Ausbildung nicht nur im Betrieb, sondern auch an der Berufs-
schule absolviert wird. Demnach miissen die Unterrichtszeiten der
Schule mit dem betrieblichen Urlaub abgestimmt werden. Das nachste-
hend zitierte Unternehmen gewihrt den Auszubildenden auf Wunsch
einen Teil ihres Urlaubs wihrend der Berufsschulferien.

»Die Auszubildenden erhalten in jedem Urlaubsjahr unter Fortzah-
lung der Ausbildungsvergiitung einen Erholungsurlaub. Er betrigt
30 Ausbildungstage auf der Grundlage der 5-Tage-Woche. Besteht
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das Ausbildungsverhiltnis nicht fiir ein volles Urlaubsjahr, wird der
Erholungsurlaub anteilig gewihrt. Es ist zu gewihrleisten, dass min-
destens zwei Wochen Erholungsurlaub zusammenhingend in der
berufsschulfreien Zeit genommen werden kann.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Die folgende Urlaubsregelung gleicht die Teilnahme der Auszubilden-
den am Schichtbetrieb aus.

»Zusatzurlaub bei mehr als 3 Monaten Schichteinsatz entsprechend
der Einsatzdauer.«
@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/277/2002

Auch hier zeigt sich erneut (vgl. Kap. 2.7.1): Die Anpassung der Ausbil-
dungszeiten an die im Betrieb iblichen Arbeitszeiten bis hin zur linge-
ren Teilnahme von Auszubildenden am Schichtdienst scheint zur giangi-
gen Praxis in Ausbildungsbetrieben zu gehoren. Hierbei wird allerdings
oft zwischen Auszubildenden unter 18 Jahren, die noch unter das
JArbSchG fallen, und iiber 18-Jihrigen unterschieden (vgl. Kap. 6.3).

Freistellungen

Neben den Regelungen zum Urlaub von Auszubildenden gibt es eine
groflere Zahl von Vereinbarungen, die Freistellungen von der Arbeit re-
geln. Eine besondere Art der Arbeitsfreistellung betrifft die Zeit kurz vor
der Abschlusspriifung: Der Auszubildende kann teilweise freigestellt
werden, um sich auf die Priifung vorzubereiten. Mehrere Betriebsver-
einbarungen befassen sich mit diesem Aspekt und regeln ihn unter-
schiedlich. Die erste billigt dem Auszubildenden fiinf frei wihlbare Ar-
beitstage zu.

»Die Freistellung erfolgt nach Ermessen des Auszubildenden ab ei-
nem Monat vor der ersten IHK-Abschluflpriifung bis zum Tag der
letzten miindlichen Priifung. Dem Auszubildenden bleibt dabei
uiberlassen, ob er in diesem Zeitraum die 5 Tage Freistellung zusam-
menhingend oder verteilt nimmt. Die Tage, an denen Teile der Prii-
fung stattfinden, fallen nicht unter diese Regelung.«

@ DATENVERARBEITUNG UND SOFTWAREENTWICKLUNG, 010304/5/1990
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Die zweite Vereinbarung gewihrt eine Freistellung lediglich fiir den Ar-
beitstag, der der Priifung vorangeht, und bestitigt damit § 10 Abs. 1 Nr.2
JArbSchG.

»An dem Ausbildungstag, der der schriftlichen Abschlusspriifung
vorangeht, wird der Auszubildende unter Fortzahlung der Ausbil-
dungsvergiitung freigestellt.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

2.8 Lernstandiiberpriifungen: Beurteilungswesen,
Ausbildungsnachweise, Priifungen und Zeugnisse

Die Uberpriifung der Ausbildungsziele, insbesondere das Beurteilungs-
wesen, stellt den vielleicht am umfassendsten und detailliertesten gere-
gelten Aspekt in den ausgewerteten Vereinbarungen dar. Dies liegt zum
einen daran, dass dieses wichtige Thema dem Betrieb relativ viel Gestal-
tungsspielraum bietet. Zum anderen unterliegt es der Mitbestimmung
des Betriebsrats. In den Vereinbarungen dazu werden vor allem a) die
verschiedenen Beurteilungsverfahren, b) die daran beteiligten Perso-
nen, ¢) die Dokumentation der Beurteilungsergebnisse und d) die Betei-
ligung des Betriebsrats, der JAV sowie des Auszubildenden an der Be-
wertung der Leistungen angesprochen. Einige Vereinbarungen stellen
diesem Regelungskomplex eine Begriindung voran, die den allgemei-
nen Rahmen absteckt.

»Durch die Berticksichtigung neuer Aspekte in der betrieblichen
Ausbildung hat die Bedeutung eines Beurteilungsverfahrens fiir
Auszubildende im dualen System stark zugenommen. Die Auszubil-
denden sollen nicht nur die fir das jeweilige Berufsbild notwendige
fachliche Qualifikation erhalten, sondern auch in den Bereichen Me-
thoden und Sozialkompetenz trainiert werden.

Die regelmifiige Informierung der Auszubildenden iiber ihren Lern-
fortschritt ist daher ein sehr wichtiger Aspekt in der betrieblichen
Ausbildung. Im Interesse unserer Auszubildenden erfordert dies
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von allen mit der Ausbildung befafiten Mitarbeitern ein Hochstmafd
an Verantwortungsbereitschaft und Ehrlichkeit sowie das Bemiihen
um grofltmogliche Objektivitit.«

@ DATENVERARBEITUNG UND SOFTWAREENTWICKLUNG, 010602/31/0

Eng verbunden mit dem Thema Beurteilungswesen ist der in den Ver-
einbarungen geregelte Status der Ausbildungsnachweise im Rahmen
der Beurteilung sowie die Themen Priifungen und Zeugnisse.

2.8.1 Beurteilungswesen

In regelmifligen Abstinden finden betriebsinterne miindliche und
schriftliche Beurteilungen statt. Deren Grundlagen und Ablauf werden
in den Ausbildungsvereinbarungen ausfiihrlich geregelt. Die inhaltliche
Ausgestaltung des Beurteilungsverfahrens bleibt weitgehend dem aus-
bildenden Betrieb iiberlassen. Daher findet sich dazu in den Vereinba-
rungen ein breites Spektrum an Regelungen. Und so unterschiedlich
die Regelungen, so unterschiedlich sind auch die verwendeten Begriff-
lichkeiten: Die im Rahmen des Beurteilungsverfahrens stattfindenden
Gespriache werden Mitarbeiter-, Qualifizierungs- oder auch Entwick-
lungs- und/oder Fordergespriche genannt. Gemeint ist jedoch stets das
Gleiche: die im Beurteilungszeitraum festgestellten Ausbildungsfort-
schritte werden eingeschitzt und bewertet von jenen, die an der Ausbil-
dung beteiligt sind: Ausbildenden und Auszubildenden. Hiufig wird
Letzteren das Recht eingeriumt, einen Vertreter der JAV zum Beurtei-
lungsgesprich hinzuzuziehen.

»Die/der Auszubildende kann zu Beurteilungsgesprichen mit der
Bank ein Mitglied der JAV und/oder des Betriebsrates hinzuziehen.«
@ KREDITGEWERBE, 010602/37/2005

Ziel ist es dabei, die Auszubildenden vor méglicher Willkiir zu schiitzen.
Das klingt auch in folgender Vereinbarung an: Die Beurteilenden wer-
den verpflichtet, ihre Bewertung zu begriinden; die Beurteilten erhalten
das Recht zur Stellungnahme.
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»Der Beurteiler mufl dem Beurteilten zum Abschlufs des Ausbil-
dungsabschnitts die Beurteilung bekanntgeben und in einem
Gesprich begriinden. Die Stellungnahme des Beurteilten mufl —
sofern dieser es wiinscht — auf dem Beurteilungsbogen festgehalten
werden.«

@~ METALLERZEUGUNG UND -BEARBEITUNG, 010602/38/1980

Mitunter haben Auszubildende sogar das Recht, ihre Ausbilder zu be-
werten.

»Der Auszubildende kann zum Entwicklungsgesprich einen Feed-
backbogen mitbringen, in dem er seinen Ausbilder bewerten kann,
aber nicht muss. Erfolgt eine Bewertung, verbleibt der Feedbackbo-
gen beim Berufsbetreuer.«

&= EINZELHANDEL (OHNE KFz), 010601/95/2007

Die regelmifiigen betriebsinternen Beurteilungsdurchginge haben
durchaus Mehrwert: Die Leistungen werden regelmifiig iberpriift, zu-
dem wird die Kommunikationskultur geférdert.

»Das Beurteilungssystem soll

« die Bewertung der Arbeitsleistung und der personlichen Entwick-
lung des Auszubildenden transparenter machen,

« die Kommunikation tiber die Arbeitsleistung, Arbeitszufrieden-
heit, die personliche Entwicklung des Auszubildenden und die
Qualitit der Ausbildung férdern sowie

o durch ein regelmifliges personliches Feedback die Zusammen-
arbeit zwischen dem Ausbilder und dem Auszubildenden verbes-
Sern.«

@ VERSICHERUNGSGEWERBE, 010602/81/2001

Die Beurteilung des Auszubildenden beschrinkt sich dabei in den meis-

ten Fillen nicht nur auf die erworbenen fachlichen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten. Sie bezieht auch nichtfachliche Kriterien mit ein.
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»[...] das Fachkonnen
das Leistungsverhalten
das Arbeitsverhalten
das soziale Verhalten.«
@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 010602/90/2001

Ein weiteres Beispiel duflert sich eingehender zu den geforderten sozia-
len Kompetenzen.

»Kontrolle der Lerninhalte
Wesentliches Ausbildungsziel ist die Befihigung zu einer qualifizier-
ten beruflichen Titigkeit, die das selbstindige Planen, Durchfiihren
und Kontrollieren einschliefft. Neben den fachlichen Kompetenzen
sind auch personliche und soziale Kompetenzen (siehe Basics) von
besonderer Bedeutung, um die Auszubildenden in ihrem Lernver-
halten auf die Gegebenheiten des Berufslebens und die des Betriebes
vorzubereiten.«

@ UNBEKANNT, 020100/57/2001

Ein anderes Beurteilungsinstrument wird laut vielen anderen Betriebs-
vereinbarungen ebenfalls eingesetzt: die Eigenbeurteilung.

»Zum gleichen Zeitpunkt, zu dem der Vorgesetzte eine Beurteilung
uiber die/den Auszubildende/n abgibt, sollen auch die Betroffenen
selbst aufgefordert werden, mit dem gleichen Beurteilungsbogen
ihre eigenen Leistungen zu beurteilen. Auf dem Eigenbeurteilungs-
bogen ist vom beurteilenden Vorgesetzten ein Termin fiir das Beur-
teilungsgespriach anzugeben.
Die Eigenbeurteilung ist beim Beurteilungsgesprich zu berticksich-
tigen. Auf Wunsch der bzw. des Beurteilten wird die Eigenbeurtei-
lung ihrer bzw. seiner Personalakte beigefiigt.«

&= GASTGEWERBE, 010602/54/2003

In der zuletzt zitierten Regelung dienen die Selbstbeurteilung und das

Beurteilungsgesprach dazu, dem Auszubildenden ein Feedback zu ge-
ben und ihn in die Beurteilung aktiv mit einzubeziehen.
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»Das Beurteilungsgesprich findet unmittelbar nach der Beurteilung
statt. Die Beurteilung ist anhand der einzelnen Beurteilungskriterien
durchzusprechen. Dabei ist Einigung tiber unterschiedliche Auffas-
sungen anzustreben. Korrekturen kénnen wihrend des Gesprichs
vorgenommen werden.«

@ GASTGEWERBE, 010602/54/2003

Neben dem Auszubildenden und dem Fachausbilder nehmen in der Re-
gel auch Fithrungskrifte an den Beurteilungsgesprichen teil oder fiih-
ren diese selbst durch.

»Die Beurteilungen werden durch den Abteilungsleiter, gegebenen-
falls in Verbindung mit dem Bereichsleiter durchgefiihrt, in dem der
Auszubildende die fiir die Beurteilung relevante Ausbildung absol-
viert hat.«

@ GASTGEWERBE, 010602/54/2003

Vielfach wird darauf hingewiesen, dass das Beurteilungsgesprach nicht
zu einem »Verurteilungsgesprich« ausarten und in ruhiger, ungestorter
und konstruktiver Atmosphire stattfinden soll.

»Das Gesprich beginnt mit der Aufklirung des Auszubildenden
durch den Ausbilder, daf} nun keine >Verurteilung« ansteht, sondern
eine Vereinbarung erreicht werden soll, welche Hilfen und Forde-
rungen fiir den Auszubildenden angestrebt und durchgefiihrt wer-
den sollen.«

&= EINZELHANDEL (OHNE KFz), 010602/90/2001

Die/der Ausbildende ist dafiir verantwortlich, dass das Gesprich kon-
struktiv verlduft.

»Der Ausbilder hat dafiir zu sorgen, daf das Beurteilungsgesprich
in ruhiger, vor Zuhérern geschiitzter Atmosphire durchgefiihrt
wird.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 010602/90/2001
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Des Ofteren erhalten die Auszubildenden den ausgefiillten Beurtei-
lungs- bzw. Feedbackbogen bereits einige Tage vorab, um sich besser auf
das Gesprich vorbereiten zu kénnen.

»Der/die Auszubildende bringen den vorbereiteten Bogen zum Be-
urteilungs- und Entwicklungsgesprich mit. Dieser wird im An-
schluss an das Beurteilungs- und Entwicklungsgesprich mit der
Ausbilderin bzw. dem Ausbilder besprochen.
Der Feedbackbogen zur Arbeits- und Ausbildungssituation wird von
der/dem Auszubildenden und der Ausbilderin/dem Ausbilder unter-
schrieben und an die zustindige Ausbildungsorganisation weiterge-
leitet. Er wird nicht in der Personalakte abgelegt.«

@ KREDITGEWERBE, 010602/120/2008

Meistens finden die Beurteilungsrunden regelmifig und am Ende der
einzelnen Ausbildungseinheiten statt.

»Eine schriftliche Beurteilung ist jeweils zum Abschluf eines jeden
im Ausbildungsplan ausgewiesenen Ausbildungsabschnitts vorzu-
nehmen. Sofern die Beurteilungszeit drei Monate iiberschreitet, ist
eine Zwischenbeurteilung erforderlich.«

@= METALLERZEUGUNG UND -BEARBEITUNG, 010602/38/1980

Endet ein solches Beurteilungsgesprich im Dissens, kann der Auszu-
bildende von seinem Beschwerderecht nach dem BetrVG Gebrauch
machen (siehe Kap. 3.3). Niher duflert sich hierzu die nachstehende
Richtlinie. Sie benennt die grundlegenden Rechte der am Beurteilungs-
verfahren Beteiligten. Zudem regelt sie das weitere Vorgehen sowohl im
Falle eines erfolgreich verlaufenden Beurteilungsgesprichs als auch im
Falle eines Konflikts.

»Das Beschwerderecht der Auszubildenden und die Mitwirkungs-
rechte des Betriebsrats entsprechen den gesetzlichen Bestimmun-
gen. [...]

Ausbilder und Auszubildende haben aus den vorliegenden zwei
Beurteilungen im Konsens eine gemeinsame Beurteilung zu erarbei-
ten. Gelingt dies, sind Zielvereinbarungen zu treffen, die zeitlich
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fixiert sind und spitestens bei der nichsten Beurteilung zu tiberprii-
fen sind. [...] Gelingt dies nicht, ist das Beurteilungsgesprich mit
neuer Terminvereinbarung, zu welchem dann der Bezirksleiter und
Betriebsratsvorsitzende anwesend sind, zu beenden.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 010602/90/2001

Ein weniger aufwindiges Vorgehen im Falle einer Uneinigkeit schligt
die folgende Vereinbarung vor.

»Sollte im Gesprich kein Einvernehmen erzielt werden, hat der/die
Auszubildende die Moglichkeit, der Beurteilung eine schriftliche
Stellungnahme beizuftigen. Abschlieffend ist der Beurteilungsbogen
durch den/die beurteilte/n Auszubildende/n, die/den beauftragte/n
Sachbearbeiter/in, die/den Abteilungsleiter/in und die/den Ausbil-
der/in zu unterzeichnen.«

@ GRUNDSTUCKS- UND WOHNUNGSWESEN, 010602/99/2006

Zeigt sich wihrend der Beurteilungsgespriche ein entsprechender Be-
darf, werden Entwicklungs- bzw. Fordermafinahmen vorgeschlagen. Sie
sollen den Auszubildenden einen erfolgreichen Abschluss der Ausbil-
dung bzw. des jeweiligen Ausbildungsabschnittes ermdglichen. Die Be-
urteilungsgespriche sind daher eng mit den Entwicklungs- bzw. Forder-
gesprichen verbunden (vgl. Kap. 2.9).

2.8.2 Ausbildungsnachweise
Um die durchlaufenen Ausbildungsabschnitte bzw. Lernstationen und
-fortschritte zu dokumentieren, fithrt der Auszubildende ein Berichts-

heft, das er laufend vervollstindigt. Dieses Berichtsheft wird auch als
Ausbildungsnachweis bezeichnet. Es hat folgende Funktion.
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»Der Ausbildungsnachweis vermittelt einen Uberblick iiber die wih-
rend der Berufsausbildung durchgefiithrten Titigkeiten und Unter-
weisungen und ermoglicht es, festzustellen, ob die nach der Ausbil-
dungsordnung zu vermittelnden Qualifikationen Gegenstand der
Berufsausbildung waren.«

@ ELEKTRO, 020100/47/2008

Der Ausbildungsnachweis bzw. das Berichtsheft dokumentiert den
Lernprozess tagebuchartig. Es dient sowohl dem Auszubildenden als
auch dem Ausbildenden als Kontrollinstrument.

»Die Auszubildenden fiihren tiber den gesamten Verlauf der Ausbil-
dung ein Berichtsheft, in dem fiir jeden Tag die Ausbildungsinhalte
und praktischen Arbeiten festgehalten werden. Die Eintragungen im
Berichtsheft werden von den Auszubildenden zur fachlichen Prii-
fung dem jeweiligen Fachausbilder vorgelegt (Erfolgskontrolle).
Nach jedem Ausbildungsabschnitt verschafft sich die Ausbildungs-
leitung anhand des Berichtshefts Gewissheit, dass die Fachausbilder
entsprechend der gesetzlichen Verpflichtung ordnungsgemifd aus-
gebildet haben.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 020100/54/2005

Um sein Berichtsheft ordnungsgemaf fithren zu kénnen, wird der Aus-
zubildende in der Regel stundenweise freigestellt oder fithrt das Heft
wihrend der Arbeitszeit. Der Ausbildungsverantwortliche priift regel-
mifig, ob der Ausbildungsnachweis korrekt gefiihrt wird.

»Jeder Auszubildende hat regelmiflig ein Berichtsheft in der vorge-
schriebenen Form zeitnah im Ausbildungsabschnitt und in inhalt-
lich sachlicher richtiger Weise zu fithren. [...] Die Ausbildungsleitung
priift regelmiflig das Berichtsheft auf zeitnahe Fithrung und ord-
nungsgemiflen Inhalt.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/27/2001

Laut folgender Regelung hat neben dem Fachausbilder und der Ausbil-
dungsleitung auch der Betriebsrat das Recht, das Berichtsheft einzuse-

hen (vgl. Kap. 3.1.3).
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»Das Ausbildungsnachweisheft/Berichtsheft ist vom Auszubil-
denden quartalsweise dem Betriebsrat zur Einsichtnahme vorzu-
legen.«

@ ERNAHRUNGSGEWERBE, 020100/18/2000

An keiner Stelle der untersuchten Vereinbarungen wird jedoch die Frage
aufgeworfen, wie damit umgegangen werden soll, wenn ausbildungs-
fremde Tiatigkeiten im Berichtsheft ausgefiithrt werden bzw. welche Kon-
sequenzen dies nach sich zieht.

2.8.3 Priifungen und Zeugnisse

Nach erfolgreicher Beendigung ihrer Ausbildung erhalten Auszubil-
dende das Abschlusszeugnis der Kammer. Auch die Berufsschule stellt
ein Zeugnis iiber die Leistungen aus, die wihrend der Schulzeit erbracht
wurden. Dartiber hinaus kann auch der Betrieb eine Leistungsbeschei-
nigung vergeben. Ein solches betriebsinternes Zeugnis hat den Charak-
ter eines Arbeitszeugnisses, das neben den von Kammer und Berufs-
schule ausgestellten Zertifikaten steht.

»Mit Bestehen der Abschlusspriifung erhilt der Priifling ein Zeugnis
mit dem Ergebnis der amtlichen Priifung sowie ein qualifiziertes Ab-
schlusszeugnis der Firma.«

@ INFORMATIONSTECHNIKHERSTELLER, 020200/189/2002

Ein derartiges, gelegentlich sogar benotetes Arbeitgeberzeugnis wird
in mehreren untersuchten Vereinbarungen zur Ausbildung ndher ge-
regelt. Im Folgenden gehen die im Laufe der Ausbildung gesammelten
schriftlichen Beurteilungen in das betriebsinterne Zeugnis ein.

»Am Ende der Ausbildung erhilt der Auszubildende ein qualifizier-
tes Zeugnis in einem angemessenen feierlichen Rahmen. Grund-
lage fiir das qualifizierte Zeugnis sind die [...] schriftlichen Beurtei-
lungen.«

@ ELEKTRO, 020100/47/2008
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Im Untersuchungsmaterial finden sich dabei verschiedene Benotungs-
systeme: Schulnoten, mit oder ohne Zwischennoten, ein betriebseige-
nes Punktesystem oder standardisierte verbale Beurteilungen. Interes-
santerweise flieen im nachstehenden Fall die Noten der Berufsschule
und der Kammer mit in die Gesamtbeurteilung ein.

»Notenermittlung
Die Endnote wird aus der Summe der Theorienote und der Praxis-
note ermittelt, die durch 2 geteilt wird.
Die Theorienote bei den Auszubildenden im dualen Ausbildungs-
system setzt sich zur einen Hilfte aus den Berufsschulleistungen zu-
sammen, wobei die Zeugnisnoten in den Fichern Sport und Reli-
gion aufler Acht bleiben. Zur anderen Hilfte wird die Theorienote
aus den Leistungsbewertungen der IHK, nimlich zu einem Drittel
aus der Zwischenpriifung und zu zwei Dritteln aus der Abschluss-
prifung, ermittelt. [...]
Die Praxisnote setzt sich zu zwei Dritteln aus den Beurteilungen der
Einsitze im Fachbereich/Projekten und zu einem Drittel aus der Be-
urteilung der Entwicklungsgespriche zusammen.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 010601/95/2007

In betriebsinternen Zeugnissen werden neben den praktischen Leistun-
gen oft auch die so genannten Soft-Skills, die sozialen Kompetenzen der
Auszubildenden, bewertet.

»Mit Ablauf der Ausbildungszeit ist ein qualifiziertes Ausbildungs-
zeugnis zu erstellen, das den Ausbildungsstand sowie das Verhalten
des Auszubildenden aufzeigt.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/27/2001

Eng verzahnt mit dem Zeugnis- und Beurteilungswesen sind auch die
Aspekte Entwicklung und Forderung. Sie werden im folgenden Kapitel
behandelt. Beurteilungs-, Entwicklungs- und Fordersysteme bilden in
den Vereinbarungen oft sogar eine Einheit, was eine strikte thematische
Trennung erschwert.
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2.9 Entwicklung und Forderung

Im Rahmen der betrieblich institutionalisierten Beurteilungsverfahren
werden der Lernstand des Auszubildenden und sein Ausbildungsfort-
schritt ermittelt. Oft kntipfen sich daran individuelle Entwicklungs- und
Férdermafinahmen an. Dabei kann ein Férdergesprich entweder Teil
des Beurteilungsgesprichs sein (siehe Kap. 2.8.1) oder aber dessen Re-
sultat. Folgende Betriebsvereinbarung verdeutlicht, wie eng Beurtei-
lungs- und Fordersystem verzahnt sind. Teils driickt sich dies bereits in
Bezeichnungen aus, die beides beinhalten.

»Als Ergebnis des Mitarbeiter- und Fordergesprichs verstindigen
sich Vorgesetzte/r und die/der Auszubildende auf geeignete Forder-
und Entwicklungsmaflnahmen, um die Erreichung der Ausbil-
dungsziele gezielt zu unterstiitzen. [...] Nur in begriindeten Ausnah-
mefillen kénnen sich die MafSnahmen auch auf eine Verlingerung
des Aufenthalts in einer bestimmten Abteilung und/oder auf die
Wiederholung einer Lernsequenz beziehen. Bei der Festlegung der
Mafnahmen gilt das Konsensprinzip. D.h. Ausbilder/in und Auszu-
bildende/r einigen sich auf naheliegende Forder- und Entwicklungs-
mafinahmen.«

@ KREDITGEWERBE, 010701/93/2004

Idealerweise folgt der Auszubildende den Zielvorgaben des Ausbil-
dungsplans und absolviert sein Pensum in der zur Verfiigung stehenden
Zeit. Jedoch kann es im Lernprozess zu Verzégerungen kommen, die er-
kannt und durch geeignete berufsvorbereitende Férdermafinahmen
aufgefangen werden miissen. Zwei Vereinbarungsbeispiele hierzu lau-
ten wie folgt.

»Werden wihrend der Ausbildung Mingel in der Leistung des Aus-
zubildenden festgestellt, sind von der Ausbildungs-/Personalleitung
nach einem ausfiihrlichen Gesprich mit dem Auszubildenden be-
rufsfordernde Mafinahmen einzuleiten.«

@ ELEKTRO, 020100/47/2008
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»Wenn das Erreichen des jeweiligen Ausbildungszieles gefihrdet er-
scheint, werden stiitzende Mafnahmen zur Férderung eingeleitet.
Diese sind mit dem Auszubildenden zu besprechen.«

@ METALLVERARBEITUNG, 010602/124/1983

Stellen Auszubildende einen Forderbedarf fest, sind sie aufgerufen, die-
sen zum melden und dabei durchaus eigene Wiinsche einzubringen. In
diesem Zusammenhang besteht demnach nicht nur eine Bringschuld
des Arbeitgebers. Auch die Auszubildenden selbst sind verantwortlich
dafiir, ihre Rechte einzufordern.

»Erkennt ein Auszubildender Defizite im schulischen oder in einem
praktischen Bereich seiner Ausbildung, so soll er sich zeitnah an die
PA [Personalabteilung], die JAV oder eine andere Person seines Ver-
trauens wenden. Somit kénnen sofort Hilfestellungen (in- oder ex-
terne Nachhilfe) eingeleitet werden, um das Ausbildungsziel errei-
chen zu kénnen.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 020100/28/0

GemifR einigen Vereinbarungen werden die Férdermafinahmen auf ei-
nem gesonderten Forderbogen dokumentiert. Auch hier ist die Grenz-
ziehung zwischen der (reguliren) Lernstandiiberpriifung und dem For-
dersystem nicht ganz einfach.

»Zur Uberpriifung des Ausbildungsstandes und zur Feststellung von
Férdermafinahmen dient der Ausbildungsforderbogen. Ergibt sich
daraus eine notwendige Forderung, so sind geeignete Mafinahmen
durchzufithren. Die Férdermafinahmen sind dem Auszubildenden
zu erliutern und im Ausbildungsférderbogen zu vermerken. Der
Ausbildungsférderbogen ist Bestandteil der Betriebsvereinbarung.«

@ MASCHINENBAU, 020100/8/1998

Gelegentlich wird es als sinnvoll erachtet, das Spektrum der Entwick-
lungs- und Férdermafnahmen zu benennen.
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»Soweit im Beurteilungsgesprich Forderungsmafinahmen bespro-
chen worden sind, sind diese in dem Beurteilungsbogen aufzufiih-
ren. Férderungsmafinahmen kénnen z. B. sein
« besondere Unterweisungen des Auszubildenden
« Studium von Literatur oder sonstiger Materialien
« inner- und auflerbetriebliche Férdermafnahmen.«

@ GROSSHANDEL, 010602/2/1996

In folgender Vereinbarung werden die Férder- und Entwicklungsmaf-
nahmen noch konkreter benannt.

»Als Férdermafinahmen kommen insbesondere in Betracht

. gezielter Praxiseinsatz (Learning by doing) durch Beauftragung
mit entsprechenden Arbeitsaufgaben und Arbeitseinsitzen (z.B.
Protokolle anfertigen, Terminpline erstellen u.A.),

« Ubertragung von Projektarbeiten (z.B. im Rahmen der Junioren-
firma),

- ausbildungsbegleitender Aufbauunterricht,

« interne oder externe Seminare,

- selbstindiges Er- bzw. Einarbeiten bei fehlenden Kenntnissen
(z.B. Programmiersprachen, Anwendungsprogrammen, Tools).«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 010602/68/2005

Die Begriffe Entwicklung und Forderung sind nicht automatisch an
einen Leistungsriickstand gebunden. Sie konnen sich auch auf beson-
ders begabte und leistungswillige Auszubildende beziehen.

»Beginnend mit dem Jahr 2001 werden Férderprogramme fiir be-
sonders begabte Auszubildende und Jungfacharbeiter aufgelegt. [...]
Die in den Forderkreis aufgenommenen Auszubildenden werden
bei tiberdurchschnittlichen betrieblichen Beurteilungen und einem
Abschluss der Ausbildung mit »sehr gut< unbefristet tibernommen.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 020100/20/2001
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2.10 Ausbildungsvergiitungen, Zuwendungen, Pramien,
Kosteniibernahmen, Zuschiisse

Dieses Kapitel befasst sich mit den finanziellen Leistungen des Betriebs
gegeniiber den Auszubildenden. Auch hierbei sind Begriffsbestimmun-
gen nicht immer trennscharf.

- Unter einer Ausbildungsvergiitung wird das lohndhnliche Ent-
gelt verstanden, das der Betrieb seinem Auszubildenden monatlich
zahlt.

« Zuwendungen und Primien sind freiwillige Leistungen des Betriebs,
wobei Pramien in der Regel leistungsgebunden vergeben werden.

« Durch Kosteniibernahmen und Zuschiisse gleicht der Betrieb entstan-
dene Kosten (etwa Fahrtkosten) aus.

§17 Abs.1 BBiG schreibt vor, dass der Ausbildungsbetrieb den Auszu-

bildenden »eine angemessene Vergiitung zu gewdhren« hat, »die mit

fortschreitender Berufsausbildung, mindestens jahrlich, ansteigt«. Die

Hohe der Ausbildungsvergiitung ist in der Regel tarifvertraglich festge-

legt. Insofern besteht in diesem Punkt kaum noch betrieblicher Rege-

lungsbedarf. Bei besonderen Arbeitseinsitzen wie Schicht- oder Nacht-
arbeit finden sich bisweilen folgende Regelungen.

»Die Vergiitung erfolgt entsprechend den tariflichen Regelungen
(Ausbildungsvergiitung, vermégenswirksame Leistungen, Urlaubs-
geld). Zusitzlich wird fiir die Dauer des Einsatzes auf Schicht je
vollem Kalendermonat [...] eine Pauschale in Héhe von brutto 250,-
Euro/Monat vergiitet. Das gilt auch fiir evtl. Urlaubs- und Krank-
heitszeiten wihrend des Schichteinsatzes.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/277/2002

Eine Vereinbarung legt fest, dass Auszubildende mehr als das tariflich

Vereinbarte erhalten. Sie wihlt dafiir die Form einer monatlichen pau-
schalen Zulage.
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»Alle Auszubildenden erhalten von Beginn ihrer Ausbildungszeit an
eine iibertarifliche, nicht anrechenbare »Auszubildenden-Zulage< in
Hohe von DM 150,— brutto monatlich auf die jeweilige Ausbildungs-
vergutung.«

@— EINZELHANDEL (OHNE KFZz), 050104/23/1997

Fiir besondere Leistungen, vor allem im Rahmen von Priifungen, loben
einige Unternehmen Primien aus.

»Auszubildende, die ihre Abschlusspriifung mit der Note >sehr gut<
bestehen, erhalten eine einmalige Sonderprimie von 250,— Euro.
Auszubildende, die ihre Abschlusspriifung mit der Note >gut< beste-
hen, erhalten eine einmalige Sonderprimie von 150,— Euro.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 010304/13/2003

Mitunter werden sachliche Zuwendungen (Prasente, Urkunden, Reisen)
bei guten Leistungen vereinbart.

»Die Auszubildenden erhalten fiir individuell tiberdurchschnittliche
Leistungen bis einschlieRlich ihrer Zwischenpriifung eine Anerken-
nung. Dabei liegen festgelegte Beurteilungskriterien zu Grunde.
Die Primierung sieht wie folgt aus:
« Besuch [...] Berlin [...]
« Anerkennungsurkunde
- Sachprisent im Wert von DM 75,00.«

@ ERNAHRUNGSGEWERBE, 020100/18/2000

Es kann vorkommen, dass die Ausbildung beispielsweise infolge einer
Fusion oder eines Firmenumbaus an einem anderen Ausbildungsort
fortgesetzt werden muss. Fiir diese Flexibilitit, die den Auszubildenden
abverlangt wird, kann ebenfalls eine Primie gezahlt werden.

Im folgenden Beispiel erhalten Auszubildende eine grofziigige Mobili-
titsprimie, wenn sie nicht am Ausbildungsstandort beschiftigt werden
kénnen.
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»Sollte ein befristeter bzw. unbefristeter Einsatz am Ausbildungs-
standort nicht moglich sein, so kénnen die Jungfacharbeiter auch
an anderen Standorten, in einem ausgegliederten Betrieb bzw. inner-
halb eines Joint Ventures unbefristet zu den jeweils dort giiltigen
Bedingungen, eingestellt werden. Fiir diese Flexibilitit wird eine Ein-
malzahlung in Héhe von DM 20000 brutto gewihrt.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER KRAFTWAGEN, 100100/175/1998

In manchen Betrieben kommen die Auszubildenden auch unabhingig
von ihrer individuellen Leistung in den Genuss allgemeiner betrieblicher
Zuwendungen und Versorgungsleistungen. Zuwendungen und Zu-
schiisse geho6ren zu den freiwilligen sozialen Leistungen (vgl. Ullenboom
2010). Diese weisen eine grofle Schnittmenge mit anderen Regelungs-
komplexen auf: insbesondere mit den Regelungen zu Ausbildungsmit-
teln (Kap. 2.5.2), Entwicklungs- und Férdermafinahmen (Kap. 2.9) sowie
zu Freistellungen (Kap. 2.7.2). Im Folgenden werden die Auszubildenden
hinsichtlich der Sozialleistungen den reguliren Beschiftigten gleichge-
setzt.

»In die Versorgung werden alle Mitarbeiter/innen einschlieflich der
Auszubildenden aufgenommen, die sich in ungekiindigter Stellung
befinden, mit erstem Arbeitsverhiltnis und nach Beendigung der
Probezeit.«

@ LANDVERKEHR, 050101/356/2002

Vielfach werden die Kosten fiir Fahrten der Auszubildenden etwa zu
externen Bildungsmafinahmen vom Arbeitgeber anteilig in Form von
Zuschiissen iibernommen.

»Grundsitzlich ist jahrlich fir das 3. Ausbildungsjahr eine Ausbil-
dungsfahrt geplant. Die Auszubildenden tragen hierbei anteilige
Kosten in Hohe von 10 % ihrer monatlichen Brutto-Ausbildungsver-
giitung. Der Besuch einer kulturellen Veranstaltung ist Pflicht. Hier-
bei wird ein Zuschuf bis zu DM 20,00 gewihrt.«

@ MASCHINENBAU, 020100/8/1998
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Die folgende Vereinbarung regelt einen Lehrmittelzuschuss, der sowohl
in finanzieller als auch in materieller Form geleistet werden kann.

»Mit Beginn der Ausbildung erhilt der Auszubildende pauschal
einen Betrag in Hohe von 200 € als Lehrmittelzuschuss. Auf betrieb-
licher Ebene kann vereinbart werden, dass dieser Lehrmittelzuschuss
auch in Form von Sachmitteln im gleichen Wert gewihrt werden
kann.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Im Rahmen der Ausbildung entstehende Fahrt- und Reisekosten wer-
den entweder bezuschusst oder in voller Hohe riickerstattet. Dabei
orientiert man sich meist an den allgemeinen Gepflogenheiten im
Betrieb.

»Bei Dienstreisen, Abordnungen, Dienstgingen, Schulungen etc. er-
hilt der Auszubildende eine Entschidigung nach der jeweils giilti-
gen Reisekostenordnung.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Das Spektrum der vom Arbeitgeber anteilig oder vollstindig tibernom-
menen Kosten und gewihrten Leistungen kann sehr grof sein und ne-
ben Fahrtkosten, Seminaren und Arbeitsmitteln sogar Arztbesuche um-
fassen. Unter der Uberschrift »Zusitzliche Leistungen an Jugendliche
und Auszubildende« listet eine Richtlinie folgende Geld- und Sachleis-
tungen auf.

»e Jugendliche bis zum vollendeten 16. Lebensjahr werden halbjihr-
lich, bis zum vollendeten 18. Lebensjahr jihrlich irztlich unter-
sucht.

« Auszubildende im 1. Ausbildungsjahr kénnen an einem 5-tigigen
Seminar zur Einfiihrung in das Berufsleben einschlieflich des Si-
cherheitsseminars der Berufsgenossenschaft teilnehmen.

- Notwendige Fahrtkosten der Auszubildenden fiir den Besuch der
Berufsschule werden in Hohe von 50 % der Fahrtkosten fiir 6ffent-
liche Verkehrsmittel erstattet, soweit sie zusitzlich zu dem Errei-
chen der Ausbildungsstitte entstehen.

Ausbildungsvergiitungen, Zuwendungen, Pramien, Kosteniibernahmen, Zuschiisse
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« Gewerbliche und technische Auszubildende erhalten im 1., 2. und
3. Ausbildungsjahr je zwei Arbeitsanziige oder Arbeitsmintel und
Sicherheitsschuhe.

« Auszubildende werden am Tag vor der schriftlichen Abschluprii-
fung freigestellt.«

@ NACHRICHTENTECHNIK, UNTERHALTUNGS-/AUTOELEKTRONIK, 050310/47/1998

2.11 Ausbildungsabschluss und Ubernahme

Nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung ist zu entscheiden, ob
und wie viele Auszubildende eines Jahrgangs tibernommen werden.
Ausschlaggebend dafiir ist vor allem, ob der jeweilige Betrieb bedarfs-
gerecht oder tiber Bedarf ausbildet. Gleichzeitig spielt auch die aktuelle
wirtschaftliche Situation eine herausragende Rolle (ausfiithrlich zum
Thema Ubernahme von Auszubildenden vgl. Busse 2009c).

Einige Vereinbarungen beschiftigen sich allgemein mit der Ubernahme.
Teilweise stehen ausschliefllich Leistungsaspekte im Vordergrund.

»Nach bestandener Priifung erhalten geeignete Ausgebildete im
Rahmen des Personalbedarfs ein Arbeitsplatzangebot [...]. Die Aus-
wahl erfolgt nach Leistungsgesichtspunkten.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 100100/117/2000

Bei schwachen Ausbildungsleistungen entscheiden mitunter die sozia-
len Kompetenzen, die im Rahmen der Beurteilungsgespriche (Kap. 2.8.1)
ermittelt wurden, ob die/der Auszubildende iibernommen wird.

»Auszubildende, die nach der Priifung nicht unbefristet tibernom-

men werden konnen, jedoch eine Abschlussnote von mindestens

sbefriedigend« vorweisen, erhalten einen 6-Monats-Vertrag. Einem

Auszubildenden kann der 6-Monats-Vertrag nach Zustimmung des

Betriebsrates verweigert werden, wenn

« sich die Fach- und/oder die Sozialkompetenz wihrend der Ausbil-
dung trotz Hilfestellung [...] nicht im erforderlichen Umfang ent-
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wickelt hat. Hierzu werden die internen Beurteilungen herange-
zogen.

« das Verhalten in der Berufsschule trotz wiederholter Gespriche
nicht akzeptabel war. Hierzu werden die Beurteilungen und Hin-
weise aus der Berufsschule und vorhandene Gesprichsnotizen he-
rangezogen.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 010304/13/2003

Ein weiteres Kriterium fiir eine Ubernahme ist die Gleichbehandlung
bzw. Bevorzugung benachteiligter Gruppen (Kap. 2.12), in diesem Fall
schwerbehinderter Auszubildender.

»Wenn Auszubildende in ein Arbeitsverhiltnis iibernommen wer-
den, werden Schwerbehinderte bei gleicher fachlicher Eignung be-
vorzugt itbernommen.«

@ KREDITGEWERBE, 010301/57/2003

Viele Vereinbarungen legen eine Quote fiir die Ubernahme fest.

»Drei Monate vor Ablauf der Ausbildung wird iiber die unbefristete
Ubernahme der Auszubildenden entschieden. Sofern keine perso-
nenbedingten und/oder verhaltensbedingten Griinde dagegen spre-
chen, werden mindestens jihrlich 9 Auszubildende nach Abschlufd
ihrer Berufsausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhiltnis iiber-
nommen. Dies gilt fiir alle Auszubildenden der Einstellungsjahr-
ginge 1998 bis 2004.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 100100/155/2000

Solche Regelungen miissen meist nur getroffen werden, wenn der Be-
trieb tiber den eigenen Bedarf ausbildet. Ein besonderer Fall stellt sich
dar, wenn der Betrieb in eine wirtschaftliche Krise gerit und keine festen
Zusagen zur Ubernahme von Auszubildenden machen kann. Einige
Vereinbarungen thematisieren diese Méoglichkeiten und schrinken
dementsprechend den Ubernahmeanspruch ein.
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»Gemif der Tarifvereinbarung zur Ubernahme von Auszubildenden
haben Auszubildende dann keinen Anspruch auf Ubernahme in
ein Arbeitsverhiltnis, wenn das Angebot eines Arbeitsverhiltnisses
wegen akuter Beschiftigungsprobleme im Betrieb nicht moglich ist
oder der Betrieb tiber seinen Bedarf hinaus Ausbildungsvertrige ab-
geschlossen hat.«

@ VERLAGS- UND DRUCKGEWERBE, 100100/200/2003

Tritt eine wirtschaftliche Notlage ein, gilt es vor allem, zunichst die Aus-
bildung fortzufithren und den Abschluss zu sichern. Dies geschieht oft-
mals im Rahmen eines Sozialplans.

»Das Unternehmen ist daran interessiert, den Auszubildenden den
Abschluss ihrer Ausbildung zu ermoglichen, wobei jene Arbeit-
nehmer, die sich erst im ersten Ausbildungsjahr befinden, iiber den
Ausbildungsverbund der Industrie- und Handelskammer in andere
Unternehmen vermittelt werden sollen. Des Weiteren besteht fiir
diese Azubi die Moglichkeit, die Ausbildung in anderen Unterneh-
mensstandorten [...] fortzusetzen.
Den Arbeitnehmern, die sich im letzten Ausbildungsjahr befinden,
soll der Ausbildungsabschluss im Unternehmen ermdglicht werden.
Notfalls miissen auch die Auszubildenden auf3erordentlich mit einer
entsprechenden Auslauffrist gekiindigt werden.«

@ HOLZGEWERBE (OHNE MOBELHERSTELLUNG), 100300/402/2002

In gréfleren Unternehmen mit mehreren Standorten besteht hiufig die
Moglichkeit, die Auszubildenden intern weiterzuvermitteln. Dazu das
Beispiel eines Beschiftigungstarifvertrags zur Umstrukturierung eines
groflen Recyclingunternehmens.

»Laufende Ausbildungsverhiltnisse werden nicht aus betriebsbeding-
ten Griinden beendet, sondern in der Unternehmensgruppe zum
Abschluss gebracht.«

@ ABWASSER-/ABFALLBESEITIGUNG, ENTSORGUNG, RECYCLING, 100300/209/2002
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Des Weiteren lautet diese Tarifvereinbarung wie folgt.

»Auszubildende werden wihrend des Umwandlungsprozesses auch
weiterhin im Rahmen der bestehenden betrieblichen oder tariflichen
Regelungen und Méglichkeiten iibernommen.«

@ ABWASSER-/ABFALLBESEITIGUNG, ENTSORGUNG RECYCLING, 100300/209/2002

Hierbei diirfte es sich in der Regel um befristete Ubernahmen handeln,
die den frisch Ausgebildeten einen Anspruch auf Arbeitslosengeld bzw.
eine bessere Ausgangsposition auf dem Arbeitsmarkt sichern (vgl.
Busse 2009c.)

Wihrend einer Ausbildung kénnen noch weitere auflergewshnliche Si-
tuationen eintreten, die eine Neuregelung des Ausbildungsverlaufs er-
fordern.

»Wird die Ausbildung durch Krankheit, Arbeitsunfall oder Schwan-
gerschaft fir mehr als sechs Monate unterbrochen und kann
dadurch wihrend der vereinbarten Ausbildungszeit das Ausbil-
dungsziel nicht erreicht werden, verlingert sich auf Antrag des Aus-
zubildenden die Ausbildungszeit entsprechend, wenn die Industrie-
und Handelskammer bzw. die Berufsakademie der Verlingerung zu-
stimmt.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

2.12 Gleichbehandlung und Chancengleichheit

§75 BetrVG regelt die grundsitzliche Gleichbehandlung von Beschiftig-
ten am Arbeitsplatz. Auf ihm beruhen die entsprechenden Ausfithrun-
gen in den untersuchten Vereinbarungen. Sie haben meist den Charak-
ter einer betrieblichen Selbstverpflichtung dazu, eine bestimmte Anzahl
oder einen bestimmten Prozentsatz an Frauen, Behinderten oder Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund als Auszubildende einzustellen.
Fur zwei Personengruppen treffen die Unternehmen gesonderte Ver-
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einbarungen: Frauenférderpline und Integrationsvereinbarungen, die
sich an Schwerbehinderte richten.*

Nahezu alle von ihnen, die im Rahmen dieser Analyse untersucht wur-
den, widmen sich den Aspekten Rekrutierung und Ubernahme von
Frauen, Behinderten oder Migranten. Der Fokus liegt demnach deutlich
auf Mafinahmen im Vorfeld und im Anschluss an die Ausbildung, nicht
auf dem Ausbildungsverlauf selbst.

Lediglich eine Vereinbarung beschiftigt sich mit dem Thema Gleich-
behandlung im Verlauf der Ausbildung. Die Regelung bezieht sich dabei
nicht auf eine spezielle Personengruppe, sondern auf alle Beschiftigten,
die sich in ihrer Chancengleichheit eingeschrankt fithlen kénnten.

»Der Betriebsrat bietet diskriminierten Belegschaftsmitgliedern Be-
ratung und Unterstiitzung an. Soweit erforderlich kann er hierzu be-
sondere Vertrauenspersonen benennen; die diskriminierten Perso-
nen konnen diese hinzuziehen oder sich durch sie vertreten lassen.«

@ METALLERZEUGUNG UND -BEARBEITUNG, 050330/28/0

Mehrheitlich benennen die Vereinbarungen jedoch eine konkrete be-
nachteiligte Gruppe. In einem Fall wird der Umgang mit Angehérigen
einer doppelt benachteiligten Gruppe beschrieben.

»Ausbildungsplitze werden, soweit wie méglich, mit schwerbehin-
derten Menschen besetzt, dabei sind schwerbehinderte Frauen be-
sonders zu berticksichtigen.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 010301/122/2002

Frauen und Médchen

Die Gleichstellung bzw. Bevorzugung von Frauen und Miadchen nimmt
breiten Raum in den untersuchten Vereinbarungen ein. Zunichst ein
Beispiel fiir eine eher allgemeine Regelung zur Gleichbehandlung von
Frauen und Méinnern bei der Besetzung von Ausbildungsstellen.

4 Die (wenigen) Regelungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf wurden in dieser Auswertung
nicht niher beriicksichtigt, da sie sich im Kern an alle Beschiftigten, also auch an Auszubildende,
richten und Verfahren fiir die Freistellung von der Arbeit wihrend der Familienphase bzw. fiir die
Betreuung pflegebediirftiger Angehériger definieren.
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»Fiir die Besetzung der Ausbildungsstellen mit Madchen/Jungen
bzw. Frauen/Minnern gilt der Grundsatz der Gleichbehandlung.
Die Ausbildungsplitze sollen parititisch zwischen minnlichen und
weiblichen Bewerbern besetzt werden.«

@ GRUNDSTUCKS- UND WOHNUNGSWESEN, 010304/3/1995

Andere Betriebe driicken die Selbstverpflichtung zur Chancengleichheit
in einer Quote aus, die erreicht werden soll.

»Bei der Vergabe von Ausbildungsplitzen in Berufen mit hohem
Minneranteil sind mindestens 50% der zu besetzenden Ausbil-
dungsstellen fiir Frauen vorzusehen, wenn geeignete Bewerberinnen
zur Verfiigung stehen.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 010303/49/1999

Vor allem in Ausbildungsberufen und Bereichen, die traditionell stark
von Minnern besetzt sind, werden konkrete MafRnahmen zur Erhéhung
des Frauenanteils ergriffen. Dabei werden verschiedene Strategien zur
Rekrutierung weiblicher Auszubildender erkennbar. Beispielsweise sol-
len sich Marketing und Einstellungstests bewusst an den Interessen und
Kompetenzen der Frauen bzw. Midchen orientieren.

»Mafinahmen

Spezielle Personalmarketingkonzepte, ausgerichtet auf die Interessen

von Midchen, zur Einstellung von Midchen fiir die IT-Ausbildungs-

berufe, werden von den Unternehmen erarbeitet und eingesetzt. [...]

Einstellungstests werden differenziert auf die unterschiedlichen In-

teressen und Kompetenzen von Midchen und Jungen ausgerichtet.«
@ TELEKOMMUNIKATIONSDIENSTLEISTER, 010303/68/2001

Der folgende Auszug stammt aus dem Frauenforderplan eines groflen

Automobilherstellers. Seine Strategie besteht darin, Midchen bei glei-
cher Qualifikation systematisch zu bevorzugen.

Gleichbehandlung und Chancengleichheit

79



80

»Der weibliche Anteil in den spezifischen Zielgruppen — Auszubil-
dende insbesondere in gewerblichen Berufen, Studiengeforderte,
Volontire/-innen — ist planmiflig zu steigern. Maflgeblich sind die
vereinbarten Auswahlkriterien. Bei gleichwertigen Qualifikationen
werden Frauen vorrangig berticksichtigt.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER KRAFTWAGEN, 010303/43/1989

Auch nachstehend wird um Frauen geworben: mit gezielter Informa-
tionspolitik und Offentlichkeitsarbeit.

»Das Interesse junger Frauen an Ausbildungsgingen (z.B. Papier-
macherausbildung, Ausbildungen in technischen Bereichen) soll im
Rahmen der allgemeinen Informationsveranstaltungen mit Arbeits-
iamtern, Kammern, Schulen, Betriebsbesichtigungen und -praktika
fiir Jugendliche, durch gezielte Offentlichkeitsarbeit (Verbreitung
von Informationsmaterial iber einzelne Berufe, Tag der offenen Tiir
usw.), durch Einsatz von Werkstudentinnen, Betreuung von Diplom-
arbeiten gefordert werden.«

@ PAPIERGEWERBE, 010303/90/1995

Menschen mit Behinderungen

Wie bei der Integration von Frauen wird auch der Umgang mit Behin-
derten unter Berufung auf grundlegende gesellschaftliche Werte gere-
gelt.

»Gleichbehandlung und das Bemiihen zur Integration sind schon
im Rahmen der Berufsausbildung zu beachten, um den Auszubil-
denden ein entsprechendes Werteverstindnis frithzeitig zu vermit-
teln.«

@ METALLERZEUGUNG UND -BEARBEITUNG, 050330/28/0

Bei den Integrationsvereinbarungen fillt auf, dass sich die Regelungen

oft bis in einzelne Formulierungen dhneln: z.B. der Auszug aus einer
Priambel, der sich in dhnlicher Form des Ofteren findet.
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»Ziel dieser Vereinbarung ist die Forderung von Neueinstellung,
Ausbildung und Arbeitsplatzerhaltung schwerbehinderter und die-
sen gleichgestellter Menschen sowie von Barrierefreiheit im Unter-
nehmen. Zum Erreichen dieser Ziele arbeiten Beauftragte des Ar-
beitgebers, Schwerbehindertenvertretungen und Betriebsrite eng

zusammen.«
@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 010301/83/2004

In den Integrationsvereinbarungen werden auch Strategien benannt,
um gezielt schwerbehinderte Jugendliche anzusprechen. So werden In-
stitutionen der Behindertenhilfe in die Suche nach Auszubildenden ein-
bezogen.

»Werden Informationsveranstaltungen von der Berufsausbildung
durchgefiihrt, sind die umliegenden Sonderschulen, Berufsbildungs-
werke, Berufsforderungswerke und Behinderteneinrichtungen
(auch WIB [Werkstitten fiir Behinderte]) bei der Einladung zu be-
riicksichtigen.«

@ MESS-, STEUER- UND REGELUNGSTECHNIK, 010301/72/2002

Neben lokalen Trigern der Behindertenhilfe dienen auch die Integra-
tionsfachdienste der Bundesagentur fiir Arbeit als Vermittlungsstelle,
wie in einer Integrationsvereinbarung aus dem 6ffentlichen Dienst aus-
gefiihrt wird. Zudem wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, das Aus-
wahlverfahren an die Bediirfnisse und Méglichkeiten behinderter Men-
schen anzupassen.

»Im Rahmen des Personalauswahlverfahrens fiir die Besetzung von
Ausbildungsstellen werden daher frithzeitig von der Bundesagentur
fur Arbeit Vermittlungsvorschlige fiir behinderte Menschen einge-
holt. Die Einstellungs- und Auswahlverfahren werden tiberpriift und
so gestaltet, dass sie fiir behinderte Menschen zuginglich und mit
Erfolg absolvierbar sind. [...] Alle behinderten Bewerberinnen und
Bewerber, die die formalen Voraussetzungen erfillen, werden zum
Eignungstest eingeladen. [...]

Behinderungsbedingte Leistungsminderungen sind bei der Bewer-
tung der Testergebnisse zu beriicksichtigen. Ein Ausbildungsange-
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bot wird behinderten Bewerberinnen und Bewerbern dann gemacht,
wenn sie unter Beriicksichtigung ihrer behinderungsbedingten Leis-
tungsminderung nach der Rangfolge mit nichtbehinderten Bewerbe-
rinnen und Bewerbern vergleichbar sind. Es muss erkennbar sein,
dass das Ausbildungsziel erreicht werden kann.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 010301/42/2005

Menschen mit Migrationshintergrund

Im Vergleich zu den weiblichen und behinderten Jugendlichen widmen
sich deutlich weniger Vereinbarungen der Chancengleichheit auslindi-
scher Auszubildender. Die folgende Passage stammt aus einem Koope-
rationsvertrag des offentlichen Dienstes. Sie stellt lediglich eine gene-
relle Selbstverpflichtung zur Chancengleichheit dar.

»Die Vertragsparteien stimmen tiberein, daf es notwendig ist, dafl
bei der Vergabe dieser Ausbildungsplitze Belange von Jugendlichen
migrantischer Herkunft zu berticksichtigen sind.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 100100/109/1998

Laut folgender Regelung darf es nicht dazu kommen, dass fur be-
stimmte Ausbildungsginge besonders viele bzw. wenige Migranten ein-
gestellt werden.

»Die Auswahl von Bewerberinnen und Bewerbern fiir die Einstel-
lung in Ausbildungsverhiltnisse hat fiir alle Ausbildungsberufe nach
einheitlichen Eignungskriterien und ohne Quoten- bzw. Schwer-
punktbildung nach Nationalititen in bestimmten Ausbildungsberu-
fen zu erfolgen.«

@ METALLERZEUGUNG UND -BEARBEITUNG, 050330/28/0

Besondere Rekrutierungsstrategien, Einstellungsquoten oder Verfahren
im Umgang mit auslindischen Bewerbern wurden im Untersuchungs-
material nicht beschrieben. Einschligige Beispiele und Verweise bietet
jedoch die Auswertung von Betriebs- und Dienstvereinbarungen »Inte-
gration von Beschiftigten auslindischer Herkunft« (Akin u.a. 2004).

Regelungsinhalte



2.13 Schutzvorschriften, Arbeits- bzw. Schutzkleidung

Schutzvorschriften und Bestimmungen zur Arbeitskleidung beziehen
sich nicht auf den Ausbildungsverlauf im eigentlichen Sinne. In den
meisten Fillen betreffen sie alle Beschiftigten im Betrieb und somit
auch die Auszubildenden.

»Eine Unterweisung tiber Gefahren am jeweiligen Arbeitsplatz ist
vor der Beschiftigung in den Einsatzbereichen sicherzustellen.«
@ METALLVERARBEITUNG, 020100/44/1996

Regelungen zum Arbeitsschutz finden sich nur vereinzelt in Vereinba-
rungen zur Ausbildung. Detailliert werden sie lediglich im Zusammen-
hang mit der Beschiftigung Minderjihriger ausgearbeitet.

2.13.1 Schutzvorschriften

Der Arbeitsschutz bei minderjihrigen Auszubildenden ist weitgehend
durch das JArbSchG geregelt. Die untersuchten betrieblichen Verein-
barungen berufen sich daher in der Regel auf diese Vorschriften. Einige
begniigen sich mit einem einfachen Verweis auf das Gesetz. Die beiden
Folgenden beziehen sich auf die einzuhaltenden Pausen und die Frei-
stellung an Berufsschultagen.

»Fiir Jugendliche vor Vollendung des 18. Lebensjahres gilt beztiglich
der Pausenregelung das Jugendarbeitsschutzgesetz.«
&= MASCHINENBAU, 030200/595/1995

»Fur die Freistellung von der betrieblichen Ausbildung an den Be-
rufsschultagen gelten die Bestimmungen des JArbSchG.«
@ UNBEKANNT, 010304/2/1991

Schutzvorschriften, Arbeits- bzw. Schutzkleidung
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Andere Vereinbarungen definieren die praktische Umsetzung der Vor-
schriften genauer. Vor allem Arbeitszeiten und Pausenregelungen wer-
den mit Verweis auf das JArbSchG in den betrieblichen Vereinbarungen
erwihnt, da das Gesetz dem ausbildenden Betrieb an dieser Stelle einige
Freiriume einrjumt. Die Dienstvereinbarung einer Universitit rekapi-
tuliert die gesetzlichen Regelungen.

»Auf folgende Regelungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes wird be-
sonders hingewiesen:
Der Arbeitgeber darf Jugendliche nicht beschiftigen an einem Be-
rufsschultag mit mehr als fiinf Unterrichtsstunden von mindestens
je 45 Minuten.
Jugendliche diirfen nur in der Zeit von 6 bis 20 Uhr beschiftigt wer-
den.
Jugendliche tiber 16 Jahre durfen in mehrschichtigen Betrieben bis
23 Uhr beschiftigt werden. An dem einem Berufsschultag unmittel-
bar vorangehenden Tag diirfen Jugendliche auch nicht nach 20 Uhr
beschiftigt werden, wenn der Berufsschulunterricht vor 9 Uhr be-
ginnt.
Jugendliche diirfen nur an finf Tagen in der Woche beschiftigt wer-
den, nicht an Samstagen und nicht an Sonntagen. Die dazu beste-
henden Ausnahmeregelungen treffen fiir uns nicht zu.«

@ BILDUNGSEINRICHTUNG, 030100/217/2002

Die genannten Schutzvorschriften brauchen jedoch nicht mehr ange-
wendet zu werden, wenn Auszubildende wihrend der Ausbildung die
Volljihrigkeit erreichen, wodurch sie nicht mehr als Jugendliche zihlen.
Eine Vereinbarung verzichtet jedoch auf diese Kann-Bestimmung. Sie
weitet beispielsweise die Freistellung vor der Abschlusspriifung (vgl.
Kap. 2.7.2) auf Volljdhrige aus, die sich noch in Ausbildung befinden.

»Die Bestimmung in §10 Abs.1 Ziffer 2 des Jugendarbeitsschutz-
gesetzes, dass die Jugendlichen an dem Arbeitstag, der der schrift-
lichen Abschlusspriifung unmittelbar vorangeht, freizustellen ist,
wird auf alle Auszubildenden ausgedehnt.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 010304/25/1993

Regelungsinhalte



Je nach Ausbildungsberuf und Situation des einzelnen Auszubildenden
greifen weitere Schutzvorschriften. Einige von ihnen werden summa-
risch in folgender Vereinbarung genannt. Gleichzeitig wird unterstri-
chen, dass der Ausbilder die Verantwortung fiir die Einhaltung der Be-
stimmungen trigt (siehe Kap. 2.14).

»Flr Auszubildende, fiir die besondere Schutzvorschriften gelten
(z.B. JArbSchG, Mutterschutzgesetz, Schwerbehindertengesetz),
wird die Betriebsvereinbarung unter Beriicksichtigung dieser Vor-
schriften angewendet. Der zustindige [...]-Ausbilder, der betriebliche
Vorgesetzte bzw. der im Betrieb mit der Ausbildung betraute Mitar-
beiter sind fiir die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften verant-
wortlich.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/206/2001

2.13.2 Arbeits- bzw. Schutzkleidung

Der Auszubildende darf laut §22 Abs. 4 JArbSchG keinen extremen kli-
matischen Bedingungen (Hitze, Kilte, Nisse, Lirm, Erschiitterung,
Strahlung) ausgesetzt werden. Diesem Verbot wird durch Bereitstellen
von geeigneter Schutzkleidung begegnet.

»Nach §11 Abs.1 TVASD — BBIG hat der Ausbildende den Auszubil-
denden, soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorge-
schrieben oder angeordnet ist, die Schutzkleidung unentgeltlich zur
Verfiigung zu stellen.«

@~ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 010304/12/0

Eine weitere Vereinbarung dazu lautet wie folgt.
»Gewerblichen und technischen Auszubildenden wird die erforder-
liche Arbeitskleidung und Sicherheitsausriistung kostenfrei zur Ver-

fugung gestellt.«
@ ELEKTRO, 020100/47/2008
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Die bereits zitierte Dienstvereinbarung der 6ffentlichen Verwaltung be-
fasst sich mit der Definition dessen, was unter Schutzkleidung zu ver-
stehen ist.

»Von dem Begriff der Schutzkleidung werden Kleidungsstiicke um-

fasst, die den Auszubildenden Schutz vor kérperlichen Beeintrichti-

gungen bieten (z. B. Sicherheitsschuhe in Werkstitten, Einweghand-

schuhe, Arbeitskittel usw.).

Die Pflicht zum Tragen der Schutzkleidung ergibt sich insbesondere

aus den gesetzlichen Regelungen der {618, 619 BGB in Verbindung

mit den einschlidgigen Unfallverhiitungsvorschriften.

Es ist fiir ein jedes Berufsbild vor der Durchfithrung von Ausbildun-

gen zu kliren, welche Schutzbekleidung bereitzustellen ist.

Die Schutzkleidung bleibt Eigentum des Ausbildenden. Die Auszu-

bildenden haben mit der Schutzkleidung sorgsam umzugehen.«
@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 010304/12/0

Regelungen zur Ersatzkleidung oder den Kosten der Reinigung bei-
spielsweise, die tiber die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehen, fin-
den sich in den untersuchten Vereinbarungen nicht.

Auch in Branchen, in denen keine Schutzkleidung erforderlich ist, kann
Berufskleidung vorgeschrieben sein. In nachstehend zitiertem Unter-
nehmen wird die so genannte Businesskleidung als Erstausstattung zu
Ausbildungsbeginn vom Unternehmen gestellt.

»Die Erstausstattung erfolgt entsprechend der Auflistung in An-
lage 2. Die Mitarbeiter erhalten eine Businesskleidung, die ganzjih-
rig getragen werden kann.«

@ LANDVERKEHR, 050310/42/2007

Mitunter wird den Auszubildenden die entsprechende Arbeitskleidung
inklusive Schutzschuhen jihrlich neu zur Verfiigung gestellt.

»Es gilt als vereinbart, dass jedem Auszubildenden pro Ausbildungs-
jahr 2 Garnituren — bestehend aus Jacke und Latzhose — und 1 Paar
Sicherheitsschuhe zur Verfiigung gestellt werden.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 010304/26/1990
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2.14 Die Rolle des Ausbilders im Ausbildungsprozess

Ausbildende begleiten und unterweisen die Auszubildenden wihrend
ihres Lernprozesses. Um ausbilden zu diirfen, miissen sie die Anforde-
rungen der Ausbildereignungsverordnung (AusbEignV oder AEVO) er-
filllen. In den untersuchten Vereinbarungen finden sich verschiedenste
Bezeichnungen fiir sie, z. B. Ausbilder, Ausbildende oder Fachausbilder.
Auch von Coaches oder Mentoren ist an einigen Stellen die Rede, wobei
sich der Einsatz von Mentoren vor allem auf die Férderung und Unter-
stiitzung von weiblichen Auszubildenden konzentriert (vgl. Maschke/
Zurholt 2006). Folgende Regelung definiert den Begriff Ausbilder und
skizziert dessen rechtlichen Status.

»AusbilderInnen
haben die fachliche, persénliche und berufspidagogische Eignung
zum Ausbilden (§20 Abs. 1 Satz 2 BBiG). Sie haben eine Priifung ge-
mif Ausbildereignungsverordnung (AEVO) abgelegt. Bei Ausiibung
der Titigkeit, hauptamtlich oder nebenamtlich, werden sie als ver-
antwortliche AusbilderInnen in den Ausbildungsvertrag und die
Ausbilderkartei der zustindigen Stelle, z. B. IHK, eingetragen.«

&= CHEMISCHE INDUSTRIE, 020100/28/0

Ausbilderinnen und Ausbilder sind verantwortlich fiir die ordnungsge-
mifle Durchfithrung der Ausbildung. Je nach Gréfle und Situation des
Betriebs kénnen sich ihre Aufgaben voneinander unterscheiden: Sie er-
weisen sich als konzeptionell-koordinierend, andererseits als eher prak-
tisch-anleitend.

»Aufgabe der Fachausbilder ist es, anhand des Ausbildungsrahmen-
plans ein Ausbildungskonzept zu erstellen und dieses mit der Aus-
bildungsleitung abzustimmen.«

@~ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 020100/54/2005

Die Rollen der Ausbildenden beim Zeitmanagement der Auszubilden-
den (Kap. 2.7), beim Beurteilungswesen, bei der Kontrolle der Ausbil-

dungsnachweise (Kap. 2.8.2) und bei der Einhaltung von Schutzvor-

Die Rolle des Ausbilders im Ausbildungsprozess

87



88

schriften (Kap. 2.13.1) wurden bereits dargestellt. Nachfolgend werden
ihre vielfiltigen Aufgaben ausfiihrlich aufgelistet.

»Der verantwortliche Ausbilder hat insbesondere folgende Aufgaben:
Ausbilden am Arbeitsplatz

Sicherstellen einer praxisorientierten Ausbildung und der optima-
len Nutzung der fur die praktische Ausbildung zur Verfligung ste-
henden Zeit.
Planen des Einsatzes der Auszubildenden an anderen Arbeitsplit-
zen innerhalb des Fachbereichs, soweit fiir eine weitere Kenntnis-
vermittlung erforderlich.
Mitarbeiten bei der Lernzielbeschreibung und bei der Fortschrei-
bung bzw. Anpassung der Lernziele an die beruflichen Erforder-
nisse.
Entwickeln von Ausbildungshilfen und -unterlagen.«

@ KREDITGEWERBE, 020600/4/0

Zudem tibernehmen sie folgende Verantwortungsbereiche.

Uberwachen der Fithrung der 14-tigigen Titigkeitsnachweise der
Auszubildenden, insbesondere Besprechen der Fehler mit dem
Auszubildenden und verantwortliches Abzeichnen der Nachweise.
Fithren des Einfithrungsgesprichs, Beurteilen der Auszubilden-
den und Fiihren der Zwischen- und Abschluflbeurteilungsgespri-
che.
Informieren der folgenden Ausbildungsabteilung iiber Urlaubs-
und Krankheitszeiten des Auszubildenden, die in den Zeitraum
des Ausbildungswechsels fallen.
Abstimmen der Urlaubsantrige des Auszubildenden mit der Ab-
teilung Bildungswesen und Weitergabe der Krankmeldungen an
Abteilung PSK.
Abzeichnen (verantwortlich) der Zeitbelege des Auszubildenden.
Uberwachen der Einhaltung der fiir die Ausbildung geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen und der sonstigen betrieblichen Ord-
nungsvorschriften.«

@ KREDITGEWERBE, 020600/4/0
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Fur die mit dieser Aufgabe verbundene Mehrarbeit werden die Ausbil-
denden von ihrer normalen Titigkeit freigestellt.

»Die Berufsausbildung ist keine neben dem normalen Dienst-
geschift zu bewiltigende Aufgabe. Den Fachausbildern ist daftr
ein ausreichender Anteil ihrer Arbeitszeit zur Verfiigung zu stellen.
Die unmittelbaren Fachvorgesetzten sorgen dafiir, dass durch den
Einsatz der Fachausbilder oder ihrer Vertreter eine ordnungsgemafie
Ausbildung gewihrleistet ist.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 020100/54/2005

Einige Unternehmen verpflichten sich dazu, ihre Ausbildenden konti-
nuierlich fortzubilden.

»Die ausbildenden Fachkrifte werden benannt und regelmifig ge-
schult.«
@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Neben Ausbildenden setzen manche Betriebe zusitzlich Ausbildungs-
beauftragte ein. Dabei handelt es sich oft um Facharbeitskrifte oder
Fachangestellte, die die Auszubildenden auf bestimmten Ausbildungs-
abschnitten begleiten, ohne die formalen Voraussetzungen zum Aus-
bildenden nach AEVO zu erfiillen. Die fachlichen sowie persénlichen
Kompetenzen von Ausbildungsbeauftragten und ihre Rolle im Ausbil-
dungsprozess werden beispielsweise wie folgt definiert.

»Der Ausbildungsbeauftragte benétigt als Grundlage Einfiihlungs-
vermogen, Zeit, fachliche und soziale Kompetenz, um den Auszubil-
denden zu »>férdern und zu unterstiitzen<. Regelmifiiges Feedback
ist wichtig fiir die Entwicklung des Auszubildenden.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 020100/28/0

Interessanterweise steht hier an erster Stelle die empathische Fahigkeit
der Ausbildenden, sich in die Situation der Auszubildenden hinein-
zuversetzen. Erst an dritter Stelle wird ihre Fachlichkeit gefordert.

Die Ausbildungsbeauftragten tibernehmen neben den Ausbildenden
eine wichtige Rolle bei der Betreuung der Auszubildenden. Die folgende
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Vereinbarung listet die Aufgaben der Ausbildungsbeauftragten systema-
tisch auf. Wer mit »Ausbildungspartner« gemeint ist, lisst sich aus dem
Dokument selbst nicht erschlieflen.

»Sie erfiillen folgende Aufgaben:

« Der Ausbildungspartner/Ausbildungsbeauftragte tiberwacht den
Verlauf der betrieblichen Ausbildung. [...]

« Der Ausbildungspartner/Ausbildungsbeauftragte ist mitverantwort-
lich dafiir, daf die einschligigen Gesetze, Verordnungen und Ver-
einbarungen eingehalten werden. [...]

« Der Ausbildungspartner/Ausbildungsbeauftragte pflegt den Kon-
takt und die Zusammenarbeit mit anderen Stellen in Ausbildungs-
belangen. [...]

« Der Ausbildungspartner/Ausbildungsbeauftragte erhilt angemes-
sene Verfiigungszeit zur Erfuillung seiner Aufgaben. Hierzu gehort
auch das Teilnahmerecht an Seminaren und Ausbildungspartner-
workshops der Personalentwicklung, sofern nicht dringende be-
triebliche Gegebenheiten dagegen sprechen.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/39/2004

Diese Vereinbarung deutet darauf hin, dass Ausbildungsbeauftragte je
nach interner Organisation der Ausbildung unterschiedliche Aufgaben-
zuschnitte haben. In manchen Betrieben sind sie einem speziellen Aus-
bildungsabschnitt zugeordnet. Hier hingegen scheinen Ausbildungsbe-
auftragte als stellvertretende Ausbildende zu fungieren: fiir einen oder
mehrere Auszubildende in deren gesamten Ausbildungsverlauf. Eine
Vereinbarung skizziert die Rolle des Ausbildungsbeauftragten folgen-
dermafien.

»Er soll fiir den Auszubildenden Ansprechpartner sein (fiir person-
liche Probleme, Versetzung, Berufsschule etc.) und Kontrolle bzw.
Information tiber die An- und Abwesenheit haben. Der Ausbildungs-
beauftragte bekommt eine Kopie des Versetzungsplans und des be-

trieblichen Ausbildungsplans.«
@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 020100/28/0
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Die Ausbildungsbeauftragten werden iiber die Entwicklung der Auszu-
bildenden informiert, auch wenn diese einen Ausbildungsabschnitt in
einer anderen Abteilung absolvieren.

»Der Ausbildungsbeauftragte der Stammabteilung bekommt bei Be-
darf (oder bei deutlichen Abweichungen) von der Personalabteilung
regelmiflige Informationen tiber Leistung bzw. das Verhalten des
Auszubildenden in den anderen Abteilungen.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 020100/28/0

Am Ende dieses ausfithrlichen Uberblicks iiber den Verlauf einer dualen
Ausbildung steht fest: Der Bestand der untersuchten Vereinbarungen
erfasst das Thema bis in zahlreiche Details. Er bietet eine nahezu li-
ckenlose Dokumentation des Ausbildungsverlaufs und fast aller relevan-
ten Themen. Schwierigkeiten zeigen sich in den mitunter unklaren Be-
grifflichkeiten und in den Redundanzen, die durch die enge Anlehnung
an die bestehenden Gesetzestexte entstehen.
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3. Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte,
-verfahren und -instrumente

Das Thema Ausbildung gehért zu einem der wichtigsten Arbeitsfelder
der betrieblichen Interessenvertretung. Der Gesetzgeber riumt dem Be-
triebsrat in zahlreichen Aspekten, die unmittelbar die Ausbildung be-
rithren, mehr oder weniger starke Mitwirkungs- und Mitbestimmungs-
rechte ein. Diese beziehen sich insbesondere auf

« die Planung und Durchfithrung der Ausbildung,

« die Auswahl und Einstellung der Auszubildenden,

o die Arbeitszeiten,

« das Beurteilungswesen,

« den Arbeitsschutz

« die Ubernahme.

In zahlreichen Vereinbarungen finden sich daher Hinweise auf die rele-
vanten Bestimmungen im BetrVG.

»Fiir die Mitwirkung und Mitbestimmung des Betriebsrates gelten
die Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes, insbesondere die
§§96 bis 98.«

@ ELEKTRO, 020100/47/2008

Die genannten Paragrafen des BetrVG betreffen die Bedarfsplanung, die
Qualitit und die Durchfithrung der Berufsbildung im Betrieb. Ein ande-
rer Paragraph wird oft erwihnt: Er regelt die Mitbestimmung bei perso-
nellen Einzelmafdnahmen wie Einstellungen, Ein- bzw. Umgruppierun-
gen oder Versetzungen.

»Die Auswahl der Auszubildenden obliegt dem Arbeitgeber unter
Beachtung der Mitwirkungs- und Beratungsrechte des Betriebsrats
gemif §99 BetrVG.«

@ VERLAGS- UND DRUCKGEWERBE, 020200/197/1989
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Jugend- und Auszubildendenvertretung

Als wichtiges Organ der betrieblichen Interessenvertretung der Auszu-
bildenden sieht das BetrVG die Jugend- und Auszubildendenvertretung
(JAV). Deren Wahl, Zusammensetzung und Aufgaben regelt das Gesetz
ausfithrlich in seinem dritten Teil (§§60-73). Entsprechend oft kommt
sie in den Ausbildungsvereinbarungen zur Sprache.

»Fiir die Auszubildenden gibt es neben dem Betriebsrat die Jugend-
und Auszubildendenvertretung (JAV), die die besonderen Interessen
der Auszubildenden vertritt. Grundlage ist das Betriebsverfassungs-
gesetz — hiernach haben die Jugendlichen die Moglichkeit, ihre Inte-
ressenvertretung zu wihlen und mitzugestalten.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 010304/13/0

Die JAV und der Betriebsrat sind an allen mitwirkungs- und mitbestim-
mungspflichtigen Entscheidungen zu beteiligen, die die Auszubilden-
den im Betrieb betreffen: z.B. an der Auswahl der Auszubildenden so-
wie an der Planung und Durchfiihrung der Ausbildung, insbesondere
aber an der Beurteilung der Ausbildungsleistungen.

»Der Betriebsrat bzw. die Jugend- und Auszubildendenvertretung
kann an den Gesprichen zur Lernstandkontrolle teilnehmen und
ggf. die Hinzuziehung des/der Ausbilder/in oder der jeweiligen Ver-
mittler/innen verlangen.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/40/2005

Auch bei der Schlichtung von Konflikten wird die JAV gelegentlich mit
in die Verfahrensregelung einbezogen. Dies zeigt das folgende Beispiel,
das die Beurteilung der Auszubildenden thematisiert.

»Streitigkeiten sind unter Hinzuziehung des Betriebsrates sowie
der jeweiligen Jugend- und Auszubildendenvertretung zu kliren. Die
entsprechenden Gesetze, Verordnungen und Tarifvertrige sind im-
mer zugrunde zu legen und werden angewandt.«

@ ERNAHRUNGSGEWERBE, 020100/50/2005

Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte, -verfahren und -instrumente
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Paritdtischer Ausschuss

Ein weiteres wichtiges Organ, das in zahlreichen Betriebsvereinbarun-
gen zur Sprache kommit, ist der so genannte Parititische Ausschuss. Er
wird zu verschiedenen Themenbereichen gebildet, u.a. auch zur Aus-
und Weiterbildung. Seine Mitglieder werden zu gleichen Teilen von
Arbeitgeber und Betriebsrat benannt. Sie kiimmern sich etwa um die
Planung, Durchfiihrung und Evaluation der beruflichen Bildung im Be-
trieb. Eine Vereinbarung sieht ausdriicklich die Beteiligung der JAV bei
den Ausschussberatungen vor, wenn es um Fragen geht, die jugendliche
Mitarbeiter im Betrieb betreffen.

»Die Universititsleitung und der Personalrat errichten einen Aus-
schuf} (BildungsausschuR) fiir Berufsbildung und sonstige Bildungs-
mafinahmen. Der Bildungsausschufs besteht aus 6 Mitgliedern und
ist parititisch besetzt. [...] Werden im Ausschufl Angelegenheiten
fiir jugendliche Beschiftigte behandelt, so wird das vom Personalrat
benannte Mitglied fuir die Jugend- und Lehrlingsvertretung hinzuge-
Z0gen.«

@ BILDUNGSEINRICHTUNG, 020200/65/1996

Ein parititischer Ausschuss kann auch zur Beilegung von Konflikten ge-
bildet werden. Im folgenden Fall wird ein Jugend- und Auszubildenden-
vertreter als festes Mitglied im Ausschuss benannt.

»Zur Umsetzung und zur Beilegung von Streitigkeiten aus dieser
Vereinbarung wird eine parititische Kommission gebildet. Diese
besteht aus zwei Gesamtbetriebsratsmitgliedern und einem Mitglied
der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenvertretung sowie drei Be-
auftragten der Unternehmensleitung.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFZz), 020100/39/2004

Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte, -verfahren und -instrumente



3.1 Mitwirkungsrechte des Betriebsrats

Bei den Beteiligungsrechten des Betriebsrats wird zwischen Mitwir-
kungs- und Mitbestimmungsrechten unterschieden. Insgesamt lisst
sich feststellen, dass in den untersuchten Vereinbarungen zur dualen
Ausbildung die Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte der betrieb-
lichen Interessenvertretung sehr umfassend und z.T. sehr detailliert ge-
regelt werden — wenngleich auch nicht immer eindeutig.

Bei den Mitwirkungsrechten bleibt die Entscheidungsbefugnis des Ar-
beitgebers unberiihrt. Hierbei muss man unterscheiden zwischen dem
. Informationsrecht,

« Anhorungs- bzw. Beratungsrecht,

« Einsichtsrecht

« Recht auf Teilnahme des Betriebsrats.

Das Informationsrecht ist ein eher schwaches Recht des Betriebsrats,
jedoch die Voraussetzung fiir die Wahrnehmung seiner anderen Rechte
und oft die Vorstufe der Mitbestimmung. Das Anhorungs- bzw. Be-
ratungsrecht verpflichtet den Arbeitgeber, sich ernsthaft und (bei der
Anhoérung) »ordnungsgemifi« mit der Meinung des Betriebsrats aus-
einanderzusetzen. Das Einsichtsrecht bezieht sich etwa auf Bewer-
bungsunterlagen, Beurteilungsbogen oder Personalakten und ermog-
licht es dem Betriebsrat, seiner gesetzlichen Aufgabe als betriebliche
Interessenvertretung der Arbeitnehmer nachzukommen. Das Recht
auf Teilnahme bezieht sich etwa auf Vorstellungs- und Beurteilungs-
gespriche.

Bei den Mitbestimmungsrechten muss der Arbeitgeber den Betriebsrat
in die Entscheidung einbeziehen. Zu den Mitbestimmungsrechten ge-
héren das

« Initiativrecht,

« Widerspruchs- oder auch Vetorecht und

« Zustimmungs(verweigerungs)recht des Betriebsrats.

Das Initiativrecht riumt dem Betriebsrat bei mitbestimmungspflichti-
gen Sachverhalten das Recht ein, vom Arbeitgeber die Regelung einer
bestimmten Angelegenheit zu verlangen. Das Widerspruchs- bzw. Veto-
recht bietet dem Betriebsrat die Moglichkeit, bestimmte Maflnahmen
des Arbeitgebers zu verhindern bis hin zur Einleitung rechtlicher
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Schritte. Er ist am betrieblichen Entscheidungsprozess demnach nicht
vollkommen gleichberechtigt beteiligt, kann die Entscheidung jedoch
blockieren. Das Zustimmungsrecht ist das stirkste Recht, iiber das
der Betriebsrat verfiigt: Ohne seine Zustimmung kann der Arbeitgeber
keine Entscheidung treffen. Er kann sie auch nicht gerichtlich ersetzen
lassen, sondern muss sich an die Einigungsstelle wenden.

Zahlreiche untersuchte Vereinbarungen zur Ausbildung betreffen die
Mitwirkung der betrieblichen Interessenvertretung. Gelegentlich wer-
den dem Betriebsrat zu einem bestimmten Sachverhalt mehrere Beteili-
gungsrechte eingerdumt.

»Der Arbeitgeber informiert und berit mit den Betriebsriten
(nachfolgend BR) rechtzeitig und umfassend — mindestens einmal
jahrlich — iber den Qualifizierungsbedarf und die vorgesehenen Bil-
dungsmafinahmen. Der BR hat das Recht, eigene Vorschlige zu un-
terbreiten. Es wird eine einvernehmliche Regelung angestrebt. Kon-
flikte werden erst im Standortbildungskreis behandelt, kann hier
keine Einigung erzielt werden, wird gemif §14ff. dieser GBV ver-
fahren.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 020200/211/2004

Hier werden demnach drei Rechte des Betriebsrats angesprochen: das
Informations- und Beratungsrecht sowie das Vorschlags-, sprich: Initia-
tivrecht. Indirekt, iiber die Erwihnung eines Verfahrens zur Konflikt-
regelung, kommt auch das Zustimmungsrecht des Betriebsrats zur
Sprache.

3.1.1 Informationsrecht
Das Informationsrecht des Betriebsrats kommt besonders stark in den
Regelungskomplexen zum Tragen, die den Umfang der Ausbildung und
die Berufe, in denen ausgebildet werden soll, betreffen.
»Der ortliche Betriebsrat wird frithzeitig, spitestens bis Ende Januar
jedes Jahres, iiber die Entscheidung der Hausleitung des jeweiligen

Einrichtungshauses informiert, ob fiir das nachfolgende Ausbildungs-
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jahr Einstellungen von Auszubildenden geplant sind, in welchem
Ausbildungsberuf diese erfolgen sollen und mit wie vielen Ausbil-
dungsplitzen gerechnet werden kann.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/27/2001

Eine weitere Vereinbarung formuliert folgendermafien:

»In der parititischen Kommission Aus- und Weiterbildung wird
einmal jdhrlich iiber die Ausbildungszahlen an den Standorten [...]
informiert.«

@ ELEKTRO, 020100/47/2008

Die Tatsache, dass es sich hierbei um eine Regelung zu den Aufgaben
einer parititischen Kommission handelt, lsst darauf schlieflen, dass
die Information des Betriebsrats hier eine notwendige Voraussetzung
fiir die Ausiibung seiner Mitbestimmungsrechte ist. Diese Funktion des
Informationsrechts kommt in der folgenden Vereinbarung noch deut-
licher zum Vorschein. Darin geht es um die Planung und Durchfithrung
der Ausbildung vor dem Hintergrund einer Produktionserweiterung.

»Der Betriebsrat wird gemafl {§90 und 111 BetrVG rechtzeitig und
umfassend tber die Planung und Realisierung der Einzelmaf-
nahmen informiert. Thm werden alle Unterlagen, die zur Erfiillung
seiner betriebsverfassungsrechtlichen Aufgaben notwendig sind,
ausgehindigt. Dazu zihlen alle Planungs- und Organisationsunter-
lagen, sowie Personalangelegenheiten. Uber notwendige Anderun-
gen ist der Betriebsrat zu informieren.«

@ MASCHINENBAU, 080220/92/2003

Auch im Beurteilungswesen wird dem Betriebsrat regelmiflig (mindes-
tens) ein Informationsrecht eingerdumt.

»Bei aulerplanmifig stattfindenden Mitarbeiter- und Foérdergespri-

chen erfolgt eine Information an den 6rtlichen Betriebsrat.«
@ KREDITGEWERBE, 010701/93/2004

Mitwirkungsrechte des Betriebsrats
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Bisweilen lassen Formulierungen in den Vereinbarungen offen, ob nur
ein Recht auf Information eingerdumt wird oder ob die Beteiligung des
Betriebsrates bzw., wie im folgenden Fall, der JAV dariiber hinausgeht.

»Ist ein Auszubildender mit seiner Beurteilung nicht einverstanden,
so erfolgt keine Unterschrift, und es muss die PA [Personalabteilung]

oder die JAV eingeschaltet werden.«
@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 020100/28/0

Was dieses Einschalten der JAV beinhaltet, geht aus der Regelung nicht
hervor.

Wenn es um das Informationsrecht des Betriebsrats in Ausbildungs-
fragen geht, muss die JAV mit einbezogen werden. Die nachstehende
Vereinbarung regelt den Umfang der Ausbildung im Unternehmen.

»Soweit sich [...] entschliefdt, nach entsprechender Priifung der not-
wendigen Voraussetzungen, in weiteren Berufen auszubilden, wird
der GBR und die GJAV tiber dieses Vorhaben unterrichtet.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/27/2001

3.1.2 Anhorungs- und Beratungsrecht

Gemif dem BetrVG geniefdt die JAV ebenfalls ein Anhrungs- und Be-
ratungsrecht. Das folgende Beispiel regelt die Durchfiihrung der Ausbil-
dung im Betrieb.

»Ausbildungsleitung, Ausbilder, Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung und Betriebsrat beraten regelmifiig mindestens einmal im
Quartal tber die aktuelle Ausbildungssituation im Unternehmen.«

@ FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG, 020100/43/1996

98 Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte, -verfahren und -instrumente



Einige Vereinbarungen regeln zudem das Verfahren fiir den Fall, dass
die Beratungen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat scheitern.

»Bei Meinungsverschiedenheiten iiber die Auslegung dieser Be-
triebsvereinbarung beraten Arbeitgeber und Betriebsrat mit dem
Ziel einer einvernehmlichen Regelung. Wird keine Einigung erzielt,
so haben beide Seiten das Recht, die Einigungsstelle anzurufen.
Diese entscheidet dann abschlieflend.«

@ FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG, 010602/95/1997

Besonders umfangreiche Mitwirkungsrechte (u.a. ein Anhérungs- und
Beratungsrecht) werden dem Betriebsrat bzw. der Schwerbehinderten-
vertretung eingerdumt, wenn es um behinderte Auszubildende geht.

»Vor der Entscheidung tiber die Besetzung eines freien Ausbildungs-
platzes oder die Ubernahme in ein Arbeitsverhiltnis, fiir die Be-
werbungen Schwerbehinderter zu beriicksichtigen sind, ist die
Schwerbehindertenvertretung anzuhoren. Hierzu hat die Schwer-
behindertenvertretung das Recht auf Einsicht in die Bewerbungs-
unterlagen des/der schwerbehinderten Bewerbers/Bewerberin und
der Bewerber, die nach Meinung des Arbeitgebers gleich oder besser
als diese/r geeignet sind, die freie Stelle zu besetzen sowie auf Teil-
nahme an Gesprachen mit Bewerbern. Der Arbeitgeber unterrichtet
die Schwerbehindertenvertretung und den Personalrat — unter
Darlegung der Griinde — iiber die beabsichtigte Entscheidung. Ist
die Schwerbehindertenvertretung oder der Personalrat mit der beab-
sichtigten Entscheidung nicht einverstanden, ist diese mit ihnen zu
erortern.«

@ KREDITGEWERBE, 010301/57/2003

Dieser Passus findet sich fast wortgleich in anderen Integrationsverein-
barungen, die insgesamt starke Ubereinstimmungen bis in einzelne
Formulierungen aufweisen.

Einige Regelungen sind, wie schon beim Informationsrecht, auch hin-
sichtlich der Anhorung und Beratung nicht deutlich formuliert. Bei-
spielsweise wird von einem Informationsaustausch gesprochen, obwohl
es eigentlich um eine Beratung geht.

Mitwirkungsrechte des Betriebsrats



»Mindestens einmal pro Quartal findet ein Informationsaustausch
zwischen Ausbildungsleitung, Ausbildern, Betriebsrat und Jugend-
und Auszubildendenvertretung sowie bei Bedarf den betreffenden
Ausbildungsbeauftragten oder Ausbildungsverantwortlichen statt.«

@ MASCHINENBAU, 020100/8/1998

3.1.3 Einsichtsrecht

Das Einsichtsrecht des Betriebsrats und der JAV bezieht sich auf a)
schriftliche Unterlagen insbesondere im Zusammenhang mit Bewer-
bungen um eine Ausbildungsstelle sowie b) Leistungsbeurteilungen der
Auszubildenden.

»Der/Die Betriebsrat/Jugend- und Auszubildendenvertretung hat
das Recht (nach Zustimmung des Auszubildenden), Einblick in die
Ausbildungsforderbogen zu nehmen bzw. sich iiber die Fordermaf-
nahmen zu informieren.«

@ MASCHINENBAU, 020100/8/1998

Wie bereits aus dieser Formulierung ersichtlich wird, geht das Recht auf
Einsichtnahme hiufig mit einem allgemeineren Informationsrecht ein-
her bzw. diesem voran.

3.1.4 Recht auf Teilnahme
Das Recht auf Teilnahme des Betriebsrats bezieht sich in aller Regel auf
Bewerbungs-, Beurteilungs- und Férdergespriche von (angehenden)
Auszubildenden — falls Letztere dies wiinschen.

»Beteiligt ist auf Wunsch des Auszubildenden ein Mitglied des Be-

triebsrates oder der Jugend- und Auszubildendenvertretung.«
@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/39/2004
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Eine Vereinbarung riumt der betrieblichen Interessenvertretung aufler-
dem die Teilnahme an Bildungsveranstaltungen ein, die in Zusammen-
arbeit mit der Personalentwicklung im Unternehmen stattfinden.

»Der BR, die Jugend- und Auszubildendenvertretung und die Schwer-
behindertenvertretung haben das Recht, nach Zusammenarbeit mit
PE(D) an allen Bildungsmafinahmen teilzunehmen.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 020200/211/2004

3.2 Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats

§87 BetrVG regelt wesentliche Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats.
Im Bereich der betrieblichen Ausbildung erstreckt sich die Mitbestim-
mung dabei auf Fragen

« der betrieblichen Ordnung und des Verhaltens der Arbeitnehmer,

« der Arbeitszeit und des Urlaubs,

« der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes,

« der freiwilligen sozialen Leistungen des Arbeitgebers,

der betrieblichen Lohngestaltung und der Entgeltzahlung,

« des betrieblichen Vorschlagswesens sowie

« der Durchfiihrung von Gruppenarbeit.

Kommt in diesen Fragen keine Einigung zwischen Arbeitgeber und Be-
triebsrat zustande, entscheidet die Einigungsstelle. Die Mitbestimmung
ist in diesen Fillen erzwingbar. In den untersuchten Vereinbarungen
finden sich zu allen genannten Mitbestimmungsbereichen Regelungen,
die die Organisation der Ausbildung im Betrieb betreffen.
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3.2.1 Initiativ-/Vorschlagsrecht

In den Vereinbarungen wird dem Betriebsrat zu drei Themen ein Vor-
schlagsrecht eingerdumt: zur Verbesserung der Ausbildung, zu ergin-
zenden Qualifizierungsmafnahmen und zur Bestellung von Ausbil-
dern. Die nachstehende Vereinbarung beteiligt die Gesamt-JAV an der
Planung und Durchfithrung der Ausbildung.

»Die GJAV ist berechtigt, Verbesserungs- sowie Anderungsvor-
schlige einzureichen. Es ist ihr gestattet, die jeweiligen Ausbildungs-
konzepte einzusehen und an der Ausbildung in den Fachbereichen
nach Bedarf teilzunehmen.«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 020100/54/2005

Eine zweite Vereinbarung regelt die Beteiligung des Betriebsrats an Zu-
satzqualifizierungsmafinahmen wihrend der Ausbildung.

»Der Betriebsrat in Ubereinstimmung mit der Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung kann Vorschlige zu den erginzenden Berufs-
bildungsmafnahmen machen. Uber die Vorschlige entscheidet der
Betrieb nach Beratung mit Betriebsrat/Jugend- und Auszubilden-
denvertretung. Im Ubrigen bleibt das Mitbestimmungsrecht des §98
BetrVG unbertiihrt.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/40/2005

Der dritte Regelungsaspekt, bei dem die Vereinbarungen dem Betriebs-
rat ein Initiativrecht einriumen, ist die Benennung der Ausbilder.

»Fiir jede Abteilung, die nach dem Ausbildungsrahmenplan von Aus-
zubildenden durchlaufen wird, ist ein(e) Ausbilder(in) im Sinne des
BBiG zu bestellen. Der Betriebsrat kann hierzu Vorschlige machen.«

@ SONSTIGE VERKEHRSDIENSTLEISTER, 020100/12/1988

Mit der Benennung von Ausbildenden befassen sich zwei Regelungen
im Bestand. Eine andere Regelung sieht vor, dass die Ausbildenden auf
Vorschlag der Personalabteilung und nach Abstimmung mit dem Be-
triebsrat ernannt werden.
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»Die Ernennung zum verantwortlichen Ausbilder erfolgt nach Ab-
stimmung mit dem Betriebsrat auf Vorschlag des Bereichs Personal
durch den Vorstand.«

@ KREDITGEWERBE, 020600/4/0

Diese Vereinbarung zeigt: Uber Betriebsvereinbarungen lassen sich
durchaus stirkere Beteiligungsrechte der betrieblichen Interessenver-
tretung an der Gestaltung der Ausbildung sichern.

3.2.2 Widerspruchs-/Vetorecht

Das Widerspruchsrecht des Betriebsrats greift vor allem, wenn Beschif-
tigte gekiindigt werden. Im Untersuchungsmaterial fand sich hierzu
keine Regelung.

3.2.3 Zustimmungsrecht

Das Zustimmungsrecht stellt das stirkste Beteiligungsrecht des Be-
triebsrats dar. Es bezieht sich in der aktuellen Untersuchung auf ver-
schiedene Regelungskomplexe bei der Gestaltung der dualen Ausbil-
dung, insbesondere a) auf die Einstellung von Auszubildenden, b) die
Durchfithrung der Ausbildung, c) die Arbeitszeiten sowie d) die Ein-
gruppierung der Ausgebildeten nach der Ubernahme.

»Die Auswahl und Entscheidung tiber die Einstellung von Aus-
zubildenden wird vom Arbeitgeber unter Einhaltung der gesetz-
lichen Regelungen des Betriebsverfassungsgesetzes (§§98, 99) vor-
genommen.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER VON KRAFTWAGENTEILEN, 020100/57/2001

Die beiden genannten Paragraphen regeln u.a. die Durchfithrung
der Ausbildung sowie personelle Einzelmafinahmen wie die Einstel-
lung von Auszubildenden. Eine andere Vereinbarung formuliert ein-

gingiger.
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»Vor Abschlufl von Ausbildungsvertrigen ist die Zustimmung des
Betriebsrates einzuholen.«
@ UNTERNEHMENSBEZOGENE DIENSTLEISTUNGEN, 110300/4/1997

Zum Thema Arbeitszeit bzw. Ausbildungszeit findet sich die folgende,
sehr ausfiihrliche Regelung.

»Wenn die fach- oder warenkundlichen Lerneinheiten ausnahms-
weise auflerhalb der fiir die/den jeweiligen Auszubildende/n gel-
tenden Arbeitszeit stattfinden sollen, bedarf es der Zustimmung des
Betriebsrates in Ubereinstimmung mit der Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung. Ein entsprechender Freizeitausgleich ist am sel-
ben oder darauffolgenden Arbeitstag zu Beginn oder zum Ende der
Arbeitszeit zu gewihren. Hiervon abweichend kénnen mit Zustim-
mung des Betriebsrates in Ubereinstimmung mit der Jugend- und
Auszubildendenvertretung Regelungen zum Ansammeln ganzer
freier Tage getroffen werden. Hierbei ist insbesondere das Jugendar-
beitsschutzgesetz zu beachten.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 020100/40/2005

Eine ebenfalls sehr detaillierte Regelung zur Arbeitszeit bzw. zum Ein-
satz von Auszubildenden im Schichtdienst lautet wie folgt.

»Jeder Einzelfall des Wechsels eines Auszubildenden in Schicht
ist dem Betriebsrat rechtzeitig (mindestens eine Woche vorher) mit
Nennung des Einsatzortes, der Schichtfarbe, der Dauer des Einsat-
zes und des zustindigen Ansprechpartners im Betrieb/Schicht
zur Zustimmung vorzulegen; ebenso ist die Verlingerung eines
Schichteinsatzes tiber 4 Monate hinaus dem Betriebsrat erneut vor-
zulegen.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/277/2002

Die Ubernahme von Auszubildenden in ein Beschiftigungsverhiltnis
bedarf nicht der vorherigen Zustimmung des Betriebsrats. Lediglich eine
Vereinbarung formuliert unter Bezugnahme auf zwei Beschiftigungs-
sicherungstarifvertrige Folgendes.
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»Es besteht Einvernehmen, dass die Geschiftsleitungen hinsichtlich
der Auszubildenden, die in den Jahren 2006 und 2007 ihre Ausbil-
dung erfolgreich beenden, mit Zustimmung des Gesamtbetriebs-
rates von der tarifvertraglich geregelten Ubernahmeverpflichtung
befreit werden, da die Voraussetzungen des §3 Ziffer 2 des Tarifver-
trages zur Beschiftigungssicherung (Tarifgebiet Hessen/Rheinland-
Pfalz) bzw. des {8 Abs. 2 des Tarifvertrages zur Beschiftigungsbriicke
(Tarifgebiet Nordrhein-Westfalen) erfiillt sind.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER KRAFTWAGEN, 100100/231/2005

3.3 Beteiligung der Auszubildenden

Das BetrVG enthilt mehrere Bestimmungen zum Beschwerderecht im
Betrieb. Demnach hat ein Beschiftigter das Recht, »sich bei den zustin-
digen Stellen des Betriebs zu beschweren, wenn er sich vom Arbeitgeber
oder von Arbeitnehmern des Betriebs benachteiligt oder ungerecht be-
handelt oder in sonstiger Weise beeintrichtigt fithlt« (§84). Hierzu kann
er sich entweder direkt an den Arbeitgeber wenden oder ein Mitglied des
Betriebsrats zur Unterstiitzung oder Vermittlung hinzuziehen. Dieses
Recht gilt selbstverstindlich auch fiir Auszubildende. Eine Vereinba-
rung zum Beurteilungs- und Forderwesens in der Ausbildung bezieht
sich auf dieses Beschwerderecht.

»Das Recht, bei Verfahrensabweichungen oder falschen Tatsachen-
behauptungen eine schriftliche Stellungnahme beizufiigen, sowie
das Beschwerderecht jedes Auszubildenden nach §84 BetrVG wird
von dieser Vereinbarung nicht beriihrt.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER SONSTIGE FAHRZEUGE, 010602/68/2005

Eine weitere Vereinbarung — zur Gleichbehandlung bzw. zur Ver-
meidung von Diskriminierungen im Betrieb — widmet diesem Sach-
verhalt sogar einen ganzen Abschnitt. Darin wird Betroffenen, die sich
diskriminiert fithlen, das Recht eingerdumt, sich an ihre Vorgesetz-
ten, den Betriebsrat, die JAV, den Personalreferenten, den Bereichs-
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leiter, die Sozialberatung oder an eine Vertrauensperson ihrer Wahl zu
wenden.

»Auch Beschiftigte, die nicht selbst von Diskriminierung betroffen
sind, aber Zeugen eines Verstofles gegen die Gleichbehandlungs-
grundsitze geworden sind, kénnten sich mit einer Beschwerde an
die verantwortlichen Stellen wenden.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 050330/91/2003

Insbesondere das Beurteilungswesen ist der Regelungsaspekt im Rah-
men einer Ausbildung, zu dem sich die meisten Regelungen finden, die
den Auszubildenden ein Beteiligungsrecht am Verfahren einrdumen.
Sehr ausfiihrlich wird diese Beteiligung beispielsweise in folgender Ver-
einbarung geregelt.

»Gegen das Ergebnis der Beurteilung kénnen die Beurteilten inner-
halb einer Woche beim Beurteiler oder dem Betriebsrat schriftlich
Einspruch und ein weiteres Beurteilungsgesprich (Uberpriifungsge-
sprich) beantragen. Der Einspruch ist zu begriinden.«

&= GASTGEWERBE, 010602/54/2003

Fiir dieses Gesprich wird eine Frist vereinbart.

»Dieses Uberpriifungsgesprich hat innerhalb von vier Wochen statt-
zufinden. Ist der zustindige Beurteiler verhindert, innerhalb dieser
Frist das Uberpriifungsgesprich zu fiihren, so tritt an seine Stelle der
nichsthéhere Vorgesetzte. Der Beurteiler kann bei diesem Uberprii-
fungsgesprich eine Korrektur der Beurteilung vornehmen.«

@ GASTGEWERBE, 010602/54/2003

Falls der Auszubildende nicht innerhalb der Frist von einer Woche ein
Uberpriifungsgesprich beantragt, wird davon ausgegangen, dass er mit
der Beurteilung einverstanden ist. Verliuft das Uberpriifungsgesprich
ergebnislos, greift folgende Regelung.
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»Kommt es wihrend des Uberpriifungsgespriches zu keiner Ver-
stindigung, so kann die/der Auszubildende innerhalb einer Woche
die Geschiftsfiihrung als Schlichter anrufen.«

@ GASTGEWERBE, 010602/54/2003

Eine weitere Vereinbarung zum Beurteilungswesen riumt Auszubilden-
den ein Einsichtsrecht in ihre Beurteilungsbogen ein.

»Der Auszubildende hat das Recht, in seine Beurteilungsbégen Ein-
sicht zu nehmen. Er kann hierzu ein Mitglied des Betriebsrates oder
einen Jugendvertreter hinzuziehen. Das Mitglied des Betriebsrates
bzw. der Jugendvertreter hat tiber den Inhalt der Beurteilung Still-
schweigen zu bewahren, soweit er vom Auszubildenden im Einzel-
fall nicht von dieser Verpflichtung entbunden wird. Auf Wunsch des
Auszubildenden ist ihm eine Kopie seiner Beurteilung auszuhin-
digen.«

@ METALLVERARBEITUNG, 010602/124/1983

Mitunter haben Auszubildende sogar das Recht, beim Beurteilungsge-
sprich ihrerseits die Ausbildenden zu bewerten.

»Der Auszubildende kann zum Entwicklungsgesprich einen Feed-
backbogen mitbringen, in dem er seinen Ausbilder bewerten kann,
aber nicht muss. Erfolgt eine Bewertung, verbleibt der Feedbackbo-
gen beim Berufsbetreuer.«

@ EINZELHANDEL (OHNE KFz), 010601/95/2007

Nachstehend werden die Rechte der Auszubildenden gegeniiber den
Rechten des Personalrats abgegrenzt.

»Der Beurteilungsbogen wird dem Personalrat und der JAV vorge-
legt, wenn der Auszubildende hierzu seine Zustimmung erteilt. An-
derenfalls wird der Personalrat gemif} §60 Abs.3 Satz 1 LPersVG le-
diglich tiber das Ergebnis der Gesamtbewertung informiert, soweit
dies zur Erfiillung seiner Aufgaben erforderlich ist.«

@ VERSICHERUNGSGEWERBE, 010602/123/1997
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Laut einer Arbeitszeitvereinbarung diirfen Auszubildende im Schicht-
dienst an Betriebsversammlungen teilnehmen.

»Chemikanten-Auszubildenden, die sich in einer Ausbildungsphase
auf Schicht befinden, ist die Teilnahme an Versammlungen der JAV,
Betriebsversammlungen und Fachgruppengesprichen [...] zu ermég-
lichen. Die daftir verwendeten Zeiten sind als Ausbildungszeiten zu
bewerten.«

@ CHEMISCHE INDUSTRIE, 030100/277/2002

3.4 Tarifvertragliche Grundlagen

Die betriebliche duale Ausbildung ist sowohl gesetzlich als auch tarifver-
traglich sehr umfassend geregelt. Nahezu alle Aspekte, die mit der Aus-
bildung zu tun haben, werden in rechtlichen Vorschriften oder Tarifver-
einbarungen erfasst: Planung und Durchfiithrung der Ausbildung, Form
und Inhalt des Ausbildungsvertrags, Lernorte, Arbeitszeit und Urlaub,
Arbeitsschutz, Vergiitung, Priifungswesen und schlieRlich die Uber-
nahme in ein Beschiftigungsverhiltnis. Dementsprechend wird in den
untersuchten Vereinbarungen regelmifig auf die gesetzlichen Grundla-
gen (z.B. das BBiG, das BetrVG oder das JArbSchG) verwiesen oder auf
geltende Tarifvertrige Bezug genommen.

»Fiir die Rechtsverhiltnisse der Auszubildenden [...] gilt der Tarifver-
trag fiir Auszubildende im 6ffentlichen Dienst (IVAGD) — allgemei-
ner Teil und der besondere Teil Berufsbildung (BBiG).«

@ OFFENTLICHE VERWALTUNG, 010304/12/0

Der Inhalt von gesetzlichen Regelungen wird in den Vereinbarungen oft
kurz zusammengefasst wiedergegeben. Auf tarifvertragliche Bestim-
mungen hingegen wird meist nur in sehr allgemeiner Form Bezug ge-
nommen. Eine Ausnahme bildet folgende Urlaubsregelung fiir Auszu-
bildende.
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»Es gilt die Regelung gem. MTV {12 II 2: Die Auszubildenden zur
Fachkraft fiir Schutz und Sicherheit erhalten zusitzlich zu ihrem
Tarifurlaub pro geleistetem Schichtblock einen halben zusitzlichen
Urlaubstag.«

@ UNTERNEHMENSBEZOGENE DIENSTLEISTUNGEN, 030200/2019/2003

In der Regel lisst sich aus dem Vereinbarungstext jedoch nicht ersehen,
was die erwihnte tarifvertragliche Regelung beinhaltet oder um welchen
Tarifvertrag es sich handelt, an den hier angekniipft wird.

»Fiir die Ubernahme gelten die tarifvertraglichen Bestimmungen.«
@ FAHRZEUGHERSTELLER KRAFTWAGEN, 010304/22/1995

Wird der Tarifvertrag benannt, ist es dennoch oft schwer zu identifizie-
ren, auf welches Tarifgebiet und welches Abschlussjahr er sich bezieht.

»Arztbesuche, drztlich verordnete Behandlungen und bezahlte Fehl-
zeiten sind entsprechend dem MTV fiir Auszubildende zu behan-
deln.«

@ ELEKTRO, 030100/7/1997

Tarifvertragliche Bestimmungen werden hauptsichlich in Vereinbarun-
gen erwihnt, die die Arbeitszeiten und den Urlaub von Auszubildenden
sowie ihre Ubernahme in ein regulires Beschiftigungsverhiltnis regeln.
In letzterem Zusammenhang werden insbesondere Beschiftigungs-
sicherungstarifvertrige genannt.

Tarifvertragliche Grundlagen
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4, Offene Probleme

Die Planung und Durchftihrung der dualen Ausbildung gehéren fiir
viele Betriebe seit langem zum Alltagsgeschift und bilden ein traditio-
nelles Handlungsfeld der Betriebsratsarbeit. Da die duale Ausbildung
gesetzlich eindeutig geregelt und die Umsetzung im Betrieb weitgehend
eingespielt ist, gibt es kaum Aspekte, die auf betrieblicher Ebene nicht
oder unzureichend geregelt sind. Dennoch bleiben an einigen Stellen
Fragen offen, die den Status und die Funktion einer betrieblichen Ver-
einbarung bertihren oder die sich im Zusammenhang mit neueren Ent-
wicklungen in der beruflichen Bildung stellen.

Status und Funktion von Betriebs- und Dienstvereinbarungen

Bei der Betrachtung der betrieblichen Vereinbarungen zur dualen Aus-
bildung fillt auf, dass viele der darin getroffenen Regelungen lediglich
die gesetzlichen Bestimmungen wiederholen, ohne dem etwas Neues
hinzuzufiigen. So finden sich etwa die folgenden betrieblichen Rege-
lungen zum Ausbildungsvertrag fast wortwortlich im BBiG bzw. in der
HwO.

»Mit dem Auszubildenden und ggf. dessen Erziehungsberechtigten
wird ein schriftlicher Berufsausbildungsvertrag abgeschlossen. So-
weit vorgeschrieben, wird dieser unverziiglich zur Eintragung in das
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhiltnisse bzw. Registrierung
oder Anmeldung bei der zustindigen Stelle eingereicht. Dem Be-
rufsausbildungsvertrag ist die sachliche und zeitliche Gliederung der
Ausbildung beizufiigen.«

@ INFORMATIONSTECHNIKHERSTELLER, 020200/189/2002

Da diese Regelung in keinem Punkt iiber das hinausgeht, was das Ge-
setz vorschreibt, wire sie eigentlich besser in einer Richtlinie oder

Dienstanweisung aufgehoben als in einer Betriebsvereinbarung.
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Auch andere Vereinbarungen benennen die gesetzliche Grundlage und
rekapitulieren kurz den Inhalt des oder der betreffenden Paragraphen,
um darauthin die konkrete Umsetzung im Betrieb zu regeln.

»Da nach §15 JuSchuG die Auszubildenden nur an 5 Tagen pro Wo-
che beschiftigt werden diirfen, erhoht sich fiir Azubis unter 18 Jah-
ren die tigliche Arbeitszeit auf 7,87 Stunden (7 Std. 50 Min.) an 4 Ta-
gen pro Woche zuziigl. 7 Stunden theoret. Unterricht.«

@ GESUNDHEIT UND SOZIALES, 030100/111/1997

Gemeint ist hier allerdings nicht das Jugendschutzgesetz (JuSchG), son-
dern das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG). Solche Berufungen auf
ihnlich klingende, aber nicht zutreffende Gesetze gibt es mehrfach im
untersuchten Bestand. Dies schmalert natiirlich die Durchsetzungskraft
einer Vereinbarung im Konfliktfall.

An diesem Punkt stellt sich die grundsitzliche Frage nach dem Status
und der Funktion von Betriebs- und Dienstvereinbarungen. Zunichst
miissen sie natiirlich einen betrieblichen Regelungsbedarf befriedigen.
Gleichzeitig sollen sie auch dazu beitragen, ein moglicherweise bereits
seit Jahren oder Jahrzehnten praktiziertes Verfahren besser zu struk-
turieren und fiir alle Beteiligten transparenter zu machen. Drittens hat
eine Vereinbarung auch noch eine wichtige Funktion als »Aushinge-
schild« eines Unternehmens bzw. der Betriebsparteien: Mit der Erwih-
nung der Vorschriften etwa des BBiG oder der Mitbestimmungsregelun-
gen des BetrVG dokumentiert es die Ernsthaftigkeit, mit der man das
Thema Ausbildung im Betrieb behandelt und den Willen, es in einer ge-
meinsamen Anstrengung von Arbeitgeber und Arbeitnehmervertretung
zu gestalten. Vor diesem Hintergrund ist es durchaus nachvollziehbar,
dass bestehende gesetzliche Vorschriften durch beide Betriebsparteien
noch einmal schriftlich bekriftigt werden.

Unklare Formulierungen

Problematischer als die Beschrinkung auf das, was ohnehin gesetzlich
vorgegeben ist, sind unklare Formulierungen, die gelegentlich in den
Vereinbarungen anzutreffen sind. Problematisch sind sie besonders
dann, wenn sie die Rechte des Betriebsrats betreffen.

Offene Probleme 111



»Der Betriebsrat ist in jedem Stadium an der Planung der Bildungs-
mafinahmen zu beteiligen.«
@ VERLAGS- UND DRUCKGEWERBE, 020200/197/1989

Wie die Beteiligung des Betriebsrats im Einzelnen aussieht, definiert
die Vereinbarung nicht. Ebenfalls nicht eindeutig sind die Betriebsrats-
rechte in der folgenden Vereinbarung geregelt, in der es um den betrieb-
lichen Umweltschutz als Bestandteil der Ausbildung geht.

»Zur Sicherstellung der unverzichtbaren Zusammenarbeit im Um-
weltschutz zwischen Betriebsrat, Vorstand und den verantwortlichen
betrieblichen Stellen erhilt die Belegschaftsvertretung die dafiir er-
forderlichen Informations- und Beteiligungsrechte.«

@ FAHRZEUGHERSTELLER VON KRAFTWAGENTEILEN, 070100/65/1999

Diese Formulierung bietet (unnétigen) Interpretationsspielraum, worin
die »Informations- und Beteiligungsrechte« des Betriebsrats im Einzel-
nen bestehen kénnten. Unklar bleibt auch die Sachlage in folgender Ver-
einbarung zur Auswahl von Auszubildenden.

»Das Auswahlverfahren fiir die Auszubildenden wird von den Be-
triebsparteien unter Einbeziehung der Jugend- und Auszubildenden-
vertretung geregelt.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 010304/11/2006

Auf die Frage, wie diese Regelung aussieht und welche Rolle der Be-
triebsrat dabei spielt, bleibt die Vereinbarung eine Antwort schuldig. So-
mit hat sie zumindest in diesem Punkt eher den Status einer Absichts-
erklirung als den eines Regelungsdokuments, das im Konfliktfall einer
rechtlichen Priifung standhalten konnte.

Chancengleichheit nicht nur vor und nach, sondern auch wahrend der
Ausbildung

Einige Vereinbarungen zur betrieblichen Ausbildung regeln ausdriick-
lich den Aspekt der Gleichbehandlung der Auszubildenden und neh-
men dabei etwa Bezug auf {75 BetrVG, der die Gleichbehandlung aller
Betriebsangehorigen vorschreibt. Auffilligerweise beschrinken sich die
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entsprechenden Regelungen entweder auf die Gruppe der schwerbehin-
derten Auszubildenden oder beziehen sich, wenn sie dartiber hinausge-
hen, ausschlieRlich auf die Zeit vor und nach der Ausbildung (Auswahl
bzw. Ubernahme). In der Regel werden dann zudem insbesondere Mid-
chen oder Frauen angesprochen. Die Gleichbehandlung wihrend der
Ausbildung wird lediglich in einer einzigen Vereinbarung thematisiert,
die sich dem Verhalten insbesondere gegeniiber ethnischen, nationalen
und religiésen Minderheiten widmet.

»Zur Forderung der Chancengleichheit werden vom Unternehmen
tiir alle Auszubildenden unabhingig der Herkunft, bei denen ein er-
folgreicher Abschluss der Ausbildung nicht gewahrleistet ist, spezifi-
sche, dem Ausbildungsstand angemessene Unterstiitzungsangebote
gemacht.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 050330/91/2003

Die Ausbildungsverantwortlichen werden in dieser Vereinbarung ver-
pflichtet, »auf eine angemessene Werteorientierung der Auszubildenden
in der Gesellschaft, deren verantwortungsvolle Mitgestaltung und auf
einen toleranten und gewaltfreien Umgang« miteinander hinzuwirken.
Neben den fachlichen und sozialen Kenntnissen und Fertigkeiten wer-
den den Auszubildenden in diesem Betrieb insbesondere interkulturelle
Kompetenzen vermittelt.

Die demographischen Entwicklungen in unserer Gesellschaft werden es
fiir Betriebe bereits in naher Zukunft erforderlich machen, verstirkt um
weibliche Jugendliche und solche mit Migrationshintergrund zu wer-
ben. Nur so wird sich der Fachkriftebedarf langfristig decken und damit
die Zukunft des Unternehmens sichern lassen. Daher wire es sinnvoll,
die Belange dieser Gruppen bei der Gestaltung der betrieblichen Ausbil-
dung stirker zu berticksichtigen.

Ausbildungsaufenthalte im Ausland

Nicht nur der demographische Wandel, auch die zunehmende Globa-
lisierung wirtschaftlichen Handelns stellt neue Anforderungen an die
Organisation der Ausbildung. Dies ist den Unternehmen deutlich be-
wusst.
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»Berufliche Erstausbildung ist im globalen Wettbewerb zu einem
wichtigen Faktor zur Sicherstellung von Fachkriftenachwuchs ge-
worden.«

@ MASCHINENBAU, 100100/214/2001

In den untersuchten Vereinbarungen wird allerdings kaum erkennbar,
wie eine solche Herausforderung gemeistert werden kann und sich
Globalisierungserfordernisse in der Praxis der betrieblichen Ausbildung
umsetzen lassen. Oft bleibt es bei Lippenbekenntnissen, bestenfalls
wird dem Auszubildenden schlicht eine héhere Mobilititsbereitschaft
abverlangt.

Lediglich eine Vereinbarung aus einem Energieunternehmen setzt die
Forderung nach Strategien zur Anpassung der Ausbildung an eine glo-
balisierte Welt konsequent um.

»Der [...]-Konzern strebt an, die Mobilitit der Auszubildenden — so-
fern Voraussetzungen vorliegen — zu férdern. Dazu kénnen Ausbil-
dungsaufenthalte im Ausland angeboten werden bzw. die Méglich-
keiten einer EU-geférderten und binationalen Ausbildung genutzt
werden.«

@ ENERGIEDIENSTLEISTER, 050330/91/2003

Hierbei handelt es sich um die Vereinbarung, die bereits im Zusammen-
hang mit der Gleichbehandlung von Auszubildenden mit Migrations-
hintergrund zitiert wurde. Sie stammt aus dem Jahr 2003, also aus der
Zeit vor der Novellierung des Berufsbildungsgesetzes. Erst mit dem re-
formierten BBiG (2005) wurde es moglich, bis zu einem Viertel der in
der Ausbildungsordnung vorgesehenen Ausbildungszeit in einem Be-
trieb oder einer sonstigen Ausbildungsstitte im Ausland zu verbringen
und diesen Ausbildungsabschnitt als Teil der Ausbildung anerkannt zu
bekommen (§2 Abs.3). Der Ausbildungsvertrag zwischen dem Auszu-
bildenden und seinem deutschen Betrieb bleibt gewahrt, auch die Ver-
giitung muss weiter bezahlt werden. Die Kammern tiberwachen und
fordern die Durchfithrung von Auslandsaufenthalten (§76 Abs.3). Bei
Auslandsaufenthalten, die mehr als vier Wochen umfassen, ist die Pla-
nung der Ausbildung im Ausland mit der Kammer abzustimmen. Es
wire interessant zu sehen, ob und wie sich diese Moglichkeit eines Aus-
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bildungsaufenthalts im Ausland in neueren Betriebsvereinbarungen all-
mihlich abzeichnen.

Ausbilden im Verbund

Der untersuchte Bestand enthilt eine ganze Reihe von Vereinbarungen,
in denen ein Ausbildungsverbund thematisiert wird, allerdings in allge-
meiner Form (Kap. 2.3.3). Es wire interessant, mehr tiber die betriebs-
interne Umsetzung der jeweiligen Kooperationen und die Regelungen
beziiglich Ausbildungszeiten, Einsatzbedingungen, Freistellungen, Un-
kostenvergiitungen und Vertretung durch den Betriebsrat zu erfahren.
Das untersuchte Material enthilt dazu kaum Informationen. Vermutlich
werden sich betriebliche Regelungen zu diesen noch relativ jungen Mo-
dellen der Verbundausbildung erst in einigen Jahren mehren.

Wie schon der Ausbildungsaufenthalt im Ausland ist auch die Verbund-
ausbildung im novellierten BBiG gesetzlich verankert. In §10 Abs.5
heifdt es: »Zur Erfullung der vertraglichen Verpflichtungen der Ausbil-
denden kdnnen mehrere natiirliche oder juristische Personen in einem
Ausbildungsverbund zusammenwirken, soweit die Verantwortlichkeit
fiir die einzelnen Ausbildungsabschnitte sowie fiir die Ausbildungszeit
insgesamt sichergestellt ist (Verbundausbildung).« Auch hier gilt wie bei
den Auslandsaufenthalten: In den vorliegenden Betriebsvereinbarun-
gen wird bisher noch kein Bezug auf diese gesetzliche Neuregelung ge-
nommen.
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5. Zusammenfassende Bewertung

Die Auswertung von 305 Vereinbarungen zur betrieblichen Ausbildung
aus dem Zeitraum von 1971 bis 2010 zeigt, dass wohl kaum ein Thema
so umfassend, detailliert und klar geregelt ist wie die duale Ausbildung.
Dies liegt im Wesentlichen sicher daran, dass diese Form der »Lehr-
lingsausbildungs, die in ihrer urspriinglichen Form bis ins Mittelalter
zuriickreicht, zum Alltagsgeschift vieler Betriebe gehort und damit
einen wichtigen Gegenstand von Aushandlungsprozessen zwischen den
Betriebsparteien bildet. Ein weiterer Grund, insbesondere fiir die
Klarheit der Regelungen, mag jedoch auch darin bestehen, dass den be-
trieblichen Akteuren, die iiber dieses Thema verhandeln, die duale Aus-
bildung aus eigener Erfahrung bekannt ist: weil sie selbst eine duale
Ausbildung durchlaufen haben oder weil sie als Ausbildungsverantwort-
liche Auszubildende betreuen.

Das Regelungsspektrum bei der dualen Ausbildung reicht von a) der
Festlegung des Ausbildungsumfangs bzw. der Ausbildungsquote tiber b)
die Planung und Durchfithrung des betrieblichen Teils der dualen Be-
rufsausbildung bis hin zu c) Fragen der Ubernahme von Auszubilden-
den in ein regulires Beschiftigungsverhiltnis. Gleichzeitig werden viele
Einzelaspekte geregelt: etwa die Auswahl und Einstellung von Auszubil-
denden, die Ausstattung der Ausbildungsplitze und der Einsatz der Aus-
zubildenden, die Arbeits- und Urlaubszeiten, das Beurteilungs- und For-
derwesen, Vergiitungen und Zuwendungen oder die Einhaltung von
Schutzvorschriften. In zahlreichen Vereinbarungen werden zudem die
Rechte und Pflichten sowohl der Ausbildenden als auch der Auszubil-
denden definiert. SchlieRlich werden in den Vereinbarungen auch Fra-
gen der Integration von schwerbehinderten Auszubildenden in den Be-
trieb sowie der Gleichbehandlung aller Auszubildenden unabhingig
von Geschlecht und Herkunft behandelt.

Die Regelungen zeigen, dass die Rechte des Betriebsrats bzw. der JAV
gemifl den Bestimmungen des BetrVG weitgehend ausgeschopft wer-
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den. Dies gilt sowohl fiir die Bereiche, in denen die Arbeitnehmervertre-
tung lediglich ein Mitwirkungsrecht hat, als auch fiir die betrieblichen
Themen, die der Mitbestimmung unterliegen. Dasselbe trifft auch auf
die Auszubildenden zu: Zahlreiche Vereinbarungen fordern insbeson-
dere bei der Leistungsbeurteilung ausdriicklich ihre Beteiligung am Ver-
fahren. Einige Vereinbarungen enthalten sogar detaillierte Regelungen
zum Beschwerderecht, das ihnen vom BetrVG zuerkannt wird.

Nicht nur auf gesetzlicher und betrieblicher Ebene ist die duale Berufs-
ausbildung umfassend geregelt. Hiufig wird in den Vereinbarungen auf
Tarifvertrige Bezug genommen, die einzelne Aspekte der Ausbildung
wie etwa Arbeitszeiten oder Ubernahmeregelungen betreffen oder die
sich auf die Ausbildung insgesamt beziehen. Dies gilt etwa im Bereich
des offentlichen Dienstes fiir den TVAGD, den Ausbildungstarifvertrag
des offentlichen Dienstes.

Angesichts der Vorteile, die Verbundausbildungen allen Beteiligten
bieten — den Ausbildungsbetrieben sowie den Auszubildenden — stellt
sich die Frage, ob sich mit solchen Konzepten dem Problem der Lehr-
stellenknappheit und der Jugendarbeitslosigkeit nicht wesentlich besser
begegnen lieRe als mit einem wild wuchernden Ubergangssystem aus
»Einstiegsqualifikationen« und »berufsvorbereitenden Mafinahmen«.
Finanzieren liefle sich ein solches Verbundausbildungskonzept iiber
eine Ausbildungsabgabe von nicht ausbildenden Betrieben.>
Kooperationen gibt es aber nicht nur im Ausbildungsverlauf, sondern
auch im Hinblick auf die Ubernahme von Auszubildenden in ein Be-
schiftigungsverhiltnis. Beispielsweise haben sich die Tarifparteien in
der bayrischen Metallindustrie darauf geeinigt, Auszubildende, die nicht
iibernommen werden kénnen, in eine Beschiftigungsgesellschaft zu in-
tegrieren. Die Gesellschaft nimmt ausgebildete Jugendliche auf, denen
ein Betrieb aufgrund wirtschaftlicher Schwierigkeiten keine Festanstel-
lung mehr bieten kann, und entleiht sie dann wieder an den Betrieb. Das
Projekt wird vom Branchenverband, der Bundesagentur fiir Arbeit und
dem Bayerischen Wirtschaftsministerium finanziert. Es stellt insgesamt
1000 Plitze zur Verfligung und soll Modellcharakter fiir ganz Deutsch-
land haben (siehe Kohn 2009).

5 Zur Idee einer Ausbildungsumlage vgl. die Internetseite des DGB: http://www.ausbildung-fuer-
alle.de/die_forderungen/umlage.htm/
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Die Erleichterungen, die das novellierte BBiG seit 2005 im Hinblick z. B.
auf Verbundausbildungen, regionale Kooperationen zwischen Betrieben
und Schulen oder die Anrechnung von Auslandsaufenthalten auf die
Ausbildung bietet, finden in den untersuchten Vereinbarungen bislang
noch keinen Widerhall. Doch die Erfahrung lehrt, dass gednderte Geset-
zeslagen — wie auch Entwicklungen in der Arbeitswelt oder der Gesell-
schaft — erst mit einem zeitlichen Verzug von mehreren Jahren Eingang
in die formalen betrieblichen Regelungsverfahren finden. Offenbar dau-
ert es seine Zeit, bis solche Méglichkeiten und Entwicklungen erkannt
und dann im nichsten Schritt als regelungswiirdig erachtet werden.
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6. Beratungs- und Gestaltungshinweise

Dieses Kapitel gibt in kompakter Form Anregungen, welche Punkte bei
der Mitgestaltung wichtig sein konnten. Das Ziel der Verdffentlichung,
vorliegende betriebliche Regelungen zu analysieren und dabei einen
Uberblick iiber verbreitete Praktiken zu geben, erlaubt es nicht, allzu
sehr in Einzelheiten zu gehen. Die zahlreichen Hinweise sind in folgen-
dem Gestaltungsraster zusammengefasst. Es handelt sich dabei nicht
um einen geschlossenen Vorschlag zur unmittelbaren Anwendung,
sondern um einen Stichwortkatalog zur Unterstiitzung eigener Uberle-
gungen. Es ist ein Angebot, sich mogliche Regelungspunkte einer Ver-
einbarung noch einmal im Uberblick zu verdeutlichen, um die zentra-
len Aspekte fiir die eigene Situation herauszufinden.

6.1 Gestaltungsraster

Gegenstand und Ziele

« Beschreibung des Regelungsgegenstands: z. B. Umfang der Ausbil-
dung im Betrieb, Planung und Durchfithrung der Ausbildung, Aus-
wahl und Einstellung von Auszubildenden, Beurteilungssystem und
Fordermafinahmen, Ubernahme von Auszubildenden

« Beschreibung der mit der Vereinbarung verbundenen Zielsetzung:
z.B. Gewinnung von Nachwuchskriften zur Sicherung der Wettbe-
werbsfihigkeit des Unternehmens, Umsetzung einer qualitativ hoch-
wertigen Ausbildung

Geltungsbereich
o rdumlich: fiir den Konzern/das Unternehmen, den Betrieb oder ein-

zelne Betriebsbereiche
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- personenbezogen: Personen oder Personengruppen, die von der Ver-
einbarung betroffen sind: Auszubildende und Ausbildende (z.B. Aus-
bilder und Ausbildungsbeauftragte)

« besondere Personengruppen: z.B. schwerbehinderte oder auslindi-
sche Jugendliche, weibliche Auszubildende

Regelungsthemen

« knappe und strukturierte Beschreibung der in der Vereinbarung
angesprochenen Themen: z.B. Anzahl der Ausbildungsstellen und
Benennung der Ausbildungsberufe, Auswahl und Einstellung von
Auszubildenden, Ausbildungsvertrag, Durchfithrung der Ausbildung,
Vergiitung, Ausbildungszeiten, Einsatzorte und Einsatzgebiete, Leis-
tungsbeurteilung, Zertifizierung, Arbeits- und Gesundheitsschutz,
Ubernahme in ein Beschiftigungsverhiltnis, Rolle des Ausbilders,
Gleichbehandlung, Integration

« in den Regelungen angesprochene Dokumente werden in der Anlage
beigefiigt und sind Teil der Vereinbarung: z.B. Ausbildungsvertrag,
betrieblicher Ausbildungsplan, Formular fiir Leistungsbeurteilung

« Schutzbestimmungen etwa zur Vermeidung eines strukturellen Ein-
satzes von Auszubildenden bei Personalengpissen

Rahmenbedingungen

- Hinweise auf andere Vereinbarungen, die in Verbindung zu den ak-
tuellen Regelungen stehen oder die mit der aktuellen Vereinbarung
ungiiltig werden

« Hinweise auf geltende rechtliche und tarifliche Grundlagen und kurze
Erlduterung des Inhalts der entsprechenden Bestimmungen

« Bekanntmachung der Vereinbarung, Kiindigungsmoglichkeiten und
-fristen, salvatorische Klausel

Beteiligungsrechte

- Beteiligung des Betriebsrats und der JAV an der Umsetzung des in der
Vereinbarung geregelten Verfahrens

« Beteiligung der betroffenen Personengruppen am Verfahren: z.B.
Recht auf Erérterung der Ergebnisse der Leistungsbeurteilung, Rege-
lung des Beschwerdeverfahrens
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6.2 Ausgangspunkte fiir die gestaltende Einflussnahme
durch die Interessenvertretung

Eine Vereinbarung zur Regelung der dualen Ausbildung im Betrieb

sollte vor allem Folgendes beachten:

« Im Vorfeld sollte gut erwogen werden, welche Ziele man mit der Ver-
einbarung verkniipft und wie sie sich im Interesse aller beteiligten
Parteien regulatorisch umsetzen lassen. Eine blofe Wiedergabe der
gesetzlichen Bestimmungen etwa tiber die Rechte und Pflichten der
Ausbildenden bzw. der Auszubildenden bedarf keiner Vereinbarung
zwischen den Betriebsparteien, sondern kann im Rahmen etwa einer
betrieblichen Richtlinie oder eines Leitfadens zur Kenntnis gegeben
werden. Wohl aber ist eine solche Bezugnahme auf die allgemeinen
gesetzlichen Vorschriften eine gute Ausgangsbasis fiir die Umsetzung
auf betrieblicher Ebene: Beispielsweise kann festgelegt werden, wer
die Verantwortung wofiir trigt und in welcher Weise der Betriebs-
rat und die JAV am Verfahren zu beteiligen sind. Zudem bietet eine
Vereinbarung den Betriebsparteien auch immer die Chance, tiber
Mafinahmen und Verfahren zu verhandeln, die tiber die allgemeinen
gesetzlichen Vorgaben hinausgehen und/oder der besonderen be-
trieblichen Situation Rechnung tragen. Die Diskussion im Vorfeld
sollte den Blick fiir Entwicklungen in der Berufsbildung schirfen, die
eventuell eine Regelung auf betrieblicher Ebene wiinschenswert oder
gar notwendig machen. In Kap. 5 wurde etwa auf die Moglichkeiten
des novellierten BBiG hingewiesen, regionale Ausbildungskooperatio-
nen einzugehen sowie berufliche Vorausbildungen oder Auslandsauf-
enthalte im Rahmen der reguldren dualen Ausbildung anzuerkennen.
Mit anderen Worten: Vereinbarungen lassen sich auch als strategisches
Instrument einer aktiven und engagierten Betriebsratsarbeit nutzen.

« Eine Vereinbarung sollte ihren Gegenstand (Thema, Zielgruppen,
Umsetzungsmodalititen, Beteiligung des Betriebsrats und der Auszu-
bildenden, Konfliktmanagement) so knapp und so klar wie moglich
definieren. Betriebsinterne Bezeichnungen und Abkiirzungen ohne
Erlduterung sollten ebenso vermieden werden wie die blofse Nennung
von Gesetzesparagraphen oder der Verweis auf geltende Tarifvertrige
ohne Hinweis auf die Quelle (und ihren Inhalt). Die Faustregel lautet:
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Auch Aufenstehende miissen verstehen konnen, worum es geht. Um-
stindliche und unklare Formulierungen férdern weder die Akzeptanz
der Vereinbarungen bei den von ihr betroffenen Personengruppen
noch tragen sie zur reibungslosen Umsetzung der Regelungen bei.
Insbesondere im Fall eines Konflikts erschweren Unklarheiten im
Vereinbarungstext das Finden einer Losung.

« Eine tragfihige Vereinbarung sollte klare Regelungen treffen: zur
Mitwirkung und Mitbestimmung des Betriebsrats bzw. der JAV sowie
zur Beteiligung der betroffenen Personengruppen (insbesondere Aus-
zubildende und Ausbildende) an der Planung und Durchfithrung
der in der Vereinbarung geregelten Aspekte der betrieblichen Ausbil-
dung.

Die vorliegende Untersuchung zeigt, dass die duale Ausbildung hiufig
nicht im Rahmen eigenstindiger Vereinbarungen, sondern im Zusam-
menhang mit anderen, teilweise sehr komplexen Themen geregelt wird.
Solche Vereinbarungen enthalten beispielsweise Regelungen, die sowohl
dual Studierende als auch »normale« dual Auszubildende im Betrieb be-
treffen; oder die Vereinbarung bezieht sich auf alle Formen betrieblicher
Bildung, d.h. sowohl auf die duale Aus- und Weiterbildung als auch
die Qualifizierung von Praktikanten, Trainees, Volontiren, Zivildienst-
leistenden usw. Diese Vernetzung von Themen und Zielgruppen kann
sich auf die praktische Planung und Durchfithrung der dualen Ausbil-
dung und deren Regelung sowie auf Fragen der Mitbestimmung auswir-
ken. Fiir die Gestaltung solcher Vereinbarungen empfiehlt es sich daher,
den Rat der zustindigen Gewerkschaft im Hinblick auf fachlich-inhalt-
liche, rechtliche und tarifliche Sachverhalte in Anspruch zu nehmen.

6.3 Wesentliche rechtliche Grundlagen

Die rechtliche Grundlage fiir die duale Ausbildung im Betrieb (vgl.
Kap. 1) bildet das Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. fiir das Handwerk
die Handwerksordnung (HwO). Auch das Betriebsverfassungsgesetz
(BetrVG) bzw. die Personalvertretungsgesetze des Bundes (BPersVG)
und der Linder (LPersVG), das Neunte Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX),
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das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) und das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) enthalten gesetzliche Bestimmungen, die
sich auf die Ausbildung bzw. die Auszubildenden beziehen. Im Folgen-
den werden die wichtigsten Regelungen und Paragraphen der jeweiligen
Gesetzestexte vorgestellt.

BBiG und HwWO

Das BBiG regelt alle wesentlichen Punkte der dualen Ausbildung im Be-
trieb. Handelt es sich um eine Ausbildung in einem Handwerksberuf,
gilt entsprechend die HwO. Die Bestimmungen dieser beiden Gesetze
zur dualen betrieblichen Ausbildung umfassen u.a.

« die allgemeinen Inhalte von Ausbildungsordnungen,

« die Inhalte des Berufsausbildungsvertrags

« die Rechte und Pflichten der Ausbildenden und der Auszubildenden.
Das BBiG wurde 2005 novelliert. Seither ist es einfacher, Ausbildungs-
abschnitte im Ausland als Teil der reguldren Ausbildung anzuerkennen
sowie im Verbund mit anderen Betrieben und Schulen auszubilden.

BetrVG

Laut §75 BetrVG sind Arbeitgeber und Betriebsrat verpflichtet, alle im

Betrieb titigen Personen — also auch die Auszubildenden — »nach den

Grundsitzen von Recht und Billigkeit« zu behandeln. Insbesondere

wird gefordert, »dass jede unterschiedliche Behandlung von Personen

wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationalitit, Herkunft, politischen

oder gewerkschaftlichen Betitigung oder Einstellung oder wegen ihres

Geschlechts oder ihrer sexuellen Identitit unterbleibt.«

Das BetrVG definiert dariiber hinaus den allgemeinen rechtlichen Rah-

men fiir die Planung und Durchfithrung der beruflichen Erstausbildung

im Betrieb sowie die Beteiligungsrechte des Betriebsrats. Insbesondere

« §92 Personalplanung,

« §§96-98 Forderung, Einrichtung und Mafinahmen der Berufsbildung
sowie Durchfithrung betrieblicher Bildungsmafinahmen

« §99 Mitbestimmung bei personellen Einzelmafinahmen

regeln diesen Bereich. Fiir den 6ffentlichen Dienst gelten entsprechend

die Personalvertretungsgesetze (PersVG) des Bundes und der Linder.

Wichtig sind in diesem Zusammenhang auch die Regelungen aus dem

BetrVG, die die Wahl, die Zusammensetzung sowie die Aufgaben des
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betrieblichen Vertretungsorgans der Auszubildenden betreffen: der Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung (JAV). Diese Regelungen finden
sich im dritten Teil des BetrVG, in den {§60-73 (und wiederum entspre-
chend in den PersVG). Zudem enthilt das BetrVG verschiedene Vor-
schriften zur Beteiligung der betrieblichen Schwerbehindertenvertre-
tung an der Arbeit des Betriebsrats.

Die §§77 und 88 BetrVG schlieflich regeln den Abschluss und den Sta-
tus von Betriebsvereinbarungen, in denen unterhalb der gesetzlichen
Ebene zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat eine schriftliche Uberein-
kunft iiber regelungsrelevante betriebliche Sachverhalte getroffen wird.

JArbSchG

Wie in Kap. 1 und 2 erwihnt, schiitzt das JArbSchG Beschiftigte unter
18 Jahren vor Ausbeutung und gesundheitsgefihrdender Beschifti-
gung. {8 definiert die maximale wochentliche und tigliche Arbeitsdauer
bei Minderjihrigen. Er beschrinkt die wochentliche Arbeitszeit auf
40 Stunden und die tigliche Arbeitszeit auf 8 Stunden. An einzelnen Ta-
gen darf bis zu 8,5 Stunden gearbeitet werden, unter der Voraussetzung,
dass in derselben Woche andere Arbeitstage um dieselbe Zeit verkiirzt
werden. Dadurch sind flexible Arbeitszeiten, die tigliche oder wochent-
liche Mehrarbeit enthalten, bei Jugendlichen stark eingeschrinkt. {11
schreibt Lage und Linge von Ruhepausen vor. Jugendliche diirfen keine
Nachtarbeit (von 20 Uhr bis 6 Uhr) leisten, in mehrschichtig arbeiten-
den Betrieben diirfen Jungendliche ab 16 Jahren maximal bis 23 Uhr
beschiftigt werden, was ihren Finsatz im Zweischichtsystem (mit
Frith- und Spitschicht) ermdglicht. §19 schlieRlich regelt den Urlaubs-
anspruch von noch nicht volljahrigen Beschiftigten. Er betrigt je nach
Lebensalter zwischen 25 und 30 Tagen. Dariiber hinaus trifft das
JArbSchG Aussagen zu gefihrlichen Arbeiten und zur Akkordarbeit
(§§22 und 23).

SGB IX

Die Rechte behinderter Beschiftigter werden im Neunten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB IX, Teil 2: »Besondere Regelungen zur Teilhabe
schwerbehinderter Menschen«) niher geregelt. Die §§93 bis 95 SGB IX
definieren die Wahl und die Aufgaben der betrieblichen Schwerbehin-
dertenvertretung sowie die Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat bei
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der Eingliederung schwerbehinderter Menschen in den Betrieb. §83 re-
gelt den Abschluss so genannter Integrationsvereinbarungen, wie sie
auch im Rahmen der vorliegenden Auswertung untersucht wurden.

AGG

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das umgangssprachlich
auch Antidiskriminierungsgesetz genannt wird, ist seit 2006 in Kraft.
Es soll Benachteiligungen aufgrund der ethnischen Herkunft, des Ge-
schlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des
Alters oder der sexuellen Identitit verhindern bzw. beseitigen. In sei-
nem arbeitsrechtlichen Teil ({§6-18) gilt es auch fiir die Auswahl, den
Einsatz, die Beschiftigung und den Umgang mit Auszubildenden sowie
deren anschlieRende Ubernahme in ein regulires Beschiftigungsver-
hiltnis.
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7. Bestand der Vereinbarungen

Die vorliegende Auswertung basiert auf 305 betrieblichen Vereinba-
rungen, die von Betriebsparteien unterschrieben und verabschiedet
wurden. Darunter fanden sich insgesamt 201 Betriebs-, Gesamt- und
Konzernbetriebsvereinbarungen. Sie machen somit ein Drittel der un-
tersuchten Vereinbarungen aus. Zudem enthielt die Datenbasis drei Ta-
rifvertrige sowie elf Betriebs- und Erginzungstarifvertrige.

Art der Vereinbarung Anzahl absolut
Betriebstarifvertrag 10
Betriebsvereinbarung 153
Dienstvereinbarung 38
Erganzungstarifvertrag 1
Frauenforderplan 4
Gesamtbetriebsvereinbarung 34
Gesamtdienstvereinbarung ' 4
Interessenausgleich 4
Interessenausgleich/Sozialplan 5
Integrationsvereinbarung 1
Konzernbetriebsvereinbarung 14
Kooperationsvertrag 2
Protokollnotiz 2
Rahmenbetriebsvereinbarung 2
Rahmendienstvereinbarung 3
Regelungsabsprache 4
Richtlinie S 12
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Art der Vereinbarung Anzahl absolut

Sozialplan 7
Standort-Erklarung 1
Tarifvertrag 3
Verwaltungs- und Benutzungsordnung : 1
Gesamt 305

Tabelle 1: Art und Anzahl der Vereinbarungen

Von den 305 Vereinbarungen stammen 42 aus dem 6ffentlichen Dienst
und 263 aus privaten Unternehmen. Im privaten Sektor sind auffallend
viele Fahrzeughersteller und Unternehmen aus dem Maschinenbau ver-

treten.
Branchen Anzahl absolut
Abwasser- und Abfallbeseitigung, Entsorgung, Recycling 2
Baugewerbe 2
Bildungseinrichtung 4
Borse/Makler 1
Chemische Industrie 21
Datenverarbeitung und Softwareentwicklung 6
Einzelhandel (ohne Kfz) 8
Elektro 5
Energiedienstleister 14
Erndhrungsgewerbe 3
Fahrzeughersteller Kraftwagen 18
Fahrzeughersteller sonstige Fahrzeuge 16
Forschung und Entwicklung 4
Gastgewerbe 2
Gesundheit und Soziales 10
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Branchen Anzahl absolut

Gro3handel (ohne Kfz) 4
Grundstiicks- und Wohnungswesen 4
Gummi- und Kunststoffherstellung 2
Holzgewerbe (ohne Mébelherstellung) 1
Informationstechnikhersteller 2
Kfz-Reparatur und -handel, Tankstellen 3
Kreditgewerbe 26
Landverkehr 7
Maschinenbau 22
Mess-, Steuer- und Regelungstechnik 6
Metallerzeugung und -bearbeitung 12
Metallverarbeitung 8
Mineraldlverarbeitung 2
Mabelhersteller 1
Nachrichtentechnik, Unterhaltungs-/Automobilelektronik 3
Offentliche Verwaltung 42
Papiergewerbe 2
Sonstige Verkehrsdienstleister 2
Sport- und Spielwarenhersteller 1
Telekommunikationsdienstleister 2
Unbekannt 1
Unternehmensbezogene Dienstleistungen 12
Verlags- und Druckgewerbe 9
Versicherungsgewerbe 13
Wasserversorger 2
Gesamt 305

Tabelle 2: Branchenverteilung der Vereinbarungen
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Mehrheitlich stammen die Vereinbarungen aus der zweiten Hilfte der
1990er Jahre und den ersten Jahren des 21. Jahrhunderts. Insgesamt
reicht das Spektrum an Regelungsdokumenten bis in die 1970er Jahre

zuriick.
Abschlussjahr Anzahl absolut
1971 C
1976 1
1980 1
1983 1
1986 1
1988 1
1989 4
1990 4
1991 3
1992 5
1993 5
1994 11
1995 18
1996 14
1997 21
1998 17
1999 16
2000 15
2001 19
2002 22
2003 21
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Abschlussjahr Anzahl absolut

2004 E 23
2005 ; 24
2006 ; 13
2007 § 16
2008 E 9
2010 E 1
ohne Datum 18
Gesamt 305

Tabelle 3: Abschlussjahr der Vereinbarungen
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Internethinweise

Eine Vielzahl von Informationen rund um die Themen Ausbildung
(Ausbildung A-7Z), Interessenvertretung durch die JAV und Jugend-
arbeitsschutz finden sich auf den Internetseiten der DGB-Jugend:
www.dgb-jugend.de

Informationen u.a. zum Thema betriebliche Mitbestimmung und
BetrVG enthilt die Homepage des Deutschen Gewerkschaftsbundes:
www.dgb.de

Der Wortlaut der in der Studie erwdhnten Gesetze und Verordnungen
findet sich unter: hitp://www.gesetze-im-internet.de

Die Seiten der Hans-Bockler-Stiftung bieten ausfiithrliche Informatio-
nen zum Stand der Diskussion um das duale System der Berufsausbil-
dung: http://www.boeckler.de

Informationen u.a. iiber die Rolle des Ausbilders bei der dualen Ausbil-
dung, die Ausbildereignungsverordnung und das Beurteilungsgesprich
mit dem Auszubildenden bietet die Homepage von Adalbert Ruschel:
hitp:/ /www.adalbert-ruschel.de /index.htm

Eine Internetseite des Arbeitsministeriums NRW enthilt einige sehr
brauchbare Informationen {iber die Verbundausbildung (mit diversen
Downloads iiber das Ausbilden im Verbund, darunter ein Merkblatt und
einen Mustervertrag): hitp://www.arbeit.nrw.de /ausbildung/ausbildung_
foerdern /verbundausbi ldung/index.php
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Das Archiv Betriebliche Vereinbarungen
der Hans-Bockler-Stiftung

Die Hans-Bockler-Stiftung verfiigt iiber die bundesweit einzige bedeut-
same Sammlung betrieblicher Vereinbarungen, die zwischen Unterneh-
mensleitungen und Belegschaftsvertretungen abgeschlossen werden.
Derzeit enthilt unser Archiv etwa 10000 Vereinbarungen zu ausgewihl-
ten betrieblichen Gestaltungsfeldern.

Unsere breite Materialgrundlage erlaubt Analysen zu betrieblichen Ge-
staltungspolitiken und erméglicht Aussagen zu Trendentwicklungen
der industriellen Beziehungen in deutschen Betrieben.

Regelmiflig werten wir betriebliche Vereinbarungen in einzelnen Ge-
bieten aus. Leitende Fragen dieser Analysen sind: Wie haben die Ak-
teure die wichtigsten Aspekte geregelt? Welche Anregungen geben die
Vereinbarungen fiir die Praxis? Wie dndern sich Prozeduren und Instru-
mente der Mitbestimmung? Existieren ungeldste Probleme und offene
Fragen? Die Analysen betrieblicher Vereinbarungen zeigen, welche Re-
gelungsweisen und -verfahren in Betrieben bestehen. Die Auswertun-
gen verfolgen dabei nicht das Ziel, Vereinbarungen zu bewerten, die
Hintergriinde und Strukturen in den Betrieben und Verwaltungen sind
uns nicht bekannt. Ziel ist es, betriebliche Regelungspraxis abzubilden,
Trends aufzuzeigen und Gestaltungshinweise zu geben.

Bei Auswertungen und Zitaten aus Vereinbarungen wird streng auf
Anonymitit geachtet. Die Kodierung am Ende eines Zitats bezeichnet
den Standort der Vereinbarung in unserem Archiv und das Jahr des Ab-
schlusses. Zum Text der Vereinbarungen haben nur Mitarbeiterinnen
des Archivs und Autorinnen und Autoren Zugang.

Zusitzlich zu diesen Auswertungen werden vielfiltige anonymisierte
Ausziige aus den Vereinbarungen auf der beiliegenden CD-ROM und
der Online-Datenbank im Internetauftritt der Hans-Béckler-Stiftung zu-
sammengestellt.

Unser Ziel ist es, anschauliche Einblicke in die Regelungspraxis zu ge-
ben und Vorgehensweisen und Formulierungen anzuregen.
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Dariiber hinaus gehen wir in betrieblichen Fallstudien gezielt Fragen
nach, wie die abgeschlossenen Vereinbarungen umgesetzt werden und
wie die getroffenen Regelungen in der Praxis wirken.

Das Internetangebot des Archivs Betriebliche Vereinbarungen ist un-
mittelbar zu erreichen unter www.boeckler.de /betriebsvereinbarungen. An-
fragen und Riickmeldungen richten Sie bitte an
info.betriebsvereinbarungen@boeckler.de

oder direkt an

Dr. Manuela Maschke

0211-7778-224, E-Mail: Manuela-Maschke @boeckler.de

Jutta Poesche

0211-7778-288, E-Mail: Jutta-Poesche @boeckler.de

Henriette Pohler

0211-7778-167, E-Mail: Henriette-Pohler@boeckler.de
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Freiwillige betriebliche Sozialleistungen

Nikolai LaBmann - Dietmar Rohricht
Betriebliche Altersversorgung

Marianne Giesert

Zukunftsfahige Gesundheitspolitik im Betrieb

Thomas Breisig
AT-Angestellte

Reinhard Bechmann

Qualitatsmanagement und kontinuierlicher

Verbesserungsprozess

Fallstudien

Berthold Goritz - Detlef Hase - Nikolai Lamann - Rudi Rupp

Interessenausgleich und Sozialplan

Thomas Breisig

Leistung und Erfolg als Basis fiir Entgelte

Sven Hinrichs

Mitarbeitergesprdch und Zielvereinbarung

Christine Zumbeck
Leiharbeit und befristete Beschaftigung

Karl-Hermann Boker

Organisation und Arbeit von Betriebs- und Personalrdten

Ronny Heinkel

Neustrukturierung von Betriebsratsgremien

nach § 3 BetrVG

Christiane Lindecke
Flexible Arbeitszeiten im Betrieb

Svenja Pfahl - Stefan Reuyf
Gelebte Chancengleichheit im Betrieb

Karl-Hermann Boker
E-Mail-Nutzung und Internetdienste

Ingo Hamm
Flexible Arbeitszeit — Kontenmodelle

Werner Nienhiiser - Heiko Hoffeld
Verbetrieblichung aus der Perspektive
betrieblicher Akteure

Fallstudien

Fallstudien

978-3-7663-6067-0

978-3-7663-3942-3

978-3-7663-3941-6

978-3-7663-3943-0

978-3-7663-3798-6

978-3-7663-3944-7

978-3-7663-6012-0

978-3-7663-6013-7

978-3-7663-3861-7

978-3-7663-3860-0

978-3-7663-3859-4

978-3-7663-3884-6

978-3-7663-3885-3

978-3-7663-3800-6

978-3-7663-3799-3

978-3-7663-3858-7

978-3-7663-3729-0

Forschung fiir die Praxis

978-3-7663-3905-8

2010

2010

2010

2010

2010

2010

2010

2010

2009

2009

2009

2009

2008

2008

2008

2008

2008

2008
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Martin Renker

Geschdftsordnungen von Betriebs- und Personalraten 978-3-7663-3732-0 2007
Englische Ausgabe

Integrating Foreign National Employees 987-3-7663-3753-5 2007
Karl Hermann Boker

Flexible Arbeitszeit — Langzeitkonten 978-3-7663-3731-3 2007
Hartmut Klein-Schneider

Flexible Arbeitszeit — Vertrauensarbeitszeit 978-3-7663-3725-2 2007
Regine Romahn

Eingliederung von Leistungsveranderten 978-3-7663-3752-8 2007
Robert Kecskes Fallstudien

Integration und partnerschaftliches Verhalten 978-3-7663-3728-3 2006
Manuela Maschke - Gerburg Zurholt

Chancengleich und familienfreundlich 978-3-7663-3726-2 2006
Edgar Bergmeier - Andreas Hoppe

Personalinformationssysteme 978-3-7663-3730-6 2006
Regine Romahn

Gefdhrdungsbeurteilungen 978-3-7663-3644-4 2006
Reinhild Reska

Call Center 978-3-7663-3727-0 2006
Englische Ausgabe

Occupational Health Policy 978-3-7663-3753-5 2006
Gerd Busse - Winfried Heidemann

Betriebliche Weiterbildung 978-3-7663-3642-8 2005
Englische Ausgabe

European Works Councils 978-3-7663-3724-6 2005
Berthold Gdritz - Detlef Hase - Anne Krehnker - Rudi Rupp

Interessenausgleich und Sozialplan 978-3-7663-3686-X 2005
Maria Biintgen

Teilzeitarbeit 978-3-7663-3641-X 2005
Werner Nienhiiser - Heiko Hof3feld Forschung fiir die Praxis

Bewertung von Betriebsvereinbarungen

durch Personalmanager 978-3-7663-3594-4 2004
Hellmut Gohde

Europdische Betriebsrite 978-3-7663-3598-7 2004
Semiha Akin - Michaela Ddlken - Leo Monz

Integration von Beschdftigten auslandischer Herkunft 978-3-7663-3569-3 2004
Karl-Hermann Boker

Arbeitszeiterfassungssysteme 978-3-7663-3568-5 2004
Heinz Braun - Christine Eggerdinger

Sucht und Suchtmittelmissbrauch 978-3-7663-3533-2 2004
Barbara Jentgens - Lothar Kamp

Betriebliches Verbesserungsvorschlagswesen 978-3-7663-3567-7 2004
Wilfried Kruse - Daniel Tech - Fallstudien

Detlef Ullenboom

Betriebliche Kompetenzentwicklung* 978-3-935145-57-8 2003
Judith Kerschbaumer - Martina Perreng

Betriebliche Altersvorsorge 978-3-9776-3514-6 2003
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Frank Havighorst - Susanne Gesa Umland
Mitarbeiterkapitalbeteiligung

Barbara Jentgens - Heinzpeter Holler
Telekommunikationsanlagen

Karl-Hermann Boker
EDV-Rahmenvereinbarungen

Marianne Giesert - Heinrich Geif3ler
Betriebliche Gesundheitsférderung

Ferdinand Grében
Betriebliche Gesundheitspolitik

Werner Killian - Karsten Schneider
Umgestaltung des offentlichen Sektors

Hartmut Klein-Schneider
Personalplanung*

Winfried Heidemann Hrsg.
Weiterentwicklung von Mitbestimmung im
Spiegel betrieblicher Vereinbarungen*

Hans-Bockler-Stiftung
Beschaftigung — Arbeitsbedingungen
- Unternehmensorganisation*

Englische Ausgabe
Employment, working conditions
and company organisation*

Lothar Kamp
Telearbeit*

Susanne Gesa Umland - Matthias Miiller
Outsourcing*

Renate Biittner - Johannes Kirsch Fallstudien

Biindnisse fiir Arbeit im Betrieb*

Winfried Heidemann
Beschiaftigungssicherung*

Hartmut Klein-Schneider
Flexible Arbeitszeit*

Siegfried Leittretter
Betrieblicher Umweltschutz*

Lothar Kamp
Gruppenarbeit*

Hartmut Klein-Schneider
Leistungs- und erfolgsorientiertes Entgelt*

978-3-7663-3516-2

978-3-7663-3515-4

978-3-7663-3519-7

978-3-7663-3524-3

978-3-7663-3523-5

978-3-7663-3520-0

978-3-935145-19-5

978-3-935145-17-9

978-3-935145-12-8

978-3-935145-12-6

978-3-935145-01-2

978-3-935145-08-X

978-3-928204-77-7

978-3-928204-80-7

978-3-928204-78-5

978-3-928204-77-7

978-3-928204-77-7

978-3-928204-97-4

2003

2003

2003

2003

2003

2003

2001

2000

2000

2000

2000

2000

1999

1999

1999

1999

1999

1998

Die in der Liste nicht gekennzeichneten Buchtitel gehdren insgesamt zu den »Analysen und Handlungs-

empfehlungen«

Die mit einem *Sternchen gekennzeichneten Biicher sind {iber den Buchhandel (ISBN) oder den Setz-
kasten per Mail: mail@setzkasten.de (Bestellnummer) erhiltlich. Dariiber hinaus bieten wir diese Bii-

cher als kostenfreie Pdf-Datei im Internet: www.boeckler.de an.
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Biicher und Buchreihen der Hans-Bdckler-Stiftung

Reihe Betriebs- und Dienstvereinbarungen

Goritz/Hase/LaBmann/Rupp

Interessenausgleich
und Sozialplan

2 Aufiage

Betriebs- und
Dienstvereinbarungen

Analyse und Handlungsempfehlungen

Hans Béckler
Stiftung

Berthold Goritz

Detlef Hase

Nikolai Lamann

Rudi Rupp
Interessenausgleich
und Sozialplan

ISBN 978-3-7663-6013-7
2., aktualisierte und
erweiterte Auflage
2010, 292 Seiten
kartoniert, € 12,90

mit CD-ROM

V
BUND
VERLAG

Analyse und Handlungsempfehlungen

Betriebsinderungen durch Interessenausgleiche
und Sozialpline zu regulieren, ist seit vielen Jahren
eine wichtige Aufgabe von Interessenvertretungen.
Jedoch verschirfen sich die Rahmenbedingungen,
um entstehende Nachteile auszugleichen und zu
mildern. Ziel ist es, Beschiftigte soweit wie méglich
vor dem Verlust des Arbeitsplatzes zu schiitzen. Wo
das nicht moglich ist, sollen Betriebsrite die Betrof-
fenen bei der Suche nach neuer Arbeit bestmdglich
unterstiitzen. Das gelingt auch in einem beachtli-
chen Maf3, wie die Analyse von 530 Vereinbarungen
zeigt. Vor allem beschiftigungsorientierte Lsungen,
Vereinbarungen von Transfermafnahmen oder die
Moglichkeit, Abfindungen in Beschiftigungszeiten
umzuwandeln, gewinnen an Bedeutung.

Die Auswertung zeigt anhand zahlreicher Beispiele
die Bandbreite der Regelungsmoglichkeiten und
gibt Anregungen fiir die Gestaltung eigener Ver-
einbarungen.

Sie finden mehr Informationen, Downloads und unsere
Online-Datenbank im Internet unter:

www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen



Biicher und Buchreihen der Hans-Bdckler-Stiftung

Reihe Betriebs- und Dienstvereinbarungen

Zeitwirtschaftssysteme

 mitconom

Betriebs- und
Dienstvereinbarungen

Analyse und Handlungsempfehlungen

Karl-Hermann Boker
Zeitwirtschafts-
systeme

ISBN 978-3-7663-3942-3
2010, 113 Seiten
kartoniert, € 12,90

mit CD-ROM

V
BUND
VERLAG

Analyse und Handlungsempfehlungen

Moderne Zeitwirtschaftssysteme regeln Arbeitszeit-
und Schichtpline und unterstiitzen inzwischen
auch die Personaleinsatzplanung und das Perso-
nalcontrolling.

Die Auswertung von rund 170 Betriebs- und
Dienstvereinbarungen macht deutlich, dass
erweiterte Funktionen von Zeitwirtschaftssystemen
und verdnderte Interessenlagen in den Betrieben
und Verwaltungen zu neuen Regelungen fithren.
Mégliche Verhaltens- und Leistungskontrollen
werden verhindert, zugleich spielen Verfah-
rensabldufe und bessere Arbeitsgestaltung durch
angepasste Einsatzplanungen eine grofle Rolle.
Arbeitnehmervertretungen nutzen iiber eigene
Berechtigungen und spezielle Auswertungen die
Zeitwirtschaftssysteme zunehmend, um die Ein-
haltung gesetzlicher, tariflicher und betrieblicher
Regelungen zur Arbeitszeitgestaltung besser tiber-
wachen zu konnen.

Zitate aus den Vereinbarungen geben Anregungen
fiir eigene Uberlegungen.

Sie finden mehr Informationen, Downloads und unsere
Online-Datenbank im Internet unter:

www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen



Biicher und Buchreihen der Hans-Bdckler-Stiftung

Reihe Betriebs- und Dienstvereinbarungen

Nikolai Lamann/Dietmar Rohricht

Betriebliche
Altersversorgung

 mitconom

Betriebs- und
Dienstvereinbarungen

Analyse und Handlungsempfehlungen

Nikolai LaBmann

Dietmar Rohricht
Betriebliche
Altersversorgung
ISBN 978-3-7663-3943-0
2010, 166 Seiten,
kartoniert, € 12,90,

mit CD-ROM

V
BUND
VERLAG

Analyse und Handlungsempfehlungen

Unzureichende Leistungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung machen die betriebliche Altersver-
sorgung attraktiv. Das Recht auf Entgeltumwand-
lung und die staatliche Férderung geben zusitzliche
Impulse. Zugleich veridndern sich die Finanzierun-
gen: frither vorherrschende arbeitgeberfinanzierte
Leistungszusagen werden vielfach durch arbeitneh-
merfinanzierte beitragsorientierte Zusagen ersetzt.
Teilweise zahlen Arbeitgeber Zuschiisse.
Ausgewertet wurden 239, seit dem Jahr 2002 abge-
schlossene betriebliche Vereinbarungen. Hiervon
entfiel der iiberwiegende Anteil auf das Thema Ent-
geltumwandlung.

Die Auswertung gibt einen Uberblick der vielfilti-
gen Regelungsmoglichkeiten. Zusammen mit prak-
tischen Hinweisen und Empfehlungen werden An-
regungen fiir eigene Vereinbarungen geschaffen.

Sie finden mehr Informationen, Downloads und unsere
Online-Datenbank im Internet unter:

www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen



Biicher und Buchreihen der Hans-Bdckler-Stiftung

Reihe Betriebs- und Dienstvereinbarungen

AT-Angestellte

T miconom

Betriebs- und
Dienstvereinbarungen

Analyse und Handlungsempfehlungen

Thomas Breisig
AT-Angestellte

ISBN 978-3-7663-3944-7
2010, 145 Seiten
kartoniert, € 12,90

mit CD-ROM

V
BUND
VERLAG

Analyse und Handlungsempfehlungen

In vielen Branchen gibt es so genannte Auflertarif-
liche Angestellte (AT-Angestellte). Sie arbeiten etwa
in besonders verantwortlichen Positionen oder mit
umfangreichen Spezialkenntnissen. Anforderungen
und Vergiitungen sind hoher als im jeweiligen Tarif-
vertrag fiir die hochste Vergiitungsgruppe festgelegt.
AT-Angestellte fallen aus dem Tarifvertrag heraus,
werden aber vom Betriebsrat nach dem Betriebs-
verfassungsgesetz vertreten. Die Betriebsparteien
regeln einen Grofiteil der Arbeits- und Beschifti-
gungsbedingungen wie Arbeitszeit, Verglitungsre-
gelungen, Urlaub usw.

In der Analyse werden erstmals in gréflerem Um-
fang betriebliche Vereinbarungen speziell mit Bezug
auf AT-Angestellte ausgewertet. Gezeigt wird, wie
Betriebsparteien Fragen der Arbeitsbedingungen
fur AT-Angestellte regeln. Anregungen und Tipps
unterstiitzen bei der Gestaltung eigener Vereinba-
rungen.

Sie finden mehr Informationen, Downloads und unsere
Online-Datenbank im Internet unter:

www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen



Biicher und Buchreihen der Hans-Bdckler-Stiftung

Reihe Betriebs- und Dienstvereinbarungen

Qualitatsmanagement
und kontinuierlicher
Verbesserungsprozess

T mco-som

Betriebs- und
Dienstvereinbarungen

Analyse und Handlungsempfehlungen

Hans Béckler
Stiftung

Reinhard Bechmann
Qualitdts
management und
kontinuierlicher
Verbesserungs
prozess

ISBN 978-3-7663-6012-0
2010, 180 Seiten
kartoniert, € 12,90

mit CD-ROM

V
BUND
VERLAG

Analyse und Handlungsempfehlungen

Qualititsmanagement und kontinuierlicher Verbes-
serungsprozess sind Managementmethoden, um
betriebliche Ziele besser zu erreichen. Arbeits- und
Leistungsprozesse, Kundenerwartungen und die Ar-
beitsbedingungen der Beschiftigten sind dabei von
Bedeutung. Nicht selten werden zur Fehlervermei-
dung und kontinuierlichen Qualititsverbesserung
die Ideen von Beschiftigten genutzt. Moglichkeiten
zur Mitbestimmung werden in vielen Vereinbarun-
gen konkretisiert.

Diese Auswertung von 124 Betriebs- und Dienstver-
einbarungen zeigt, wie die betrieblichen Akteure das
Thema Qualititsmanagement aufgreifen, welche
Regelungstrends bestehen und sie gibt Anregungen
fur die Gestaltung eigener Vereinbarungen.

Sie finden mehr Informationen, Downloads und unsere
Online-Datenbank im Internet unter:

www.boeckler.de/betriebsvereinbarungen



	Vorwort
	Abkürzungsverzeichnis
	1. Rahmenbedingungen
	2. Regelungsinhalte
	2.1 Ziele und Gegenstand
	2.2 Umfang der Ausbildung, Ausbildungsquote und Ausbildungsberufe
	2.3 Planung und Durchführung der Ausbildung, Verbundausbildungen und Kooperationen
	2.3.1 Planung
	2.3.2 Durchführung
	2.3.3 Verbundausbildung, Kooperationen und Auslandsaufenthalte

	2.4 Auswahl und Einstellung
	2.4.1 Auswahl
	2.4.2 Einstellungsgespräch und Einstellung

	2.5 Ausbildungsvertrag und Ausbildungsmittel
	2.5.1 Ausbildungsvertrag
	2.5.2 Ausbildungsmittel

	2.6 Lernorte, Einsatz und Beschäftigung
	2.7 Ausbildungszeiten, Urlaub und ausbildungsbedingte Freistellungen
	2.7.1 Ausbildungszeiten
	2.7.2 Urlaub und Freistellungen

	2.8 Lernstandüberprüfungen: Beurteilungswesen, Ausbildungsnachweise, Prüfungen und Zeugnisse
	2.8.1 Beurteilungswesen
	2.8.2 Ausbildungsnachweise
	2.8.3 Prüfungen und Zeugnisse

	2.9 Entwicklung und Förderung
	2.10 Ausbildungsvergütungen, Zuwendungen, Prämien, Kostenübernahmen, Zuschüsse
	2.11 Ausbildungsabschluss und Übernahme
	2.12 Gleichbehandlung und Chancengleichheit
	2.13 Schutzvorschriften, Arbeits- bzw. Schutzkleidung
	2.13.1 Schutzvorschriften
	2.13.2 Arbeits- bzw. Schutzkleidung

	2.14 Die Rolle des Ausbilders im Ausbildungsprozess

	3. Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte, -verfahren und -instrumente
	3.1 Mitwirkungsrechte des Betriebsrats
	3.1.1 Informationsrecht
	3.1.2 Anhörungs- und Beratungsrecht
	3.1.3 Einsichtsrecht
	3.1.4 Recht auf Teilnahme

	3.2 Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats
	3.2.1 Initiativ-/Vorschlagsrecht
	3.2.2 Widerspruchs-/Vetorecht
	3.2.3 Zustimmungsrecht

	3.3 Beteiligung der Auszubildenden
	3.4 Tarifvertragliche Grundlagen

	4. Offene Probleme
	5. Zusammenfassende Bewertung
	6. Beratungs- und Gestaltungshinweise
	6.1 Gestaltungsraster
	6.2 Ausgangspunkte für die gestaltende Einflussnahme durch die Interessenvertretung
	6.3 Wesentliche rechtliche Grundlagen

	7. Bestand der Vereinbarungen
	Literatur- und Internethinweise
	Das Archiv Betriebliche Vereinbarungen der Hans-Böckler-Stiftung
	Stichwortverzeichnis

